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Annkathrin Kammeyer, Gert Kekstadt, Dirk Kienscherf, Gulfam Malik, Dorothee Martin,
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und
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Mareike Engels, Anna Gallina, Farid Muller, Ulrike Sparr (GRUNE) und Fraktion

zu Drs. 21/5028

(Bericht des Ausschusses fir Soziales, Arbeit und Integration
Uber die Drucksache 21/3800 Feststellung des Senats
Uber das Zustandekommen der Volksinitiative ,,Hamburg fur gute Integration*)

Betr.: Konsens mit den Initiatoren der Volksinitiative ,Hamburg fur gute Integration*

Am 26.02.2016 haben die Initiatoren die Volksinitiative ,Hamburg fur gute Integration* geman
§ 3 Volksabstimmungsgesetz (VAbstG) beim Hamburger Senat angezeigt. Die Initiatoren
haben am 2. Marz 2016 beim Hamburger Senat Unterschriftenlisten mit insgesamt 26.051
Unterschriften zur Unterstlitzung der Volksinitiative eingereicht. Der Senat hat am
29.03.2016 das Zustandekommen der Volksinitiative festgestellt. Gegenstand der Initiative
ist — gemalf folgender Vorbemerkung/Begriindung

.iIm Rahmen der Unterbringung von Flichtlingen in Hamburg soll eine nachhaltige Integration
an erster Stelle stehen. Die Voraussetzungen daflr sollen bereits bei der Planung, Errichtung
und Belegung von Erstaufnahme-, Folgeunterbringungseinrichtungen und Wohnbauvorhaben
geschaffen werden. Ziel ist eine gerechtere Verteilung der Fluchtlingsunterkiinfte unter Be-
rucksichtigung der ortlichen Gegebenheiten, insbesondere der Sozialstruktur und des Natur-
und Landschaftsschutzes.”

— als Befassung mit einem bestimmten Gegenstand der politischen Willensbildung im Sinne
einer anderen Vorlage gemal § 1 Satz 1 VAbstG folgende Vorlage:

.ich fordere die Birgerschaft und den Senat der Freien und Hansestadt Hamburg auf, alle er-
forderlichen Schritte zu ergreifen, damit:

1. in Folgeunterbringungseinrichtungen und Wohnbauvorhaben, die nach dem 26.02.2016 in
Betrieb genommen oder erweitert werden, zu keiner Zeit mehr als 300 Fliichtlinge unterge-
bracht werden.

2. in Zusammenarbeit mit allen Beteiligten darauf hin gewirkt wird, dass die Verweildauer in
den Zentralen Erstaufnahmeeinrichtungen zwei Monate nicht Gberschreitet.



3. zwischen allen Standorten mit mehr als 100 Flichtlingen ein Mindestabstand von 1.000 Me-
ter (Luftlinie) liegt. Mit Zustimmung der jeweiligen Bezirksversammlung kann der Mindestab-
stand im begriindeten Einzelfall auf bis zu 500 Meter reduziert werden.

4. eine Vereinbarung fur einen neuen Verteilungsschliussel fur die Aufnahme von Asyl-
begehrenden mit den anderen Bundeslandern angestrebt wird, die die Situation der Stadtstaa-
ten besonders bericksichtigt. Senat und Burgerschaft sollen sich zudem verstérkt darum be-
mihen, mit anderen Bundeslandern Kooperationsvereinbarungen fiir die Unterbringung von
Flichtlingen abzuschlieRen.

Wenn und soweit Standorte den vorstehenden zwingenden Kriterien 1. und/oder 3. nicht ent-
sprechen, sind sie bis spatestens 31.12.2019 zu verkleinern, zu verlegen und/oder in eine zu-
lassige Nutzung zu uberfuhren. Wenn und soweit Senat und/oder Birgerschaft die Verant-
wortlichkeit und/oder Tragerschaft fur Standorte auf Dritte Ubertragen haben, sind unverzig-
lich alle notwendigen Schritte zu ergreifen, um die fristgerechte Umsetzung auch bei solchen
Standorten sicherzustellen.

Flichtlinge im Sinne dieser Forderungen sind Asylbegehrende, anerkannte Asylberechtigte,
anerkannte Fluchtlinge nach Genfer Konvention, subsidiar Schutzberechtigte, Auslander, fur
die ein Abschiebungsverbot gilt, und geduldete Auslander.

Wohnbauvorhaben im Sinne dieser Forderungen sind alle Vorhaben, die ganz oder Uberwie-
gend dem Wohnen von Flichtlingen dienen oder zunachst fir die 6ffentlich-rechtliche Unter-
bringung von Fluchtlingen errichtet werden und dann spater dem Wohnen dienen sollen (z.B.
Programm Flichtlingsunterkinfte mit der Perspektive Wohnen).

Im Rahmen der Bauleitplanung gelten die vorstehenden Kriterien unter Wahrung des Abwa-
gungsgebots und fiir den Regelfall.”

Die gem. 8§ 5a Abs. 1 S. 3 VAbstG vorgesehene Anhorung der Initiatoren der Volksinitiative
erfolgte am 22. April 2016 im Sozialausschuss der Hamburger Burgerschaft. Im Anschluss
daran sind die antragstellenden Fraktionen mit den Vertreterinnen und Vertretern der
Volksinitiative in den Dialog getreten, um Moglichkeiten fir einen Kompromiss auszuloten.

Nach vielen intensiven Gesprachen ist mit dem nachfolgenden Ersuchen ein Konsens
gelungen, der zu einer Beendigung des laufenden Volksgesetzgebungsverfahrens fiihren
soll. Die Initiatoren der Volksinitiative haben erklart, dass das in dem vorliegenden Antrag
enthaltende Ersuchen ihrem Anliegen entspricht und sie nach erfolgtem Beschluss durch die
Birgerschaft ihre Vorlage gemani § 8 Abs. 1 VAbstG durch Erklarung gegenuber dem Senat
zuricknehmen werden. Die antragstellenden Fraktionen sichern zu, alles in ihrer Macht
stehende zu unternehmen, damit diese in diesem Ersuchen aufgefiihrten Auftrdge und
MalRnahmen zeitgerecht von den zustdndigen Behorden aufgegriffen und sachgerecht
umgesetzt werden.

Die Regierungsfraktionen hatten und haben Verstandnis fir das Grundanliegen der
Volksinitiative — auch wenn sie viele Annahmen nur bedingt teilen. Die kritisierten
Unterkunftsplanungen, die den Anlass fur die Volksinitiative bildeten, waren Ergebnis der
extremen Zugangsentwicklung bei den Fluchtlingen im Herbst/Winter 2015/2016, die die
Stadt, ihre Behorden, viele Haupt- und Ehrenamtliche vor riesige Herausforderungen gestellt
hat — die diese in einer herausragenden Teamleistung bewaltigt haben. An vielen Stellen der
Stadt hat es im Anschluss ein Entgegenkommen der Politik bei den grof3eren
Unterkunftsplanungen  gegeben. Die sich veranderte  Zugangsentwicklung im
Frihjahr/Sommer 2016 hat schlieRlich den Spielraum fiir Kompromisse ergeben, die
Fraktionen und Volksinitiative zusammengefihrt haben. Aus Sicht der Regierungsfraktionen
ist zudem festzuhalten, dass die GroRRe einer Flichtlingsunterkunft nicht der priméare Erfolgs-
oder Misserfolgsfaktor flr Integration ist. Die Vorlage der Volksinitiative war in den
Anforderungen so strikt und eng formuliert, dass aus Sicht der Regierungsfraktionen die
Gefahr bestanden hatte, dass Hamburg seinen Unterbringungsverpflichtungen — in
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maoglicherweise verfassungswidriger Weise — nicht héatte nachkommen kdnnen.
Entscheidend war fur die Regierungsfraktionen bei dieser Einigung, einen Weg zu finden, der
keinen Zweifel lasst, dass Hamburg seiner grundgesetzlichen Unterbringungsverpflichtung
jederzeit nachkommen wird — bei gleichzeitiger schneller Reduzierung der prekaren
Unterkiinfte in Zelten, Baumarkten und Lagerhallen. Dieser Weg ist — unter grofter
Anstrengung bei der erreichten Formulierung und baldigen Umsetzung dieses Ersuchens —
nun geebnet. Entscheidender als die reine Unterbringung ist vielmehr, wie der
infrastrukturelle Rahmen gesetzt werden kann, mit dem Integration gelingt. Die
Hamburgische Burgerschaft hat auf Antrag der Regierungsfraktionen zahlreiche Beschlisse
hierzu gefasst, u. a. mit dem Beschluss der Drs. 21/4066 einen 25 Mal3hahmen
umfassenden Plan zur Schaffung integrativer, nachbarschaftlicher Strukturen in Stadteilen
mit insbesondere grélReren Flichtlingsunterkinften vorgelegt. Darin ist u. a. vorgesehen,
dass alle Hamburger Bezirke ab dem Haushalt 2017/2018 tber den Quartierfonds jeweils 1
Million Euro erhalten, um zuséatzliche MaRRnahmen zum Ausbau von Integrations-
férdermaflinahmen finanzieren zu kénnen. Mit diesen und vielen anderen Beschlissen und
MalRnahmen bietet Hamburg eine im Bundesvergleich herausragend gute
Integrationsinfrastruktur, mit der die Integration der Flichtlinge gut und nachhaltig gelingen
kann. Die wahren Integrationsexperten sind aus Sicht der Regierungsfraktionen zudem die
vielen Hamburgerinnen und Hamburger, die nach wie vor aktiv engagiert sind, um eine
Willkommenskultur fur gefliichtete Menschen auszugestalten und die Integration und
Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund in Hamburg immer im Sinne guter
Nachbarschaft voranzutreiben. Bei dem intensiven Dialog mit den — im Verfahren von
Volksinitiativen und Blrgerbegehren formal mandatierten — Vertreterinnen und Vertretern der
kritischen Burgerinitiativen sollte nicht vergessen werden, dass es viele hunderte, ja
tausende Birgerinnen und Birger in unserer Stadt gibt, die sich fur die Integration der
Fluchtlinge ganz konkret engagieren — und damit helfen, Vorbehalte abzubauen. Nun muss
es darum gehen, den erzielten, fur die Regierungsfraktionen und auch den Senat an vielen
Stellen schmerzhaften Kompromiss hamburgweit und vor Ort mit Leben zu flllen — das geht
nur in einem breiten Schulterschluss aller Beteiligten. Tragbar ist der Kompromiss vor allem
deshalb, weil es gelungen ist, die strittigen Unterklinfte ,Perspektive Wohnen* beschleunigt
zu — dringend bendétigten — Wohnquartieren zu machen.

Aus Sicht der Volksinitiative hat das vorliegende Petitum den Burgerinitiativen ein so hohes
Mal3 an Zugestandnissen abverlangt, dass einzelne Birgerinitiativen das Ergebnis am Ende
nicht oder nur teilweise tragen konnten:

.Das bleibt fur die Zukunft ein Risiko. Wir konnten zum einen nicht verhindern, dass in
Landschaftsschutzgebieten gebaut wird, obwohl diese Gebiete fir die Unterbringung der
Flichtlinge nicht bendtigt werden. Zum anderen hat die Stadt ihre Projekte parallel zu den
Verhandlungen weiter vorangetrieben. Dadurch wurde die gemeinsame Auseinandersetzung
um Alternativen und somit die Beteiligung an besseren Losungen stark eingeschrankt. Die
Verhandlungen und das Verhandlungsergebnis wurden massiv belastet, denn vollendete
Tatsachen kann man nicht mehr verhandeln. So gesehen bleibt dieser Vertrag in Teilen
lediglich ein Versuch, den Schaden, den die vollendeten Tatsachen verursachen haben, zu
begrenzen. Bauen ohne Baurecht ist und bleibt aus unserer Sicht rechtswidrig und ungerecht.

Das wird von den Wahlern — und nicht nur den Anwohnern — auch als solches
wahrgenommen. Die Stadt hatte zunachst versucht, sich durch die rechtswidrige Anwendung
des § 246 uber geltendes Recht hinweg zu setzen. Von den Birgern wird hingegen verlangt,
sich an geltendes Recht zu halten. Das Umgehen von Blrgerbeteiligung und das Bauen ohne
Baurecht haben unserem Rechtssaat und dem demokratischen Anspruch nachhaltigen
Schaden zugefugt.

Die Grundforderung und Uberzeugung der Volksinitiative ,Hamburg fir gute Integration®
(HGI), dass kleinteilige Unterbringung (kleiner 100) die bestmdgliche Integration gewéhrleistet
und dies im normalen Wohnungsmarkt umzusetzen ist, konnte im Petitum weder formuliert
noch als politisches Ziel festgeschrieben werden. Dieser fehlende Perspektivwechsel der
Politik stellt ein schwer voraussehbares Risiko fur ein mégliches Scheitern der Integration dar.

3



Unsere Forderungen nach Wohnungsbau bleiben deshalb nur eine ,Aufforderung an die
Stadt" und verpflichten damit die Stadt zu wenig, wie andere, konkrete Kernforderungen zur
Integration auch. Alle guten Griinde fir die weichen Formulierungen bergen daher die Gefahr
in sich, dass es an politischem Verantwortungsgefuihl fehlt, um die sichere Umsetzung zu
gewahrleisten. Damit beinhalten die Absichten und die zu wenig verpflichtenden
Aufforderungen ein Risiko zu scheitern. Vor dem Hintergrund dieser ,auf3ergewdhnlichen
gesellschaftlichen Aufgabe” hat HGI deutlich mehr Verbindlichkeit erwartet.

Mehr Verbindlichkeit hatten wir auch gerne bei dem fir die Integration entscheidenden
Baustein ,Ausbildung, Qualifizierung und Arbeit" erreicht. Eine rechtliche Verpflichtung ware
hier zielfihrender als eine Selbstverpflichtung. Die Birger leisten bereits seit Monaten Hilfe,
und der Staat und die Stadt bemihen sich um Angebote fir Kitas, Schulen und
Sprachférderung. Vergleichbare Anstrengungen oder Selbstverpflichtungen der Arbeitgeber —
jenseits der betriebswirtschaftlichen Rentabilitdt — sind im Bereich ,Ausbildung, Qualifizierung
und Arbeit* bisher nicht ausreichend.

Dies vorausgeschickt bleiben das vorliegende Petitum und die Blrgervertrage eine in Teilen
gelungene Anstrengung, einen gemeinsamen Kompromiss zu finden. Wir konnten aber
zentrale, integrationsférdernde Kernforderungen nicht durchsetzen, weil diese politisch nach
wie vor nicht gewollt sind. Allerdings werden etliche vereinbarte MalRnahmen nun friher
greifen, als das nach einem erfolgreichen Volksentscheid der Fall gewesen ware.

Fur die Umsetzung und Begleitung der vereinbarten MalRnahmen zur Integration, zur
Unterbringung von Flichtlingen und zu den in Hamburg notwendigen Anstrengungen im
Wohnungsbau bedarf es jetzt einer kritischen und sichtbaren Kontrolle durch das Parlament.
AuRerdem bedarf es einer weiterhin wachsamen Offentlichkeit.

Der Konsens, der mit Blick auf die Ziele und MaBhahmen fiir eine gute Integration hergestellt
wurde, muss nun in parlamentarische Arbeit einflieBen, kontrolliert und konsequent
eingefordert werden.”

In Verantwortung fur den sozialen Frieden in Hamburg haben sich gleichwohl beide Seiten
entschlossen, aufeinander zuzugehen, um einen polarisierenden Volksentscheid zu
vermeiden. Dabei sind beide Seiten schwierige Kompromisse hamburgweit und vor Ort
eingegangen. Beide Seiten erkennen die Kompromissbereitschaft der jeweils anderen Seite
an. Beide Seiten eint, dass es nach sehr kontroversen Diskussion der letzten Monate in der
Stadt jetzt darum gehen muss, wieder einen Weg der Befriedung zu gehen — damit man sich
schnell auf die Hauptaufgabe konzentrieren kann, ndmlich gelingende Integration fur die
Neu-Hamburgerinnen und -Hamburger gemeinsam mit den hier lebenden Hamburgerinnen
und Hamburgern. Der Umsetzungsweg wird allen Beteiligten in und aul3erhalb der
Verwaltung viel abverlangen, eine Veranderung von Unterbringungsplanungen, eine
Weiterentwicklung von Integrationskonzepten. Dieses wird auch zusétzliche Haushaltsmittel
erfordern, die sich gegenwartig noch nicht serids beziffern lassen. Die Regierungsfraktionen
wissen sich einig mit der Volksinitiative darin, dass die (Mehr-)Kosten flr die Integrations-
und Unterbringungspolitik nicht zu Lasten anderer, fur die Hamburgerinnen und Hamburger
wichtigen, Politikbereiche gehen dirfen. Die stadtische und insbesondere soziale
Infrastruktur muss weiter auskdmmlich finanziert sein und bleiben. Die Nutzung
haushalterischer Spielrdaume in Hamburg und die Unterstitzung vom Bund werden dabei
helfen. Inwieweit der finanzielle Mehraufwand jetzt real spéatere Folgekosten z. B. wegen
misslingender Integration vermeidet, wird sich nicht exakt berechnen lassen. Fir den
sozialen Frieden in der Stadt jetzt ist es gleichwohl in jedem Fall gut investiertes Geld. Da
auch die Blrgerschaft diese Fragen &ufRerst kontrovers diskutiert hat, winschen sich die
Regierungsfraktionen nach dem Konsens mit der Volksinitiative auch einen breiten Konsens
im Parlament.



Vor diesem Hintergrund mége die Blrgerschaft beschlie3en:

1. Die Birgerschaft stellt in Ubereinstimmung mit den Vertrauensleuten/Initiatoren
der Volksinitiative , Hamburg fur gute Integration” fest:

Die Biirgerschaft bekennt sich in Ubereinstimmung mit den Vertrauensleuten
der Volksinitiative zur Verpflichtung der Aufnahme und Unterbringung von
Fluchtlingen. Die Freie und Hansestadt Hamburg ist nach den Vorschriften des
Asylgesetzes im Landerverbund verpflichtet, die Unterbringung der tatsachlich nach
Deutschland kommenden Asylsuchenden in entsprechenden Einrichtungen sicherzu-
stellen, ohne dass die Stadt Mdglichkeiten hat, diese Pflicht zahlenmaRig signifikant
zu begrenzen. Dadurch werden die verfassungsrechtlichen Bestimmungen tber das
Asylgrundrecht (Art. 16a GG), aber auch die europa- und volkerrechtlichen Regelun-
gen zum Schutz von Flichtlingen umgesetzt. Die Pflicht der Lander zur Bereitstellung
von Unterkinften ergibt sich daneben auch unmittelbar aus verfassungsrechtlichen
Schutzpflichten, namentlich aus der Pflicht des Staates, die korperliche Unversehrt-
heit eines jeden zu schitzen (Art. 2 Abs. 2 GG) und dementsprechend Obdachlosig-
keit — zumal einer groBen Zahl von Menschen — zu verhindern. Aber die Unterbrin-
gung ist nicht nur eine rechtliche, sie ist auch unsere gemeinsame moralische Ver-
pflichtung. Die Burgerschaft will in Ubereinstimmung mit der Volksinitiative diesen
Verpflichtungen in gemeinsamer Verantwortung nachkommen.

Hamburg steht als Stadtstaat vor der schwierigen Aufgabe, ausreichend Unterkiinfte
fur die zu erwartende Zahl an Fliichtlingen zu schaffen. Es ist von grofl3er Bedeutung,
die geplanten Unterkiinfte — unter Bertcksichtigung von notwendigen Reserven —
moglichst eng an der Prognose des zu erwartenden Fluchtlingsstroms auszurichten.
Zu wenige Unterkulnfte fihren zu prekaren Unterbringungssituationen, wie zuletzt im
Herbst in manchen Baumarkten und Zelten. Zu viele leerstehende Unterklnfte fihren
zu unndtigen Kosten und verbrauchen unnétig Flache. Die Anzahl der Gefliichteten
hat sich in den letzten 10 Jahren sehr unterschiedlich entwickelt. Grundsatzlich muss
Hamburg sich auch in Zukunft auf eine unterschiedliche Anzahl von Fliichtlingen ein-
stellen. Deshalb ist die Freie und Hansestadt Hamburg verpflichtet, sich auf ver-
schiedene Unterbringungsbedarfsszenarien einzustellen (z. B. hoch, mittel,
niedrig) und daftr unterschiedliche Konzepte vorzuhalten. Eine laufende, aktua-
lisierte Fortschreibung der Bedarfsprognose — unter Berlcksichtigung dieser
Szenarien — ist deshalb fir die Unterbringungsplanung und -steuerung unab-
dingbar. Diese regelmafig fortzuschreibende Bedarfsprognose ist spatestens
vier Wochen nach ihrer Erstellung zu veroffentlichen.

Vor diesem Hintergrund hat der Zentrale Koordinierungsstab Flichtlinge (ZKF) im
Juni 2016 seine Kapazitatsplanung an die aktuellen Entwicklungen angepasst.
Auf Basis einer langerfristigen Beobachtung der Zugangszahlen rechnet der ZKF
zukUnftig im Durchschnitt mit einem monatlichen Zuweisung von ca. 1.300
unterzubringenden Schutzsuchenden aus dem EASY-System, sowie ca. 500
Zugange aul3erhalb des EASY-Systems, beispielsweise durch
Familienzusammenfuhrung,  Volljahrigkeit ~von  Minderjdhrigen  und  der
Vermittlungsstelle AVS von férdern&wohnen (f&w). Dem stehen ca. 1.000 Abgange
monatlich gegenuber, z. B. wegen Rickfiihrungen oder wegen des Wechsels in eine
eigene Wohnung. Am Stichtag 31. Mai 2016 gab es in Hamburg insgesamt rund
37.000 Unterkunftsplatze, davon rund 14.500 Platze in Erstaufnahmeeinrichtungen
(EA) und rund 22500 Platze in Folgeunterkinften (Offentlich rechtliche
Unterbringung, ORU). Der Koordinierungsstab geht davon aus, dass 2016 mit einem
Zugang von rund 20.600 Personen mit Unterbringungsbedarf zu rechnen ist —
abzuglich der prognostizierten Abgange netto 10.000 Schutzsuchende mit
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Unterbringungsbedarf. Fir 2017 rechnet der ZKF mit einem Zugang von rund 21.600
Personen mit Unterbringungsbedarf — abzlglich der prognostizierten Abgéange netto
rund 8.500. Ende 2017 werden voraussichtlich rund 48.000 Menschen in Hamburg
leben, die auf stadtische Unterkinfte angewiesen sein werden. Um diesen
Unterbringungsbedarf bis Ende 2017 decken zu koénnen, missen gemal ZKF
insgesamt rund 29.500 Platze neu geschaffen werden. Bis Ende 2017 werden rund
14.000 Platze abgebaut oder reduziert werden, weil zum Beispiel bestehende
Mietvertrage auslaufen. Die Platzkapazitat wird daher geman dieses Szenarios netto
um rund 15.500 Platze zunehmen. Von den neu zu schaffenden 29.500 Platzen
entfallen etwa 25.000 Platze auf Folgeunterkiinfte und rund 4.500 Platze auf
Erstaufnahmeeinrichtungen. Kapazitatsrelevant ist auch, dass sich in Hamburgs
Erstaufnahmeeinrichtungen rund 9.500 sogenannte Uberresidente befinden, die
einen Anspruch auf einen Platz in der Folgeunterbringung haben und dringend in
Folgeunterbringungen verlegt werden missen. Bis Ende 2017 lauft auBerdem die
Nutzungsdauer von rund 20 Einrichtungen der Folgeunterbringung mit tber 4.000
Platzen aus.

Die Volksinitiative geht in ihrem, auf Planungen des Bundesministeriums fir Fi-
nanzen (BMF) basierenden Szenario davon aus, dass im Jahr 2016 ca. 15.200 Ge-
flichtete mit Unterbringungsbedarf aus EASY-Zuweisung und sonstiger Zuwande-
rung nach Hamburg kommen, im Jahr 2017 liegt die Zuwanderung unter Zugrundele-
gung des BMF-Szenarios aus Sicht der Volksinitiative bei ca. 10.100 Gefllichteten.

Die antragstellenden Blrgerschaftsfraktionen und die Volksinitiative sind sich einig,
dass jede Kapazitatsplanung beiden Szenarien gerecht werden und sowohl hinrei-
chende Puffer, aber auch Reduzierungsmdglichkeiten beinhalten muss. Auf beide
Szenarien wird daher im Weiteren, aber auch in den ortlichen Verstandigungen Be-
Zug genommen.

Die Burgerschaft verkennt in Ubereinstimmung mit der Volksinitiative dabei
nicht, dass Hamburg als Stadtstaat vor besonderen Herausforderungen steht.
Nach § 45 Abs. 1 Satz 1 AsylG richtet sich die Quote fir die Aufnahme von Asylbe-
gehrenden durch die einzelnen Bundeslander nach dem sogenannten Koénigsteiner
SchlUssel, der zu V5 die Bevolkerungszahl und zu % die Wirtschaftskraft der einzelnen
Lander bertcksichtigt. Danach ist die Freie und Hansestadt verpflichtet, im Verhéaltnis
der Lander untereinander 2,52738 Prozent der Asylbegehrenden aufzunehmen und
unterzubringen. Da der Schlissel kein Flachenelement enthalt, fuhrt dies dazu, dass
die Staatstaaten — bezogen auf ihre geringe Flache — Uberproportional viele Asylbe-
gehrende aufnehmen missen. Hamburg muss also fir die Bereitstellung von erhebli-
chen Unterbringungskapazitaten auf einer vergleichsweise kleinen und stadtebaulich
stark verdichteten Gesamtflache sorgen. Fir Forderungen auch der Volksinitiative
nach einem veréanderten Verteilungsschlissel fiur die Aufnahme von Asylbegehren-
den hat die Birgerschaft daher groRes Verstandnis — ihre Umsetzung ist jedoch auf-
grund der Meinungsbildung im Bundesrat (drei Stadtstaaten versus dreizehn Flachen-
lander) kurzfristig wenig realistisch. Gleichwohl soll Hamburg auf Bundesebene mittel-
bis langfristig ausloten, ob Anderungen beim Konigsteiner Schliissel im Hinblick auf
die Verteilung von Asylbegehrenden zugunsten der Stadtstaaten moglich sind.

Realistischer ist es daher, dass die Kooperation bei der Flichtlingsaufnahme ausge-
baut wird. Kooperativ betreibt Hamburg auch Erstaufnahmeeinrichtungen in Schles-
wig-Holstein (in Umsetzung), Niedersachsen (in Vorbereitung) und in Mecklenburg-
Vorpommern (bereits seit 2006). Weitere Kooperationsvereinbarungen im Bun-
desgebiet, vorzugsweise in der Metropolregion, sind zu forcieren — das kann

6



ein Beitrag zur Verteilungsgerechtigkeit in Deutschland sein. Der Senat soll der
Burgerschaft regelmafig tber den Stand der Kooperationen berichten.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sich die Blrgerschaft gemeinsam mit den
Initiatoren von “Hamburg flr gute Integration” und einer Vielzahl von (haupt- und eh-
renamtlichen) Beteiligten und Akteuren in der ganzen Stadt in einer gemeinsamen
Verantwortung fir eine erfolgreiche Integration der Flichtlinge sieht. Dabei
muss es gelingen, die Integration in die Infrastrukturen und Regelsysteme unserer
Gesellschaft so schnell und so dezentral wie moglich zu schaffen. So gelingt Integra-
tion in guter Nachbarschatft.

2. Malnahmen zur Unterbringung und Integration von Geflichteten
A. Unterbringung
a) Erstaufnahmeeinrichtungen und regulére Folgeunterkinfte

Das Ankunftszentrum in Meiendorf mit erheblichem Steuerungseffekt fur die
Fluchtlingsaufnahme hat im Mai 2016 seinen Betrieb aufgenommen. In dieser
ZEA wird die Registrierung, Gesundheitsprifung, Leistungsbearbeitung und
Asylantragstellung konzentriert, wahrenddessen sind die Fluchtlinge dort un-
tergebracht. Je mehr das zustéandige Bundesamt fiir Migration und Flichtlinge
seine Bearbeitungsressource auch dort erhdht, umso gréRRer wird die Entlas-
tungswirkung fir Hamburg. Unsere Erwartung ist, dass das BAMF seine
Bearbeitungskapazitaten in Hamburg schnellstméglich maximal erhdht.
Diese Verfahrensverbesserungen ermdglichen es, sukzessive Veranderungen
und Reduzierungen bei den — zukinftig dezentralen — Erstaufnahme-
Einrichtungen durchzufihren.

Folgeunterkiinfte stellen eine moglichst voribergehende Unterbringungsmaog-
lichkeit im Sinne einer “6ffentlich rechtlichen Unterbringung” dar. Die Folgeun-
terkiinfte miissen eine Mindestqualitat haben. Uber entsprechende Mindest-
standards berichtet der Senat der Burgerschaft noch im Jahre 2016.

Die Schaffung von Fluchtlingsunterkinften mittels Polizeirecht mag im Rah-
men von Notlagen im vergangenen Herbst noch vertretbar gewesen sein.
Nunmehr sind die Moglichkeiten von BauGB und HBauO bei der rechtskon-
formen Einrichtung von Unterkiinften zu nutzen — verknipft mit frihestmogli-
cher und breitestmoglicher Burgerbeteiligung bzw. -information.

Bei einer eventuell unvermeidlichen Flacheninanspruchnahme zum Zwecke
der Flichtlingsunterbringung missen die Flachen des Biotopverbundes,
Landschaftsachsen und Landschaftsschutzgebiete als grof3flachig wahrnehm-
bare NaturrAume erhalten bleiben und Eingriffe im Einzelfall geprift werden
sowie auf Ausnahmen beschrankt bleiben — verknupft mit friihestméglicher
und breitestmoglicher Burgerbeteiligung bzw. -information.

Mindestens gleichermal3en ist bei der Planung zuklnftiger Standorte darauf
zu achten, soziale Uberlastungen in Stadtteilen mit besonderen Problemlagen
zu vermeiden. Wenn Stadtteile, in denen stadtische FérdermalRnahmen z. B.
im Rahmen von RISE laufen, fir die Unterbringung von Flichtlingen in Be-
tracht kommen, ist die Unterbringungs- und Integrationsplanung so auszuge-
stalten, dass sie mit einer Starkung der (sozialen) Infrastruktur einhergeht und
der Stadtteil im Ubrigen gewinnt — verkniipft mit friihestmdglicher und brei-
testmaoglicher Burgerbeteiligung bzw. -information.

Der Betrieb von Erstaufnahmeeinrichtungen und Folgeunterkiinften soll nicht
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ausschlieB3lich durch stadtische Gesellschaften wie Fordern und Wohnen ge-
schehen. Vielmehr sollten im Rahmen rechtskonformer, mdglichst zugiger
Vergabeverfahren auch erfahrene und anerkannte Hilfsorganisationen, wie z.
B. ASB, Deutsches Rotes Kreuz, Johanniter oder Malteser, die Méglichkeit er-
halten, den Betrieb von Einrichtungen Gbernehmen kénnen.

Der Senat wird vor diesem Hintergrund ersucht,

aa) Schliefung prekarer Unterkiinfte

Schritt fur Schritt in 2016/2017 prekare Erstaufnahme-Einrichtungen — insbe-
sondere in Hallen und Zelten — nicht weiter zu belegen, zu reduzieren bzw. zu
schliel3en, im Einzelnen sind folgende MaRnahmen zu prifen:

- Umzug von Flichtlingen aus prekaren Unterkinften in freie Kapazitaten an-
derer Erstaufnahmeeinrichtungen,

- Vereinbarungen mit anderen Bundeslandern zur Aufnahme von Flichtlingen
in dort leerstehende Einrichtungen (siehe Ziff. 1).

- Nutzung von (auch befristet) leer stehenden Gebauden.

- ggf. temporare Zwischennutzung von Flachen, die fur Wohnungs- oder Ge-
werbebau disponiert sind, bei denen aber ein Baubeginn noch unabsehbar ist
oder in der Zukunft liegt, dass eine Zwischennutzung wirtschaftlich sinnvoll ist.

- Im Rahmen der behdrdlichen Prifungen abgelehnte Standortvorschlage sol-
len mit den MalRgaben dieses Beschlusses erneut gepriift werden.

bb) Umbau von Erstaufnahmen in Folgeunterkunfte

zu prufen, inwieweit geeignete Erstaufnahmestandorte nach Maf3gabe dieses
Beschlusses in Folgeunterkiinfte umgebaut werden kénnen;

cc) Vorhaltung einer Reservekapazitat

zu prufen, inwieweit insbesondere geeignete Erstaufnahmestandorte, die im
Rahmen der Kapazitdtsanpassung ,vom Netz gehen®, als Reservekapazitat
vorgehalten werden kdnnen und sollen, um in Zeiten wieder steigender Zu-
gangszahlen nicht erneut mit groRem Aufwand neue Kapazitaten schaffen zu
missen, sondern vereinfacht auf solche Reservekapazitaten zurtickgreifen zu
kénnen (vgl. auch 3. d.). Die geschlossenen prekareren Unterkinfte sollten in
der Regel als Reservekapazitét erhalten bleiben, solange noch Vertrage be-
stehen. Erst wenn die ergriffenen MalRhahmen ausreichende Kapazitaten ge-
schaffen haben und Sicherheit im Hinblick auf die Prognose des Flichtlings-
zustroms besteht, konnen Reservekapazitaten endgultig geschlossen werden.
Auch un-, untergenutzte und ebenfalls als Reserve vorgehaltene Gewerbefla-
chen konnen in die Vorhaltung der Reservekapazitat einbezogen werden.

dd) Schaffung weiterer Folgeunterklinfte, Umsetzung laufender
Planungen, Bestandsschutz fur in Betrieb befindliche Einrichtungen

verstarkt maoglichst viele, moglichst kleine, méglichst dezentrale Folgeunter-
kinfte zu planen, zu genehmigen und zu realisieren. Es ist das Ziel, bei Neu-
planungen von ORU maglichst in GréRenordnungen zwischen 150 und bis
maximal 300 Platzen zu planen. Durch die groRe Zahl von (zusatzlichen)
kleinen Unterkiinften — anzupeilen ist (wenn kapazitatsmaRig notig) eine ORU-
Zahl von bis zu 300 Standorten — ist es leichter mdglich, die Unterkiinfte ge-
rechter Uber die ganze Stadt zu verteilen und grofRe Unterkiinfte (wesentlich
groler als 300) zu vermeiden. Mit der wachsenden Zahl von Fliichtlingsein-
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richtungen besteht die Mdglichkeit, die Belegung gréRRerer Standorte in Rich-
tung auf eine 300er Belegung zu reduzieren. Der Senat wird ersucht, diese
Mdoglichkeit zu nutzen. Auf den so gewonnenen Freiflachen kénnen und sollen
in aller Regel auch neue Wohnungsbaupotentiale gehoben werden (vgl. Ziff.
c), vorausgesetzt diese bislang vorubergehend genutzten Flachen unterliegen
keinerlei zwingenden Einschrankungen gemalf Einleitung Ziff. a).

Die Reduzierung hat mit folgender Priorisierung stattzufinden: (1) zunéchst
bei prekaren Standorten, Einrichtungen mit schlechtem Standard (vgl. auch
aa). (2) in Bereichen, in denen sich zahlreiche Einrichtungen ballen oder sich
andere sozialrdumliche Notwendigkeiten ergeben (siehe unten). (3) mit Blick
auf die Notwendigkeit, insbesondere zusatzliche Sozialwohnungen bereitzu-
stellen, auch im Programm Perspektive Wohnen (vgl. b).

Insgesamt ist durch diesen Prozess — neue Standorte, kleinere Einrichtungen,
Belegungsreduzierung der groReren Standorte — verbindlich bis zum
31.12.2019 eine Durchschnittskapazitat in der 6ffentlich-rechtlichen Un-
terbringung von unter 300 Platzen zu erreichen (,3x300er-Regel”). Die
Durchschnittsbetrachtung darf nicht durch eine gezielte Schaffung von sehr
vielen zu kleinen Unterkinften unterlaufen werden; sie muss ein realistisches
Bild der Standortentwicklung zeichnen. Dasselbe gilt fur die Zielzahl von 300
ORU-Standorten; diese ist als Richtung zu verstehen, um die o. g. Zielsetzun-
gen zu erreichen.

Die ,3x300er-Regel“ muss in Zeiten dramatisch hoher Flichtlingszugange
angemessen atmen kdnnen, damit Hamburg in jedem Fall seiner Unterbrin-
gungsverpflichtung gerecht werden kann. Wird der Zugang wieder geringer,
muss die ,,3x300er-Regel” in ihren ErmessensspielrAumen wieder restriktiver
angewandt werden. Entwickelt sich die Zugangssituation weiter riicklaufig,
ist diese Regel in ihrer Anwendung weiter nach unten zu steuern. Die ein-
gangs erwahnten Szenarien ZKF bzw. BMF/Volksinitiative sind bei der Steue-
rung zu bertcksichtigen.

Bei der Standortplanung sind aus Griinden der Ausgewogenheit zuvorderst
die Stadtteile in den Blick zu nehmen, die bisher noch keine bzw. anteilig ge-
ringe Beitrage zu Unterbringungsverantwortung erbracht haben (vgl. auch 3.
b). Um diesen Prozess zukiinftig weiter zu verobjektivieren, ist in einem ersten
Schritt ein kriteriengestiitzter Hamburger Verteilungsschlissel fir die
Hamburger Bezirke und in einem zweiten Schritt ein entsprechender, das So-
zialmonitoring aber auch den Faktor Flache beriicksichtigender Verteilungs-
schlussel fur die Hamburger Stadtteile zu erarbeiten. Die von den Burgeriniti-
ativen in Neugraben und Rissen erarbeiteten Verteilungsschlissel kénnen da-
bei eine Orientierung geben. Bei der Standortplanung ist zudem verbindlich
auf einen angemessenen Abstand zwischen den ORU-Standorten zu achten,
um Ballungen und Konzentrationen, die den o. g. Zielsetzungen zuwiderlau-
fen, zu vermeiden. Hierfir ist der Verteilungsschliissel das richtige und ver-
bindliche Instrument, um Fehlallokationen von vornherein zu vermeiden. Ins-
besondere an Stadtteilgrenzen sind der Sozialraum bzw. das Quartier ins-
gesamt zu betrachten, um Ballungen zu vermeiden. Das vorhandene Sozial-
monitoring ist dabei einzubeziehen.

Die bis zum Beschlussdatum bereits errichteten Unterkinfte kdnnen — mit
Ausnahme der nur befristet nutzbaren prekdren Unterkinfte (vgl. aa) — unter
Berlicksichtigung der hier gefundenen Verstandigung bestehen bleiben (Be-
standsschutz). Bei Standortliberlegungen zu bestehenden Einrichtungen sind
die 0. g. MalRgaben verbindlich zu beachten. Die Vertrauensleute der Volksini-
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b)

tiative haben dazu mitgeteilt, dass weder der Dachverband noch die Mitglieds-
initiativen vor Ort Klagen gegen diese Unterkiinfte erheben oder unterstitzen.

Die vollziehbar genehmigten, im Bau befindlichen und vom ZKF geplanten
Folgeunterkiinfte (vgl. auch b) werden wie projektiert realisiert, soweit sich
nicht aus diesem Beschluss bzw. aus regionalen Verstandigungen oder Blir-
gervertragen vor Ort (vgl. 3. a) etwas anderes ergibt (siehe auch Liste in Anla-
ge 6). Die Vertrauensleute der Volksinitiative haben dazu mitgeteilt, dass we-
der der Dachverband noch die Mitgliedsinitiativen vor Ort Klagen gegen diese
Unterklnfte erheben oder unterstutzen.

Fluchtlingsunterkiinfte mit der Perspektive Wohnen

Das Bauprogramm “Flichtlingsunterkiinfte mit der Perspektive Wohnen”
wurde unter dem Eindruck der Fluchtlingszahlen 2015 entwickelt, um
maoglichst schnell feste Unterkiinfte fur die Flichtlinge im Standard des
sozialen Wohnungsbaus auf in der Regel bisher unbebauten bzw. in der
Regel unbeplanten Flachen zu erreichen und auch unter Nutzung des § 246
BauGB umgesetzt. Auf der Basis der aktuellen Fliichtlingszahlen ist es mit
dem Ziel bestmdglicher Integration grundlegend weiter zu entwickeln — und
insbesondere darauf auszurichten, schnellstmdglich in normale Bebauungs-
planverfahren und in normale Wohnungsbauvorhaben tberzugehen. Zuvor
wurden bereits Standortplanungen reduziert, aufgeteilt, mit reguldrem
Wohnungsbau gemischt bzw. verworfen. Die verénderte Zugangssituation gibt
die Mdglichkeit, die Planung noch einmal wesentlich schneller und wesentlich
konsequenter direkt auf die Perspektive Wohnen auszurichten, um damit dem
Anliegen der Volksinitiative Rechnung zu tragen.

Auch wenn zwischen den antragstellenden Regierungsfraktionen und der
Volksinitiative kein vollstdndiger Konsens zum Fortgang dieses
Programms erreicht wurde, besteht Einigkeit, dass es durch die konsequente
Umsetzung der in diesem Ersuchen enthaltenen MalRnahmen weiter reduziert
und auf den Ubergang zur normalen Wohnnutzung hin ausgerichtet werden
kann. Das urspringlich noch auf rd. 20.000 - 25.000 Platze ausgerichtete
Programm ist in der aktuellen Kapazitatsplanung bis Ende 2017 auf ein
Platzvolumen von unter 12.000 Platze reduziert worden (ZKF-Szenario). Mit
der verbindlichen Umsetzung der in diesem Antrag vorgelegten Mal3nahmen
kann (und muss) im vorsorgeorientierten ZKF-Szenario das Platzvolumen auf
unter 8.000 Platze aus Perspektive Wohnen bis Ende 2017 absinken. Dieser
Reduzierungshebel verstarkt sich in der Wirkung weiter, wenn sich die
Zugangsentwicklung weiter so darstellt wie aktuell (Szenario BMF/
Volksinitiative). Das bietet die Chance, mit diesem Programm schneller und
konsequenter vor allem das zu erreichen, was Hamburg dringend und zeitnah
braucht — mehr Sozialwohnungen! Diese Chancen wollen wir nutzen und die
genannte Szenarien-Entwicklung — insbesondere in den ortlichen
Verstandigungen — dabei zugrunde legen. Bis Ende 2019 muss damit der
ORU-Anteil im Programm Perspektive Wohnen nach MaRgabe dieses
Beschlusses verbindlich weiter gesunken sein. Die Zielrichtung ist, Schritt fur
Schritt auf eine GréRenordnung von 300 Platzen in der ORU je Standort zu
kommen.
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Darauf aufbauend wird der Senat ersucht:

aa) Ubergang in regulare Bebauungsplane

fur die aktuellen Standortplanungen die Einleitung von regularen
Bebauungsplanverfahren unverziglich und mit Hochdruck voranzutreiben, um
Uberall auch die tblichen Verfahren der Blrgerbeteiligung — insbesondere mit
zeitnaher o6ffentlicher Plandiskussion mit Einwendungsmoéglichkeit — und einen
schnellen Ubergang in gemischte Quartiere zu ermdoglichen. Die Standards
guter Birgerbeteiligung mit formalen Beteiligungsschritten und informalen
Beteiligungselementen (Planungsworkshops und dergleichen) sind so schnell
wie mdglich auch fur diese Projekte wieder einzuhalten.

bb) Durchmischung der neuen Wohneinheiten/Quartiere

e bei Standorten des Programms Perspektive Wohnen, bei denen regulares
Planrecht fir Wohnen besteht, die Mdglichkeit fir gemischte Belegung
(Wohnen/ORU) von vornherein integrationsfreundlich sicherzustellen,

e gemeinsam mit den Bezirken im Rahmen der Bauleitplanung und
gemeinsam mit dem jeweiligen Eigentimer sowie dem jeweiligen
Betreiber im Rahmen der Kapazitatsplanung dafir Sorge zu tragen, dass

0 durch die schnelle Durchfihrung des Bebauungsplan-
verfahrens eine zlgige Vorweggenehmigungsreife erreicht
werden kann, damit schon bei der Bezugsfertigkeit unter
Berlcksichtigung der Szenarien (ZKF bzw. BMF/Volksinitiative)
und auf Basis einer standortbezogenen aktualisierten
Bedarfsermittlung jeweils eine Reduzierung des ORU-Anteils
standortbezogen verbindlich vorgenommen werden kann und
damit von vornherein gemischte Quartiere entstehen kénnen.

0 Konkret bedeutet dies, dass standortbezogen (insbesondere im
Rahmen von Blrgervertragen, vgl. die entsprechenden Anlagen)
nach Erreichen der Vorweggenehmigungsreife im zeitlichen
Zusammenhang mit der Bezugsfertigkeit im Hinblick auf die
Erstbelegung eine aktualisierte Betrachtung des
Zugangsszenarios im Hinblick auf die Fluchtlinge (ZKF bzw.
BMF/Volksinitiative, S. 1) erfolgt. Entsprechende
kapazitatsrelevante Feststellungen sind transparent zu machen
und in dem in den regionalen Verstandigungen festgehaltenen
Verfahren abzustimmen. Mit diesem Vorgehen wird die Zielsetzung
unterstitzt, moglichst schnell méglichst viele Wohneinheiten dem
allgemeinen Wohnungsmarkt zuzuftihren.

o Im Anschluss bzw. im Ubrigen Schritt fiur Schritt
standortbezogen, unter Bertcksichtigung der Szenarien (ZKF bzw.
BMF/Volksinitiative) und auf Basis einer jeweils aktualisierten
Bedarfsermittlung die Zielzahl der Volksinitiative von 300
Platzen/Standort erreicht wird. Konkret sind damit fur die
verbleibende Zeit bis zum Auslaufen des Pachtverhaltnisses mit
dem Betreiber weitere den ORU-Anteil reduzierende
Zwischenschritte zu gehen, die in Richtung des in Hamburg
bewahrten Drittel- bzw. von der Volksinitiative vorgeschlagenen
Viertelmixes gehen und - durch Freistellung — neben frei
finanzierten Wohneinheiten aus Grunden der Quartiers-
stabilisierung auch die Einbeziehung weiterer Bedarfsgruppen
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c)

berticksichtigen (z. B. Azubi-Wohnungen,  Studierenden-
wohnungen, Senioren- und Behindertenwohnungen).
VertragsgemaR steht am Schluss die Aufgabe der ORU-Nutzung
und der Komplettiibergang in die normale und gewinschte
Wohnnutzung.

o parallel die sich aus Punkt B.) ergebenden MaRRgaben sowie die in Drs.
21/2550 (25-Punkte-Programm) enthaltenen Petita umzusetzen, um
bestmdgliche — auch unter Rickgriff aus Mittel aus dem Quartiers- und
dem neu geschaffenen Integrationsfonds — beste Integrations-
bedingungen in guter Nachbarschaft zu erreichen.

cc) Neuplanungen fir Unterkunfte mit der Perspektive Wohnen und
ORU als Bestandteil in bezirklichen Wohnungsbauprogrammen

im Falle von Neuplanungen (vgl. c) dd)) fur Unterkiinfte mit der Perspektive
Wohnen in geeigneter Weise von vornherein gemischte Strukturen zu planen.
In diesem Kontext sollen die Bezirke im Rahmen der Fortschreibung ihrer
bezirklichen Wohnungsbauprogramme prifen, ob ein Anteil 6ffentlich-
rechtlicher Unterbringung in bestimmten Wohnungsbauvorhaben sinnvoll und
realisierbar ist. Die 0. g. ,,3x300er“-Regel und der Verteilungsschlissel sind
bei entsprechenden Neuplanungen anzuwenden.

Unabhéngig von der jeweiligen Rechtsgrundlage fur die
Genehmigungserteilung sind im Falle von Neuplanungen fiir Unterkiinfte mit
der Perspektive Wohnen die anerkannten Standards von friiher und
umfassender Burgerbeteiligung bei Wohnungsbauvorhaben mit formalen
Beteiligungsschritten und informalen Beteiligungselementen (Planungs-
workshops und dergleichen) zukinftig ebenfalls verbindlich einzuhalten und
sicherzustellen.

Wohnungsbauprogramm / Steigerung des Wohnungsbaus

Hamburg erfahrt in den letzten Jahren einen deutlich positiven
Bevolkerungszuwachs. Viele zehntausend Menschen werden in den nachsten
Jahren nach Hamburg kommen und hier eine neue Heimat finden. Dadurch
entsteht die Notwendigkeit zum Bau von mindestens 100.000 Wohnungen in
den nachsten 10-15 Jahren. Um stadtplanerische Fehlentwicklungen zu
vermeiden sowie eine hohe Akzeptanz in der Hamburger Bevdlkerung tber
die Entwicklungen zu erzielen, ist es unbedingt notwendig, den Prozess der
Konzeptentwicklung fir die Fortschreibung der Wohnungsbauprogramme
transparent und mdoglichst dialogorientiert durchzufiihren. Ziel muss es sein,
den Bedurfnissen des Bevolkerungszuwaches gerecht zu werden, ohne die
Lebensqualitat des Einzelnen einzuschranken. Hierzu sind neue Dialogformen
zu entwickeln und bestehende, z. B. die Stadtwerkstatt, zu verstetigen und
auszubauen. Die stadtischen Projektgesellschaften IBA und HafenCity GmbH
sind in diesen Prozess in geeigneter Weise einzubinden.

Um die Herausforderung der Unterbringung und Integration der Fliichtlinge
stadtvertraglich auch mit Blick auf die zahlreichen Ubrigen Bedarfe am
Wohnungsmarkt (insbesondere bei Menschen mit Zugangsproblemen zum
Wohnungsmarkt, u. a. Obdachlose, Haftentlassene, Frauen aus
Frauenhausern u.v.m.) zu meistern, ist die zlgige Fortschreibung der
(bezirklichen) Wohnungsbauprogramme und die massive Steigerung des
Wohnungsbaus unerlasslich. Das Ziel ist, die Versorgungssituation der
vordringlich Wohnungssuchenden (Dringlichkeitsschein/Dringlichkeits-
bestétigung) und der sozialwohnungsberechtigten Haushalte deutlich zu
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verbessern, was einen wichtigen Beitrag zur Integration insbhesondere der
bleibeberechtigten Flichtlinge in Wohnraum leisten wird.

Die Zahl der wohnberechtigten Zuwandererinnen und Zuwanderer ist im Zuge
des Flichtlingszuzugs angestiegen (zur Orientierung: Zuwanderer mit
Wohnberechtigung im Januar 2016 3.635, im Juni 2016 betrug die Zahl schon
4.499). Diese Zahl wird weiter deutlich steigen. Da das Ziel nicht sein kann,
Fliichtlinge dauerhaft in offentlich-rechtlichen Unterkinften wohnen zu lassen,
muss es die gemeinsame Anstrengung von Stadt und Wohnungswirtschaft
sein, Fluchtlinge mit Bleibeperspektive Schritt flr Schritt in den normalen
Wohnungsmarkt zu integrieren. Die hierfir bestehenden, diesen Prozess
unterstitzenden Instrumente der sozialen Wohnraumversorgung (z. B.
Fachstellenkonzept und Kooperationsvertrage) sind darauf konsequent
auszurichten; eine Steigerung des Wohnungsbaus und damit eine
VergréRerung des Wohnungsangebots sind zur Zielerreichung unverzichtbar.

Dies vorausgeschickt wird der Senat ersucht:

aa) Mindestens 10.000 Baugenehmigungen fir neue Wohneinheiten

alle Anstrengungen zu unternehmen, die im Bundnis fir das Wohnen
genannte Zielzahl von mindestens 10.000 Baugenehmigungen jahrlich zu
erreichen und perspektivisch mdglichst zu Ubertreffen. Die Bezirke sind bei
ihren Planungskapazitaten in die Lage zu versetzen, mindestens 10 Prozent
mehr als die genannte Zielzahl von Baugenehmigungen zu erteilen.

bb) Bezirkliche Wohnungsbauprogramme gemeinsam fortschreiben

o die Bezirke, die in Hamburg die Planungshoheit haben, bei der
Fortschreibung der bezirklichen Wohnungsbauprogramme in geeigneter
Weise finanziell und konzeptionell unterstiitzen. Die Bezirke sollen die
fortgeschriebenen Wohnungsbauprogramme in geeigneter Form (z. B.
in Wohnungsbaukonferenzen) mit allen Beteiligten diskutieren.

e daflr Sorge zu tragen, dass die Bezirke eine friihzeitige, umfassende und
gegebenenfalls in Alternativen denkende Information und Beteiligung
der Birgerinnen und Burger sicherstellen. Zusatzlich zu den gesetzlich
vorgeschriebenen Verfahrensschritten soll die Beteiligung der Birgerinnen
und Burger regelhaft Gber die Anwendung weiterer Beteiligungsverfahren
wie beispielsweise Planungswerkstatten oder Workshops erfolgen. Hierfir
sollen Senat und Biirgerschaft zusatzliche Mittel fir Beteiligungsverfahren
bereitstellen. Die Belange der Birgerinnen und Burger sollen ziigig in das
Verfahren eingebracht und angemessen beriicksichtigt werden, um breit
getragene Planungsergebnisse zu erzielen.

e im Rahmen der Programmfortschreibung fortlaufend dafir Sorge zu
tragen, dass beim Neubau von sozial geférderten Wohnungen fiir eine
moglichst gerechte Verteilung auf die Stadtteile und Bezirke
angestrebt wird. Eine Steigerung des Sozialwohnungsneubaus auf
mindestens 3.000 Wohneinheiten und der SAGA-Neubaus auf mindestens
2.000 Wohneinheiten ist unabdingbar. Auch im Wohnungsbestand ist dem
Verlust von Sozialwohnungen entgegenzutreten — durch Maflinahmen der
Verlangerung von Belegungsbindungen und durch das Programm zum
Ankauf von Belegungsbindungen.

¢ neben dem geférderten und regular freifinanzierten Wohnungsbau weitere
innovative Konzepte fir bezahlbaren Wohnungsbau (Zielwert 8-9 Euro
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NKM/gm) als Erganzung des Mietwohnungsneubaus vorzusehen. Hierbei
kann die Verwendung von Elementen des seriellen Bauens, das Projekt
des Effizienz-Wohnungsbaus und der Gedanke von typisierenden
demonstrativen Bauvorhaben hilfreich sein.

e am Grundsatz des Vorrangs der Innenentwicklung vor der
AulBenentwicklung festzuhalten. In der &uf3eren Stadt sollen die Flachen
des Biotopverbundes, der Landschaftsachsen und
Landschaftsschutzgebiete als grofdflachig wahrnehmbare Naturrdume
erhalten bleiben, Eingriffe missen auf Ausnahmen begrenzt bleiben und
machen AusgleichsmalRnahmen auch wunter Berlcksichtigung des
sogenannten ,Naturcents” erforderlich. Dabei sind die naturschutzrechtlich
notwendigen Kompensationsflachen von Anfang an (mdglichst ortsnah)
mit zu planen, nachzuweisen, zlgig und verbindlich umzusetzen. In
Naturschutzgebieten und Naturdenkmalern ist und bleibt eine Bebauung
nicht moglich. Um die Flachennutzung effizient zu gestalten, soll der
Wohnungsneubau in aller Regel in verdichteter, mdglichst
mehrgeschossiger Bauweise vorgenommen werden. Der Gedanke der
doppelten Innenentwicklung ist dabei zu berlicksichtigen.

¢ gemeinsam mit dem Landesbetrieb Immobilienmanagement eine aktivere
Flachenpolitik anzustreben, um die Bezirke mit der zeitgerechten
Bereitstellung von geeigneten zusatzlichen Wohnungsbauflichen zu
angemessenen Bedingungen zu unterstitzen. Das Flachenrecycling soll
dabei vorrangig angestrebt werden (z. B. durch Nutzung von
Konversionsflachen, nicht mehr marktgangigen Gewerbeflachen,
Baullcken, Verkehrsflachen/nicht mehr bendtigte Parkplatzflachen,
.echten® Recyclingflachen (Boden mit Schadstoffverdacht (Altlasten)),
sonstigen  Nachverdichtungspotentialen  (Anderung der  Nutzungs-
festlegungen, Teilung und Zweitbebauung, Aus- oder Anbau, Umbau leer
stehende Burogeb&dude zu Wohnzwecken, Betriebserweiterung,
Aufstockungspotential von Gebauden) fir den Wohnungsbau. Zu diesem
Zweck sind die Bauluckenkataster wieder regelhaft zu fihren und in einen
praktikablen Arbeitsstand zu bringen.

o die Nachverdichtungspotentiale in 1950/1960er-Jahre-Siedlungen oder
entlang wichtiger Magistralen in den Bezirken zu identifizieren und in die
bezirklichen Wohnungsbauprogramme einzubeziehen. Gerade die
Magistralen sind perspektivische Entwicklungsachsen fir gewerbliche und
wohnungswirtschaftliche Entwicklung. Eine &hnliche Potentialbetrachtung
kann sich auch entlang neu geplanter U- und S-Bahnstrecken ergeben.

e Sich auf Bundesebene fiir eine Anderung der BauNVO einzusetzen, die
das Leitbild einer funktional gemischten Stadt verfolgt. Eine bessere
Durchmischung von Wohnen und Gewerbe entspricht den
stadtentwicklungspolitischen Anforderungen des 21. Jahrhunderts.

d) Nutzung des Wohnungsbestands und von Gewerbeimmobilien

Gerade in der aktuellen Situation des dringenden Bedarfs an bezahlbarem
Wohnraum muss ergénzend zur Suche nach geeigneten Freiflachen einerseits
der Zweckentfremdung von Wohnraum aktiv begegnet werden und gleichzeitig
auf Nachverdichtung/Nutzungsmaoglichkeiten im vorhandenen Wohnungsbe-
stand gesetzt werden. Perspektivisch muss es darum gehen, jenseits der 6f-
fentlichen Unterbringung fir langfristig bleibe- und wohnberechtigte Gefliich-
tete die Chancen auf Weitervermittlung in regularen Wohnraum im Bestand zu
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erhdéhen. Daneben sind auch ungenutzte Gewerbeimmobilien und ggf. auch
deren Umwandlung in Wohnraum nach Mdglichkeit zu mobilisieren.

Vor diesem Hintergrund wird der Senat ersucht,
aa) Zweckentfremdung von Wohnraum

der Zweckentfremdung von Wohnungen weiterhin intensiv nachzugehen, um
den Leerstand von Wohnraum und nicht dem Wohnen zuzuordnende Nutzun-
gen zu vermeiden. Die Moglichkeit von Zwischennutzungen soll verstéarkt ge-
pruft werden, wenn Um-, Neubau- oder ModernisierungsmafRnahmen geplant
sind. Dabei sollen den Eigentiimern auch mdglichst unbirokratische Méglich-
keiten zur privaten (Zwischen-)Unterbringung von Gefliichteten aufgezeigt
werden. Konkret ist insbesondere folgendes sicherzustellen: Sofern absehbar
ist, dass geeigneter Wohnraum Uber einen langeren Zeitraum leer steht, weist
der jeweilige bezirkliche Wohnraumschutz auf die Mdglichkeit einer Zwi-
schenvermietung an fordern & wohnen hin und tGbermittelt entsprechende
Kontaktdaten.

Um der Zweckentfremdung von Wohnraum weiter angemessen nachgehen zu
koénnen, ist der Personalbestand in den Bezirken mindestens zu verstetigen
und nach Maglichkeit auszubauen. Um Politik und Offentlichkeit noch starker
fur Handlungsbedarfe und Potentiale im Bereich des Wohnraumschutzes zu
sensibilisieren, ist seitens der zustandigen Behérden der Biirgerschaft jahrlich
ein Wohnraumschutzbericht vorzulegen.

bb) Aufstockung, Nachverdichtung und Dachgeschossausbau

das Hamburger Stadtgebiet auf Quartiersebene weiterhin in geeigneter Weise
nach Aufstockungs- und Nachverdichtungspotenzialen bspw. von Ein-
und Zweifamilienhausgebieten und gréf3eren Wohnquartieren mit Geschoss-
wohnungsbau zu prifen und gezielt auf die jeweiligen Grundeigentiimer und
Wohnungsbaugesellschaften zuzugehen, um Aufstockungen, Nachverdich-
tungen und Ausbauten zu initiieren. Die entsprechenden Férdermdéglichkeiten
hierfir sind bekannter zu machen und zu nutzen. Wo geltende Bebauungs-
plane Aufstockungen erlauben, sollten die Potentiale genutzt werden.

SAGA GWG zu beauftragen, ihren Gebaudebestand weiterhin gezielt nach im
Einzelfall vorhandenen Potential flr Aufstockungen, Nachverdichtungen
und Dachgeschossausbau zu untersuchen und unter Berlicksichtigung der
Interessen der Mieterinnen und Mieter im Bestand flir geeignete Baukorper
entsprechende geeignete BaumafRhahmen zu prifen, zu planen und umzu-
setzen. Insbesondere sollen die anstehenden energetischen Sanierungen da-
Zu genutzt werden, um zu priufen, ob und wie diese flr anlasslich dessen
durchzufiihrende Aufstockungen genutzt werden kénnen.

in einem kurzfristig zu startenden Projekt gemeinsam mit der Architekten-
kammer und der HCU Ansatze fir kostenglnstige Aufstockungs- und Aus-
bauvarianten zu erarbeiten, diese konkret, flachenbezogen und handhabbar
auszuwerten und der Wohnungswirtschaft zur Verfigung zu stellen. Hierbei
sind auch rechtliche und technische Hindernisse, Problemlésungen fir den
Brandschutz und die ErschlieBung zu erdrtern. Dieses Projekt ist mit einer in-
tensiven Burgerbeteiligung, z. B. in Gestalt von Stadtwerkstatten, zu beglei-
ten.

zu priufen, inwieweit die bestehenden Forderinstrumente nachfrageorientiert
fortgeschrieben und ggf. ausgebaut werden kénnen, um das Realisierungsvo-
lumen von Aufstockungs- und Ausbauvorhaben zu vergroéRern;
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vermeidbare rechtliche Hindernisse zu identifizieren und zu prifen, inwieweit
gof. Gesetzesanderungen auf Landes- und Bundesebene zu initiieren;

cc) Private Angebote

das E-Mail-Funktionspostfach ,Angebote fir die o6ffentlich Unterbringung”
bei der zustandigen Behdrde weiter intensiv zu nutzen und noch bekannter zu
machen. Die Ergebnisse der Angebotsprifung sind in geeigneter Weise trans-
parent zu machen. In eine jahrliche Auswertung soll auch der Grundeigenti-
merverband einbezogen werden, um zu prifen, ob und wie noch mehr Grund-
eigentimerinnen und -eigentiimer angesprochen werden kénnen, um geeig-
nete Angebote zu machen. Bei Nichteignung von Wohnungsangeboten fir die
offentliche Unterbringung sind diese an geeignete Trager/Projekte weiterzulei-
ten, bei denen ggf. eine Nutzung in Betracht kommen kann

private Angebote und Initiativen (z. B. die Stiftung Wohnbriicke Hamburg,
Projekt Zimmer frei) verstarkt zu unterstitzen, bekannter zu machen, um
so die Bereitstellung privaten Wohnraums und die dezentrale maximal kleintei-
lige Unterbringung in einem integrationsfordernden, nachbarschaftlichen Um-
feld zu unterstitzen. Die Birgerschaft wird diese Projekte auch finanziell aus
Mitteln des neuen Integrationsfonds unterstiitzen, damit hierbei noch mehr
Vermittlungserfolge erreicht werden kénnen.

dd) Leerstand von gewerblichen Immobilien

leerstehende gewerbliche Immobilien, die den zustdndigen Stellen bekannt
werden oder ihnen angeboten werden, weiterhin méglichst kurzfristig auf ihre
temporare Nutzbarkeit fir Flichtlingsunterbringung hin zu prifen. Fir Unter-
nehmerinnen und Unternehmer und Immobilieneigentimerinnen und -
eigentiimer soll der jetzt gemeinsam mit der Wirtschaft entwickelte Muster-
Mietvertrag flir Gewerbeimmobilien zur Flichtlingsunterbringung noch mehr
Bereitschaft wecken, die temporar ungenutzte Flachen und Gebéude aus dem
gewerblichen Bereich flr eine Unterbringung von Flichtlingen bereit zu stel-
len. Daneben sind die Mdglichkeiten der Umwandlung von Gewerbe- in Wohn-
raum zu nutzen und wo maglich auszubauen.

Verknipfung mit der Metropolregion und den landlichen Raumen

Die Bereitstellung von gentigend bezahlbarem Wohnraum, bzw. die Schaffung
entsprechender Rahmenbedingungen fir den Wohnungsmarkt ist eine der
zentralen sozialen Aufgaben fur die Stadt. Die in den letzten Jahren immer
deutlicher gewordenen demografischen Trends haben den Hamburger Woh-
nungsmarkt stark verengt. Die sehr hohe Nachfrage nach Wohnraum in Ham-
burg wiederum kann nur indirekt beeinflusst werden. Sie héngt in erster Linie
mit der allgemeinen Tendenz der Binnenmigration in die Metropolen zusam-
men und speziell auch mit der hohen Attraktivitdt der Hansestadt, wahrend in
den landlichen Regionen immer mehr freie Wohnungen zur Verfigung stehen.
Mittlerweile sind grol3e Teile insbesondere der Rander der Metropolregion von
deutlichen Einwohnerverlusten gekennzeichnet.

Um den hohen Nachfragedruck nach Wohnraum in Hamburg zu dampfen,
muss es im Interesse der Stadt sein, dem Bevdlkerungsrickgang in Tei-
len der umliegenden Metropolregionen und der dartber hinausliegenden
landlichen Regionen entgegenzuwirken. Der Senat moége an solchen Bund-
Lander-Uberlegungen aktiv mitwirken.

Die Wohn- und Lebensqualitdt der Menschen und damit die Attraktivitat und
Zukunftsfahigkeit einer Region wird wesentlich von der Beschaffenheit der
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Daseinsvorsorgeinfrastruktur in einer Region bestimmt. Insbesondere die
raumlichen Bevolkerungsbewegungen kdnnen so beeinflusst werden. Bei ei-
ner voranschreitenden Ausdinnung der landlicheren Teile der Metropolregion
und der hierdurch steigenden Pro-Kopf-Kosten fir die Bereitstellung physi-
scher und sozialer Infrastruktur wird ein Erhalt dieser Angebote wirtschaftlich
immer schwieriger aufrecht zu erhalten sein.

Gemeinsame Lésungen zur Daseinsvorsorge im demographischen Wan-
del zu entwickeln ist daher das Ziel eines umfangreichen Leitprojektes
der Metropolregion Hamburg im Bereich Demographie und Daseinsvor-
sorge. Das muss weiter aktiv voran gebracht werden. Zwolf Kommunen
aus der Metropolregion Hamburg entwickeln und erproben konkrete Losungs-
ansatze fur die Sicherung einer zukunftsfahigen Daseinsvorsorgeinfrastruktur
in verschiedenen thematischen Schwerpunkten. Aus der Verknipfung der Er-
fahrungen in diesen Teilprojekten werden Empfehlungen fiir eine Gesamtstra-
tegie Daseinsvorsorge in der Metropolregion Hamburg entwickelt. Diese Uber
die genannten Punkte bereits weit hinausgehende Zusammenarbeit der
Metropolregion ist unbedingt fortzufihren und weiter zu intensivieren.
Dabei missen neben wichtigen Zielen wie der zu starkenden gemeinsamen
Wirtschaftskraft der Metropolregion Effekte verstarkt beachtet werden, die eine
attraktive Infrastruktur der Umlandregionen und ein dort ausreichendes Ange-
bot an Arbeitsplatzen auf die relative Attraktivitat der Kernstadt der Metropole
und damit den Zuzug nach Hamburg haben.

Die Unterstiitzung strukturschwacher Regionen Uber die Regionalpolitik bzw.
die regionale Strukturpolitik z&hlt in der Bundesrepublik Deutschland seit lan-
gem zu den Kernelementen der Sozialen Marktwirtschaft. Die Basis dieses
Handelns liegt im grundgesetzlichen Auftrag zur Herstellung gleichwertiger
Lebensverhdltnisse in Deutschland sowie dem politisch-gesellschaftlichen
Ziel, Chancengerechtigkeit, Teilhabe an wirtschaftlicher und gesellschaftlicher
Entwicklung sowie eine gleichwertige Raumentwicklung im gesamten Bun-
desgebiet zu gewahrleisten. Eine ausgewogene Arbeitsmarkt-, Einkommens-,
Sozial- und Raumstruktur ist nicht nur fir die Akzeptanz der Sozialen Markt-
wirtschaft erforderlich. Darliber hinaus tragt eine ausgewogene Entwicklung
zwischen strukturstarken und -schwachen Regionen zur wirtschaftlichen
Prosperitat und damit auch zur sozialen Stabilitat im ganzen Land bei. Und sie
wirken damit auch Wohnungsmarkten entgegen, die einerseits durch ein der
Nachfrage nachlaufendes Angebot zu Wohnungskosten mit Verdrangungsef-
fekten fuhren und gleichzeitig an anderer Stelle durch mangelnde Nachfrage
Leerstand und Sanierungs- und Investitionshemmnisse zur Folge haben.

Landliche Raume mussen als Wirtschaftsstandorte gestarkt werden und
dort mussen Arbeitsplatze geschaffen bzw. gesichert werden. Wohnort-
nahen Arbeitsplatzen im landlichen Raum gilt deswegen besondere Aufmerk-
samkeit. Dabei missen Unterzentren und Stadte in l&ndlichen Regionen als
Anker fir Wachstum und Beschéftigung immer starker in den Mittelpunkt ri-
cken.

Hamburg soll auch in diesem Rahmen auf bundespolitischer Ebene deutlich
machen, dass die Entwicklung der Stadtgesellschaften in Metropolen in nicht
unerheblichem Maf3e von der Entwicklung der Regionen und den sich daraus
ergebenden Bevdlkerungsbewegungen beeinflusst wird, damit entsprechende
MafRnahmen der strukturellen Regionalférderung verstarkt werden.
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B. Integration: Zielgenauer Fordern und Fordern, Integration messbar machen

Das bisherige Hamburger Integrationskonzept von 2013 hat im Unterschied zu den meisten
anderen Bundeslandern die Integration von Flichtlingen mit Bleibeperspektive als Aufgabe
anerkannt und diese Zielgruppe mitbertcksichtigt. Der Entwicklung des Konzeptes liegt ein
umfangreicher Beteiligungsprozess zugrunde (Integrationsbeirat, Jugendgipfel,
Expertendiskussion). Angesichts der aktuellen Herausforderungen muss das Hamburger
Integrationskonzept: Teilhabe, Interkulturelle Offnung und Zusammenhalt (Drs. 20/7049) in
einem partizipativen Prozess, an dem auch die Flichtlinge, Burgerinitiativen, die
Volksinitiative und die vielen Flichtlingshelferinitiativen beteiligt werden, fortgeschrieben und
die Indikatoren und Zielzahlen des Integrationskonzepts vor dem Hintergrund der stark
gestiegenen Fluchtlingszahlen erganzt und angepasst werden. Ziel ist, das
Integrationskonzept zu einem echten Masterplan Integration weiterzuentwickeln.

Im Hamburger Integrationskonzept sind schon bisher Indikatoren festgelegt, denn Integration
soll nachvollziehbar und auch messbar sein. Das Konzept wird kontinuierlich fortgeschrieben
und weiterentwickelt. Schwerpunkt bilden seit 2015 die Erfordernisse zur Integration von
gefliichteten Menschen. Um die Konzepte noch zielgenauer zu gestalten, missen diese
Parameter und Indikatoren ebenso gezielt weiterentwickelt werden.

Integration erfolgt inklusiv, was bedeutet, dass sich die Regelsysteme 06ffnen und soweit es
geht nicht ,Sonderangebote* fir Menschen mit Migrationshintergrund geschaffen werden.
Grundlage unseres Zusammenlebens, das heil3t auch fir die Integration, sind das
Grundgesetz und die sich daraus abzuleitenden Werte.

Das Integrationskonzept umfasst unterschiedlichste Themenfelder und Fachpolitiken und ist
somit eine Querschnittsaufgabe. Die Berlcksichtigung der Tatsache, dass inzwischen rund
ein Drittel der Hamburger Bevolkerung und bei den jungen Menschen schon jeder Zweite
einen Migrationshintergrund hat, fuhrt dazu, dass alle Hamburger Fachpolitiken ihre
Konzepte im Hinblick auf eine vielfaltiger gewordene Stadtgesellschaft Uberprifen. Die
Themenfelder des Integrationskonzepts sind:

e Politische Mitgestaltung und Einblrgerung

e Bildung von Anfang an (Frihkindliche Férderung, Schule, Sprachférderung fur
Erwachsene, Hochschulbildung, Weiterbildung, Politische Bildung)

e Ausbildung und Arbeitsmarkt

e Zusammenhalt starken (Medien, Kinder- und Jugendarbeit, Seniorenarbeit,
Sport, Kultur, Birgerschaftliches Engagement und Nachbarschaft, Partizipation
in der integrierten Stadtteilentwicklung)

¢ Gesundheit, Rehabilitation, Pflege und Verbraucherschutz
e Wohnungsmarkt
e Interkulturelle Offnung und Antidiskriminierung

Das Hamburger Integrationskonzept hat erstmals messhare Ziele der
Integrationspolitik formuliert und mit Indikatoren hinterlegt. Zugleich wurden fur das
Jahr 2015 konkrete Zielwerte festgelegt. Der Senat wird ersucht, diese Indikatoren laufend
zu aktualisieren, die Messbarkeit der Zielerreichung der Integrationspolitik laufend zu
verbessern und dabei auch die Vorschlage der Volksinitiative zu prifen und transparent
daruber zu berichten, um eine Nachjustierung der Integrationskonzepte zu ermdglichen. Zu
den Themenfeldern des Integrationskonzepts sind flir das Jahr 2015 Zielwerte
festgesetzt worden, welche in Anlage 2 aufgezeigt werden.
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Die besondere Lage von neu angekommenen Flichtlingen findet Berlcksichtigung in einem
dreistufigen Phasenmodell — vom Tag des Ankommens bis zur Etablierung in unserer Stadt.
Diese Phasen sind:

a) Ankommensphase (1. - 4. Woche): Orientierung tUber das Zusammenleben in der
Unterkunft und Uber die nachsten Schritte des Asylverfahrens.

b) Phase der Erstintegration (bis zu 3 Jahre): Befahigung, den Alltag in Deutschland
selbststandig zu bewéltigen: Dazu gehort neben dem Zugang zu
Sprachférderangeboten auch die Einbeziehung in Angebote der friilhen Bildung und
Betreuung, die Einbeziehung in Schule (Schulpflicht) und ein zeithaher und
nachhaltiger Zugang zum Arbeitsmarkt.

c) Phase der Etablierung (ab 3 Jahren bis zur Einblrgerung): Nachhaltiger,
gleichberechtigter Zugang zu allen Lebensbereichen.

Des Weiteren greifen zur Verwirklichung der Ziele von Zusammenhalt, Anerkennung und
Toleranz in Hamburg die folgende Programme und Konzepte ineinander:

e Das Programm gegen Rechtsextremismus und allgemeine Menschenfeindlichkeit
.,Hamburg Stadt mit Courage”

o Die Engagementstrategie 2020
o Die Anti-Diskriminierungsstrategie

Hamburg fangt mit der Integrationspolitik nicht erst an, sondern kann auf Erfahrungen und
infrastrukturelle Vorleistungen zuriickblicken. Das ist eine gute Voraussetzung daftir, dass bei
der Integration heute nicht die gleichen Fehler gemacht werden wie in friiheren Jahrzehnten.

Integration wird durch die massiven Investitionen in Bildung von Anfang an unterstitzt.
Entscheidende Faktoren sind der Erwerb deutscher Sprachkenntnisse und die
Integration in Arbeit und Ausbildung. In Hamburg ist hierfir mit dem Ganztag und dem
Kitaangebot die Grundlage geschaffen worden. Senat und Blrgerschaft haben u. a. mit dem
Antrag aus Drs. 21/2382 ,Beschaftigungsrecht fir Asylsuchende und Geduldete verbessern
— Chancen auf dem qualifizierten Arbeitsmarkt ergffnen” gute Voraussetzungen geschaffen.
Die Regelungen der Asylpakete 1 und 2 sowie des Integrationsgesetzes des Bundes
schaffen weitere Voraussetzungen.

e Der allen Hamburger Kindern zustehende Rechtsanspruch auf einen Kita-Platz steht
entsprechend der Regeln des Hamburger Kinderbetreuungsgesetzes (KibeG) auch
den Kindern in den neuen Quartieren zu. Es ist sicherzustellen, dass die Kita-
Versorgung fur die Familien in der Nachbarschatft sich in keiner Weise verschlechtert
und das gemeinsame Aufwachsen an allen Kita-Standorten befordert wird.

¢ Die geplanten Verbesserungen der Fachkraft-Kind-Relation sind dringend
erforderlich. Bereits ab dem 1. August 2016 werden die Personalwochenstunden fur
das Erziehungspersonal bei allen Leistungsarten im Krippenbereich auch fur die
Kinder im Alter von 25 bis 36 Monaten um 10 Prozent angehoben. Zum 1. August
2019 soll im Krippenbereich ein rechnerischer Personalschliissel von 1 zu 4 erreicht
sein. Daruiber hinaus soll spatestens zum Doppelhaushalt 2025/2026 eine Fachkraft-
Kind-Relation von 1 zu 10 im Elementarbereich erreicht werden (vgl. Drs. 20/13947).

e Der § 6 Absatz 3 Kinderbetreuungsgesetz ermdglicht Kindern mit dringlichem sozial
bedingten oder padagogischen Bedarf Anspruch auf Tagesbetreuung in dem
zeitlichen Umfang zu bekommen, der es erlaubt, sie bedarfsgerecht zu fordern.

Integration und Partizipation von so vielen neuen Menschen in Hamburg ist eine groR3e
Herausforderung. Deswegen ist es wichtig, dass diese zentral gesteuert und koordiniert
werden und eine geeignete administrative Anbindung erfahren. Deswegen soll geprift
werden, wie und welche Aufgaben in geeigneter Weise in einer Zentralen
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Koordinierungsstelle Integration zusammengefuhrt, gebundelt und in ihren
Kompetenzen gestarkt werden kdnnen (, Vom ZKF zum ZKI*).

Entsprechend soll das Hamburger Integrationskonzept durch die MalRgaben dieses
Antrages zu einem Masterplan Integration weiterentwickelt werden. Er befasst sich
neben den im Integrationskonzept dargelegten Bereichen mindestens ebenfalls mit den
Bereichen der Birgerbeteiligung, der Partizipation der Flichtlinge und legt einen
Schwerpunkt auf die Integration und gezielte Partizipation von Frauen, aber auch Mé&nnern.
Zudem sollen niedrigschwellige Angebote von Patenschaften ermdglicht werden. Die
Erfolgsmessung soll auf Basis von geeigneten Evaluationsindikatoren erfolgen.

a) Vom Integrationskonzept zum Masterplan
Vor diesem Hintergrund wird der Senat ersucht,

e zu prufen, wie und welche Aufgaben in geeigneter Weise in einer Zentralen
Koordinierungsstelle Integration zusammengefuhrt, gebindelt und in ihren
Kompetenzen gestarkt werden kénnen.

e das Hamburger Integrationskonzept: Teilhabe, Interkulturelle Offnung und
Zusammenhalt (Drs. 20/7049) in einem partizipativen Prozess, an dem auch die
Fliichtlinge beteiligt werden, fortzuschreiben und die Indikatoren und Zielzahlen des
Integrationskonzepts vor dem Hintergrund der stark gestiegenen Flichtlingszahlen zu
erganzen und anzupassen. Ziel ist, das Integrationskonzept zu einem Masterplan
Integration weiterzuentwickeln.

e das Integrationskonzept um das Drei-Phasenmodell zu erweitern und die Indikatoren
regelmafig zu tberprfen.

e die Arbeit der bezirklichen Integrationspolitik zu starken, ihre Finanzierung dauerhaft
abzusichern, ihre Zusammenarbeit mit dem bezirklichen Sozialraummanagement und
den bezirklichen Ehrenamtskoordinatorinnen und -koordinatoren auf eine verbindliche
Grundlage zu stellen und ein Quartiers- und Integrationsmanagement zu installieren.

e flr die Umsetzung des Integrationskonzepts die notwendigen Haushaltsmittel im
Haushalt 2017/18 bereitzustellen.

b) Frihe Bildung und Betreuung hilft

Vor diesem Hintergrund wird der Senat ersucht,

o weiterhin zu gewabhrleisten, dass Kinder bereits in den Erstaufnahmeeinrichtungen
padagogische Angebote von Anfang an erhalten. Ab 6 Monaten Aufenthalt haben
Kinder einen Anspruch auf einen Kita-Platz. Das vorrangige Ziel ist die Betreuung
von Kindern aus offentlich-rechtlicher Unterbringung in umliegenden Kitas. Die
Kapazitaten sollen dafir prioritdr in bestehenden Kitas ausgebaut werden, dabei
sollen die Trager und die dort vorhandenen Kompetenzen eingebunden werden. Kitas
sollen bei der Entwicklung der sozialen Infrastruktur rund um Standorte der
Folgeunterbringung von Flichtlingen beteiligt werden. Eltern-Kind-Zentren werden
ausgebaut. Es qilt der Schutzauftrag nach dem SGB VIII, wahrgenommen durch den
Allgemeinen Sozialen Dienst bzw. das Jugendamt.

e Weiterbildungen fur Erzieherinnen und Erzieher anzubieten in den Bereichen:
Traumatisierung, Umgang mit Kindern mit Fluchterfahrungen,
Demokratisierungsprozesse, Umgang mit religiosen und kulturellen Unterschieden
sowie Forderung der interkulturellen Kompetenz. Die Themen Flucht und Trauma
sollen verstarkt in den Konzepten der Kitas und im Rahmen der Qualitatskontrolle
eine Rolle spielen.
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daflir Sorge zu tragen, dass in Kitas vermehrt multiprofessionelle Teams eingesetzt
werden kénnen.

in Verhandlungen mit Kita-Tragern dafir zu sorgen, dass bei der Planung der
sozialen Infrastruktur im Umfeld von gréReren Folgeunterkiinften vermehrt 5-
Stunden-Platze im Konzept bertcksichtigt und entsprechende Gutscheine auch
angenommen werden.

bei Eltern von Fluchtlingskindern dafir zu werben, ihre Kinder in einer Kita betreuen
zu lassen. Falls die entsprechenden Voraussetzungen gegeben sind, ist eine
verpflichtende Teilnahme von Kindern aus Flichtlingsfamilien zu prifen.

die Sprachférderung in Kitas auszubauen, Family Literacy auch im Kita-Bereich zu
etablieren und bei Bedarf die Aufnahme in das Kita-Plus-Programm zu prifen, die
Infrastruktur far Kinder, Jugend und Familien vorausschauend und
bedarfsgerecht auszubauen und dabei auch Nachbarinteressen im Blick zu haben.
Kinder, Jugendliche und Familien aus der Nachbar- und Anwohnerschaft sollen
infolge der neuen Schwerpunktsetzungen in der Nahe grofRerer Unterkiinfte keine
Angebotseinschrankungen hinnehmen missen. Im Einzelnen:

e Eltern-Kind-Zentren (EKizZ) sollen tberall dort entstehen oder — soweit sie
bereits bestehen — verstarkt werden, wo die neuen Integrationsquartiere
gebaut werden, um Eltern bei Erziehungsfragen von Kleinkindern zu beraten,
miteinander in Kontakt zu bringen und sie und ihre Kinder an die
Kindertagesbetreuung heranzufiihren.

e an diesen EKiZ sollen jeweils Lotsenprojekte fur Flichtlinge angebunden
werden, von denen aus Elternlotsinnen und -lotsen mit Migrationserfahrung
und Mehrsprachigkeit auf die neuen Bewohnerinnen und Bewohner zugehen
kénnen. Sie sollen Beratung und Begleitung beim Aufsuchen von EKiZ und
Kitas, Schulen, Familienférderung oder Arzten bieten und als Sprach- und
Kulturmittler fungieren.

e Gemeinsam mit den bestehenden EKiZ sollen Mdglichkeiten gefunden
werden, die Angebote fur Flichtlingsfamilien zu intensivieren und die
neuen EKiZ entsprechend hierbei zu unterstitzen.

Mit den Verbanden der Kita-Trager beziehungsweise den Partnern des
Landesrahmenvertrags ,Kinderbetreuung in Tageseinrichtungen® ist der Ausbau der
Kindertagesbetreuung im Umfeld von groReren Flichtlingsunterkiinften zu erdrtern.

die Angebote in der offenen Kinder- und Jugendarbeit (OKJA) entsprechend und
zZielgerichtet auszubauen, ohne — wie bereits dargelegt — Angebotseinschrankungen
fur die bisherigen Zielgruppen in Kauf nehmen zu missen. Von der Aufstockung des
Quartierfonds sollen auch Angebote der OKJA profitieren. Mit der
sozialraumorientierten Jugendhilfepolitik mussen wir dazu beitragen, Teilhabe und
Verwirklichungschancen der in den Gebieten lebenden Kinder und Jugendlichen zu
verbessern und Chancengleichheit dauerhaft zu sichern. Dabei muss, wie flur alle
anderen Einrichtungen der sozialen Infrastruktur, auch fur jeden Standort beurteilt
werden, ob es unter dem Gesichtspunkt der Integration besser ist, die im Umfeld
vorhandene Infrastruktur entsprechend zu ertlichtigen oder sie im neuen Quartier
aufzubauen. Im Vordergrund muss stehen, dass der Austausch und Kontakt mit den
umliegenden Quartieren unterstiitzt wird und innenzentrierte Strukturen vermieden
werden.

Um die Ausweitung der Familienteams nach dem Hamburger Modell sicherzustellen,
ist neben der Bereitstellung von Ressourcen fur medizinische Fachberufe auch die
strukturelle Ausweitung der Stundenkontingente von sozialpadagogischen
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Fachkraften erforderlich. So konnen die Kapazitaten fur eine koordinierte
multiprofessionelle Hilfe und fir gemeinsame Hausbesuche in den betreuten
Flichtlingsfamilien bereitgestellt werden.

¢) Gute Schule als Integrationsmotor

In Hamburg werden zur Zeit 457 Schilerinnen und Schiler in 44 Basisklassen und 2.504 in
193 Internationalen Vorbereitungsklassen unterrichtet. Darliber hinaus befinden sich 2.980
zugewanderte Jugendliche in 205 besonderen Lerngruppen der berufsbildenden Schulen.
Die meisten werden innerhalb eines Jahres in die Regelschulen Ubergehen. Diese werden
bereits von geflichteten Kindern und Jugendlichen besucht. Auch die Anzahl von Kindern mit
Migrationshintergrund, deren Muttersprache haufig nicht die deutsche ist, liegt in Hamburg
bei knapp unter 50 Prozent. Integration ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die sich
weder auf ein Schulfach, noch auf bestimmte Schularten begrenzen lasst. Gut qualifizierte
Lehrkréfte sind ein wichtiger Faktor fur den Erfolg von Integration. Besonders diejenigen, die
die Qualifikation Deutsch als Zweitsprache absolviert haben, verfligen neben ihrer
Fachlichkeit Gber hohe padagogische und interkulturelle Kompetenz.

Mittlerweile ist der Ausbau des Ganztagsangebotes in Hamburg abgeschlossen. Alle
Grundschulen sind Ganztagsschulen. 125 der 203 Ganztagsgrundschulen haben sich fur die
offene Form im Rahmen der Ganztagigen Bildung und Betreuung (GBS) entschieden, die
anderen 78 bieten die Ganztagsschule nach Rahmenkonzept an (GTS). Insgesamt nutzen
Uber 80 Prozent der Grundschulkinder die Ganztagsangebote. Diese hohe Anzahl macht
deutlich, dass der Ausbau wichtig und notwendig war und die neuen Ganztagsangebote bei
Kindern und Eltern gut ankommen. Auch an den weiterfihrenden Schulen ist die Bildung und
Betreuung der Kinder bis zum 14. Lebensjahr gesichert. Seit der Einfuhrung des
Ganztagsangebotes wurden — und werden immer noch — die raumlichen Gegebenheiten an
den Schulen verbessert bzw. den Bedirfnissen der Kinder, die am Ganztag teilnehmen,
angepasst. Dieser Ganztag soll jetzt auch schrittweise den gefliichteten Kindern zu Gute
kommen.

In Hamburg gilt die Schulpflicht auch fur Flichtlingskinder von Anfang an. ,Schulpflicht gilt far
alle Kinder und Jugendlichen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt in Hamburg —
unabhangig vom rechtlichen Status” (8 37 Hamburgisches Schulgesetz).

In den Erstaufnahmen findet der Unterricht statt, sofern die erforderlichen Raumkapazitaten
vorhanden sind. Die Zielsetzung sind 30 Stunden Unterricht. Im Fokus stehen die
Sprachvermittlung am Beispiel zyklisch wiederkehrender Themen (siehe LI-Broschire, z. B.
Jch und meine Familie’, ,Im Klassenraum’, ,Essen und Trinken‘, ,Sich in Hamburg
orientieren’, Werte- und Demokratieerziehung). Eingesetzt werden Lehrkrafte und
Sozialpadagoginnen und -padagogen.

Der Senat wird ersucht,

o fUr Kinder, insbesondere Grundschulkinder, dafir Sorge zu tragen, dass der
Grundsatz ,Kurze Beine, kurze Wege* auch bei der Beschulung von
Fluchtlingskindern eingehalten wird.

e die beabsichtigte Anderung des Hamburger Schulgesetzes zur Einschrankung des
Schulwahlrechts der Eltern von geflichteten Kindern nach drei Jahren zu Uberprifen.

e im Rahmen der Schaffung neuer Fluchtlingsunterkiinfte ist die Beschulung der
hierdurch neu hinzukommenden schulpflichtigen Kinder und Jugendlichen durch
geeignete Mallnahmen und Anpassung der Rahmenbedingungen prioritar vor Ort,
aber auch in anderen Stadtteilen, sicherzustellen. Bei der Planung und spateren
Zuweisung sind dabei moglichst mehrere umliegende Schulstandorte zu
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bertcksichtigen, um mit Blick auf die jeweiligen 6rtlichen Gegebenheiten tibermaRige
Beanspruchungen einzelner Schulen zu verhindern.

das Schulangebot bedarfsgerecht auszubauen, was im Einzelfall je nach den
ortlichen Gegebenheiten auch erforderlich machen kann, Schulen zu vergrof3ern
sowie die baulichen MafRnahmen dem Bevdlkerungszuwachs anzupassen und
entsprechende Flachen vorzuhalten. Da die Kinder aus den neuen Quartieren vor
allem die schon vorhandenen Schulen im Stadtteil und auch in den benachbarten
Stadtteilen besuchen werden, sollen diese entsprechend besser ausgestattet und in
ihrer konzeptionellen Arbeit besonders unterstitzt werden, damit auch innovative
Wege beschritten werden kdnnen. Hier sind die Schulen friihzeitig zu beteiligen und
die Kooperationsstrukturen vor Ort sowie die Regionalen Bildungskonferenzen zu
nutzen und auszuweiten.

Konkret ist eine Beschulung vor Ort sicherzustellen und es sind dabei die in 6rtlicher
Nahe gelegenen Schulstandorte so miteinzubeziehen, dass die Belange von Kindern,
Eltern und Lehrerschaft angemessen bericksichtigt werden. Dariiber hinaus sind die
Birgerinnen und Birger der Stadtteile an den Planungen begleitend zu beteiligen.

Den betroffenen Schulen sind die fir die Flichtlingsbeschulung vorgesehenen
zusatzlichen Ressourcen/padagogisches Personal zuzuweisen.

die 3. Phase der Sprachférderung mit 0,7 WAZ pro Schiler pro Jahr auszustatten.
Abweichend vom bisherigen Verfahren bekommen die Schulen diese zusatzliche
Ressource nicht erst zum 1.8. des Jahres. Kinftig wird der Ressourcenbedarf vier-
mal im Jahr ermittelt und zugleich auch viermal im Jahr direkt zugewiesen. Die-
se passgenauere Zuweisung fuhrt dazu, dass die Schulen rechtzeitig die nétigen Zu-
satzstunden bekommen. Dies wird auf zwei Jahre befristet.

darauf hinzuwirken, dass es an den Standorten, an denen IVK und Regelklassen
gemeinsam unterrichtet werden, zu einem regen Austausch zwischen den
Schilerinnen und Schilern kommt — bspw. durch gemeinsame kulturelle Aktivitaten,
Begegnungen, Klassenbesuche und Patenschaften. Die Eltern der Gefliichteten
sollen ebenfalls Teil dieser Bemiihungen sein.

darauf hinzuwirken, dass die Schuilerinnen und Schiiler aus den IVK-Klassen an
demselben Standort in den Regelunterricht tberwechseln kénnen, um die Integration
zu erleichtern. Dies soll im Rahmen des Auftrags fiir alle Standorte und Schulformen
gelten, soweit die entsprechenden schulischen Anforderungen erfillt werden. Der
Ubergang von der IVK-Klasse in den Regelunterricht soll nach Mdglichkeit auch
sukzessive erfolgen konnen. Fiur einen nahtlosen Ubergang miissen in einer
langfristigen Planung die Voraussetzungen dafiir geschaffen werden, dass die
Frequenzen in den aufnehmenden Regelklassen nicht unangemessen ansteigen.

die Personalmittel fiir das padagogische Personal im Ganztag an Hamburgs Schulen
in der GBS-Betreuung sowie an GTS-Schulen nach MaRgabe der Drucksache
21/4866 zu verstarken und damit den Personalschliissel weiter zu verbessern.
Sowohl an GBS- als auch an GTS-Grundschulen wird der Personalschliissel pro
Gruppe schrittweise auf erst 1,1 (ab 2017/18), dann 1,175 (2019/20) angehoben. Im
Rahmen des Haushaltsplanes 2019/2020 werden die Personalmittel fir den Ganztag
an den Stadtteilschulen fir die Klassen 5 und 6 auf 1,1 Stellen pro Lerngruppe
aufgestockt.

dass die Behotrde fiur Schule und Berufsbildung dafir Sorge tragt, dass die
Schulkollegien den Erfordernissen entsprechend durch Beratungs- und
Fortbildungsangebote unterstitzt werden.
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e zu prifen, in welcher Form es angehenden Lehrkraften im Vorbereitungsdienst
ermdglicht werden kann, das DaZ-Zertifikat zu erwerben und damit méglicherweise
einzelne Prifungsleistungen ganz oder teilweise zu ersetzen.

o Fortbildungen fir Lehrkrafte in dem Bereich DaZ und DaF anzubieten, um so gute
Bedingungen fur den Spracherwerb an Schulen zu schaffen.

e Im Schuljahr 2016/2017 einen verbindlichen Prozess zu initiieren, in dem
Grundschulen und weiterfihrende Schulen bis zur 8. Jahrgangsstufe im Rahmen
ihrer schulischen Selbstverantwortung unter Beteiligung des Ganztagsausschusses
ihre  nicht zwingend fir den Unterricht benétigten Flachen an den
Ganztagsbedurfnissen der Kinder von Bewegung, Spiel und Ruhe ausrichten sollen.
Dabei konnen im Rahmen der selbstverantworteten Schule auch konkurrierende
Bedarfe des Schulprofils auftreten, die mit der Schulgemeinschaft abzuwagen und
von der Schulkonferenz zu entscheiden sind. Die Nutzungen fur Unterricht und
Ganztag sollen sich gegenseitig nicht beeintrachtigen. Auch Unterrichtsraume sollen
Teil dieser Betrachtung sein.

e (ber das Schulinformationszentrum  (SIZ)  sicherzustellen, dass es
Beratungsmaglichkeiten fur geflichtete Kinder und deren Eltern auch in der
Wahrnehmung des Elternwahlrechts in Bezug auf den Besuch weiterfiihrender
Schulen gibt. Die Ressourcenausstattung des SIZ sollte entsprechend der Bedarfe
erhdht werden.

e zu prifen, ob die Regelungen zum Nachteilsausgleich bei Prifungen in Bezug auf
gefliichtete Schilerinnen und Schiiler weiterentwickelt werden missen.

d) Sprachvermittlung ist der Schliissel

Die Vermittlung von deutschen Sprachkenntnissen ist einer der Schlissel fir eine gelingende
Integration der nach Hamburg geflichteten Menschen. Hierzu gibt es ein aufeinander
aufbauendes und abgestuftes System von professionellen Sprachférderprogrammen, die von
der Vermittlung erster Kenntnisse bis hin zum Erwerb berufsspezifischer Sprachkenntnisse
reichen. Im Zentrum stehen hier die Integrationskurse des BAMF, die jedoch nicht fir alle
Geflichteten zuganglich sind. Auch aufenthaltsrechtliche Unterschiede bei den Fliichtlingen
und ihre Folgen fir die Bleibeperspektive sind dabei zu berlicksichtigen. Zudem leisten in
Hamburg freiwillig Engagierte Erhebliches im Bereich der ehrenamtlichen Sprachvermittlung.

Bereits im Oktober 2015 wurde die Offnung des Integrationskursangebots des BAMF fiir
Asylsuchende aus Herkunftslandern mit hoher Schutzquote (Syrien, Eritrea, Irak und Iran)
und Geduldete — im Sinne einer Kann-Regelung — geschaffen. Ausgeschlossen von den
Sprachkursen des Bundes bleiben aber Asylsuchende aus dem Dublin-Verfahren. Die Off-
nung der Integrationskurse des Bundes bleibt nicht bedarfsdeckend, obwohl die Mittel fur
Sprachférderung auf rd. 560 Mio. Euro fur 2016 aufgestockt wurden (BAMF-Kurse) und auch
das BMAS seine berufsbezogene Sprachférderung deutlich erhéht hat. Insofern bleibt ein
Engagement der FHH fir die Zielgruppe weiter von groRer Bedeutung.

Neben den professionellen Sprachkursangeboten gibt es regional und stadtteilbezogen und
teilweise in den Unterkiinften 70 ehrenamtliche Angebote. Ehrenamtliche Angebote kdnnen
professionelle Angebote gut erganzen, sie aber nicht ersetzen. Zielsetzung der ehrenamtli-
chen Angebote sind Uberwinden von Hemmnissen beim Aussprechen der noch ungewohn-
ten deutschen Sprache, erste Orientierung vor Ort und das Sprachtraining fir die Anwen-
dung im Lebensalltag. Der Zugang zu diesen Angeboten ist unabhangig vom Aufenthaltssta-
tus.

Integrierte Sprachférderung: Die inhaltliche und organisatorische Neugestaltung der Sprach-
forderung des Bundes (und des Landes) setzt auf die Kombination von Sprach- und Wis-
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sensvermittlung, die Auseinandersetzung mit dem Ankunftsland, die Auseinandersetzung mit
den Erlebnissen im Alltag bzw. die Bewéltigung von Alltagssituationen.

Der Senat wird ersucht,

o die verschiedenen Angebote zur Sprachvermittlung der verschiedenen Ebenen und
Zielsetzung ideal zu vernetzen und auf das Drei-Phasenmodell des Ankommens
abzustimmen.

e bezogen auf die professionellen Sprachférderprogramme

in Erganzung zu den Integrationskursen des BAMF weiterhin zusétzlich
.Deutschkurse fur Fluchtlinge* anzubieten. Die Verdreifachung der
Planzahlen gegentber 2013 auf 1.860 Kursplatze sowie das Vorhalten von
Anschlussangeboten ,Deutschkurse zum beruflichen Einstieg® mit 500
Kursplatzen ist der richtige Weg.

dabei die Hamburger Angebote bevorzugt nach arbeitsmarktnahen Kriterien
zu vermitteln (1.500 Kursplatze).

als Reserve zur bedarfsorientierten Nachsteuerung 200-260 Kurspléatze
vorzuhalten.

die  bedarfsorientierte  Ausweitung des  Vorschaltangebotes  der
Volkshochschule (VHS) , Erstorientierung fur erwachsene Fluchtlinge -
EOF* (100 U/Std.) zur Heranfihrung an die Sprachférderangebote zu prifen.

an der modularen Bewilligungspraxis des Projektes ,Deutschkurse fur
Fluchtlinge* festzuhalten, damit Abgange z. B. in das Sprachkursprogramm
des Bundes und Neuzugange mdoglich sind.

besonders Frauen in Bezug auf Sprachangebote zu beraten und zur
Teilnahme zu motivieren.

e bezogen auf die ehrenamtlichen Angebote zur Sprachférderung

weiterhin Qualifizierungsprojekte fir Ehrenamtliche zu unterstitzen, wie z.
B. durch

e die Kurse der VHS fur Ehrenamtliche, die in der Flichtlingsarbeit
insbesondere im Bereich Sprachférderung tatig sind.

e die Qualifizierung zum ,Sprachbriickenbauer” fiir ca. 60 Ehrenamtliche
(42 U/std., 3 Monate), die bei Tragern engagiert sind, durch den
Trager Sprachbricke Hamburg e.V.

e den Ausbau des Projektes ,Dialog in Deutsch* der Hamburger
Offentlichen Biicherhallen, in dessen Rahmen Selbstlernangebote und
Medien fur Geflichtete ebenso bereitgestellt werden wie zunéchst 450
Medienkoffer fir Ehrenamtliche, die die Qualifizierung durchlaufen
haben.

e) Arbeit und Ausbildung geben Integrationsperspektiven

Hamburg hat bereits sehr friihzeitig im Oktober 2015 bundesweit vorbildlich mit dem
Projekt work and integration for refugees (W.I.R) die Weichen dafir gestellt, dass eine
schnelle Integration der Fluchtlinge in Arbeit und Ausbildung gelingen kann. Dazu
wurden, vergleichbar mit dem Erfolgsmodell der Jugendberufsagentur, alle relevanten
Akteure an einem Standort geblndelt, um kurze Wege zu ermdglichen und burokratische
Barrieren abzubauen.
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Durch das Landesanerkennungsgesetz zur Anerkennung von im Ausland erworbenen
beruflichen Qualifikationen haben Senat und Birgerschaft im Jahr 2012 die Voraussetzung
dafir geschaffen, dass nach Hamburg zugewanderte Menschen nach Mdglichkeit
entsprechend ihrer beruflichen Qualifizierung arbeiten kénnen. Dazu hat Hamburg als
einziges Bundesland einen Rechtsanspruch auf Beratung in das Gesetz geschrieben und
diesen explizit auch fur Fluchtlinge gedffnet. Wichtiges Scharnier hierfir ist die Zentrale
Anlaufstelle Anerkennung (ZAA), deren Trager die Diakonie ist. Ziel von W.I.R ist es,
maoglichst frihzeitig vorhandene Qualifizierungen zu erfassen und die Flichtlinge in
die Systeme der Arbeitsvermittlung zu integrieren. Diese Vorgehensweise wird durch die
erwartete schnellere Bescheidung von Flichtlingen im neuen Ankunftszentrum noch an
Bedeutung gewinnen, da anerkannte Asylbewerberinnen und -bewerber sowie anerkannte
Flichtlinge nach Genfer Konvention aus dem Asylbewerberleistungs-Gesetz herausfallen
und ins SGB Il wechseln. Zur Erreichung dieser Ziele arbeitet W.I.R multiprofessionell unter
Einbeziehung von bspw. Sozialarbeitern aus den Flichtlingsberatungsstellen, dem
gemeinsamen Arbeitgeberservice von BA und Jobcenter t.a.h, den Kammern, dem Jobcenter
t.a.h. und erfahrenen Qualifizierungstragern zusammen. Erste Auswertungen zeigen, dass
viele Flichtlinge Uber langjahrige Schulbildung, zum Teil auch universitare Bildung verfligen.
Schwierigkeiten bereitet das im Ausland nicht bekannte System der dualen Ausbildung und
die Annahme vieler Fliichtlinge, dass nur ein Studium berufsbildend sei.

Das Asylrecht kannte noch bis vor wenigen Jahren erhebliche Schranken fir die
Arbeitsaufnahme von Flichtlingen. Diese wurden bundesgesetzlich inzwischen erheblich
gesenkt. Auch die sogenannte ,Vorrangprifung®, die viele potentielle Arbeitgeber als starkes
blrokratisches Hindernis kritisierten, kann inzwischen entfallen. Hier gilt es jedoch, wie bei
allen Integrationsangeboten, auch die Unterscheidung zwischen Flichtlingen mit und ohne
Bleibeperspektive zu berticksichtigen.

Viele Arbeitgeber gerade in Hamburg sind bereit und in der Lage sich hierbei zu engagieren.
Ihnen muss die Einstellung und Beschaftigung so einfach wie moglich gemacht werden. Die
Verfahren hierzu sind dringend zu entburokratisieren ohne die Gefahr von Lohndumping
einzugehen. Die einstellungswillige Wirtschaft braucht hier mehr Unterstiitzung.

Die Burgerschaft hat mit dem Beschluss des Antrags Drs. 21/2382 ,Beschéftigungsrecht fir
Asylsuchende und Geduldete verbessern — Chancen auf dem qualifizierten Arbeitsmarkt
eroffnen”  wichtige Impulse  zur  Uberwindung  von Beschaftigungs-  und
Ausbildungshindernissen gesetzt. Einige davon, wie zum Beispiel die 3+2 Regelung, die fur
junge Flichtlinge und Betriebe Verfahrenssicherheit wahrend der Berufsausbildung schafft,
werden durch das Integrationsgesetz des Bundes nunmehr aufgegriffen.

AvM-dual

Die Teilnahme am Erwerbsleben ist neben dem Spracherwerb der wichtigste Aspekt einer
erfolgreichen Integration. Der schnelle Arbeitsmarktzugang ist eine elementare Vorausset-
zung, damit gefliichtete Menschen eine neue Heimat finden. Selbst verdientes Einkommen
schafft Selbstvertrauen, Kontakte zu Kolleginnen und Kollegen und auch Freundschaften.
Dies gilt auch fir selbststéandige Erwerbstatigkeit. Gefliichteten eine berufliche Perspektive
zu verschaffen ist ein elementarer Beitrag zu einer integrierenden und willkommen-
heiRenden Gesellschaft.

Das neue Schulangebot AvM Dual fuhrt direkt zu einem ersten oder mittleren Schulabschluss
und bereitet zugleich auf die Arbeitswelt und die Ausbildung in einem Betrieb vor. Die Ham-
burger Wirtschaft wird schrittweise rund 2.000 Praktikumsplatze zur Verfligung stellen. Zu-
satzliche Integrationsbegleiter unterstitzen die Unternehmen und Jugendlichen wahrend der
Praktika (https://hibb.hamburg.de/2016/04/11/fluechtlinge-lernen-kuenftig-gleichzeitig-in-
schule-und-betrieb_aktuelles/).
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Ansatz, Ausstattung und Beteiligung an dem Vorhaben von HIBB und den beteiligten Kam-
mern zeigen, dass es bei Bindelung der Krafte von Politik, Verwaltung und Wirtschaft zu
richtungsweisenden Handlungsansatzen kommen kann. HGI begrif3t diese Mal3hahme und
auRBert die Erwartung, dass fur alle Altersgruppen und Qualifikationsanforderungen entspre-
chende Modellvorhaben vorbereitet und in angemessener Zeit gestartet werden.

Profiling, Welcome and integration for refugees (W.l.R), Jugendberufsagenturen

Die Integration in den Arbeitsmarkt ist je nach Unterstitzungsbedarfen ein sehr komplexer
Prozess, der individuell unterschiedlich und in der Regel in mehreren aufeinander folgenden
Stufen erfolgen muss. Dabei ist oftmals auch von einer langeren Dauer des Eingliederungs-
prozesses auszugehen. Daher fuhrt der Senat ein “Profiling” jedes Fluchtlings unmit-
telbar nach seiner Registrierung durch, sodass ein individuell zugeschnittenes Bil-
dungs- und Integrationskonzept fur den Betroffenen und mit ihm zusammen erarbeitet
werden kann. Um diese wichtige Integrationsaufgabe zu beschleunigen, prift der Senat,
hier externe Unterstitzung in Anspruch zu nehmen. Fir die weitere Integration missen ge-
zZielte und ausreichende Angebote flr eine systematische Qualifizierung fir den Arbeitsmarkt
und fur die Eingliederung in Arbeit zur Verfigung stehen. Innerhalb der gesetzlichen Mdg-
lichkeiten ist allen Geflichteten unter Bertucksichtigung ihrer Kompetenzen und ihrer indivi-
duellen Bleibeperspektive eine berufliche Perspektive zu geben. Das Hamburger W.I.R-
Programm ist entsprechend und ggf. in Zusammenarbeit mit weiteren Akteuren weiterzuent-
wickeln. Insbesondere ist die Kooperation mit den Arbeitgebern weiter zu verbessern. Junge
gefliichtete Menschen, die in Hamburg zur Schule gegangen sind, erhalten durch die Ju-
gendberufsagenturen Beratung und Unterstiitzung beim Ubergang von Schule in Ausbildung.
Fur die Integration in Arbeit gelten unsere Arbeitsschutz- und Lohnstandards wie der Min-
destlohn selbstverstandlich auch fir diese Menschen.

Der Senat wird ersucht,

o das Projekt W.I.R weiterzuverfolgen und auch anhand der Statistik der Agentur fur
Arbeit und des Jobcenters t.a.h die Erfolge bei der beruflichen Qualifizierung und der
Integration in Arbeit laufend zu verfolgen.

e zu prifen, wie die Erfassung von Schulbildung und Qualifikation der Fluchtlinge
beschleunigt werden kann und auch externe Expertise eingebunden werden kann,

e dabei weiterhin die folgenden Leitlinien fur Qualifizierungen zu verfolgen und diese
regelmafig zu tberprifen:

e Intensivierung der Sprachférderung / Verzahnung von Spracherwerb und
Berufsintegration,

e Vorrang der Anerkennung (Nachhaltigkeit),
e Kirzere, individualisierte Module anbieten (Erfolge testen),
e Jugendliche vorrangig in Ausbildung und Studium bringen,

e Einfache, fur Unternehmen handhabbare Einstiegswege in Praktikum,
Ausbildung und Arbeit entwickeln.

e weiterhin die Handels- und Handwerkskammer bei der Durchfihrung von
Marktplatzen zu unterstitzen, bei denen Flichtlinge und arbeitskraftesuchende
Betriebe zueinanderfinden konnen.

e zu prufen, ob und durch wen MalRBhahmen wie AvM-dual auch fir altere Zielgruppen
angeboten werden kdnnen.
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e weiterhin bei Betrieben, Innungen und Verbanden fir die Zurverfigungstellung von
Ausbildungsplatzen, Praktika und unterstiitzenden Angeboten zu werben.

o die geplante Schaffung von Arbeitsgelegenheiten fir Flichtlinge in Hamburg so
auszugestalten, dass eine sinnvolle und qualifizierende Beschéftigung fur Flichtlinge
entsteht.

e zu prifen, inwieweit Mentorinnen Frauen auf dem Weg in den Arbeitsmarkt begleiten
kénnen.

e geeignete Mallnahmen zu ergreifen, um geflichteten Menschen bei
Existenzgrindungen zu unterstitzen.

f) Zivilgesellschaft/ Ehrenamtliches Engagement/Sozialraum/Sport

In der aktuellen Debatte wird immer wieder klar: Im Sport liegen groRe Potenziale, was
Integration und Zusammenhalt der Gesellschaft betrifft. Im Sport sind kulturelle, ethnische
sowie religibse Unterschiede und sprachliche Barrieren oft kein Hindernis, wenn es um
Austausch, gegenseitiges Lernen und die Bildung von Gemeinschaft geht. Gemeinsame,
positiv besetzte Erlebnisse sind leicht herzustellen und koénnen Sprach- und
Kulturunterschiede Uberbriicken. Der Sport und die Sportvereine sind tragende Saulen far
stabile Quartiere in Hamburg. Sie bieten vielféltige Mdoglichkeiten, zu einer guten und
nachhaltigen Integration von Flichtlingen mit Bleibeperspektive in den Quartieren
beizutragen. Gerade in den letzten Monaten haben die Sportvereine durch vielféltige, schnell
und unbirokratisch zusammengestellte Angebote in herausragender Weise bewiesen, wie
wertvoll sie bei der Integration von Flichtlingen sind.

Im Sport finden Wertevermittlung, das Erlernen und Anerkennen von gemeinsamen Regeln
statt. Das gemeinsam Erlebte — auch Spall und Freude miteinander — kann zum
verbindenden Moment werden. Ferner ist tagliche Bewegung insbesondere unter
professioneller Anleitung gesundheitsférdernd und starkt in der Gruppe das soziale
Miteinander.

Dauerhaft bieten Sportvereine, als gréf3te demokratische Personenvereinigungen der Stadt,
eine hervorragende Madoglichkeit, Flichtlingen das Einleben in unsere Gesellschaft zu
erleichtern und ein Miteinander zu gestalten. In den Vereinen kann das Bewusstsein flr
einen zugewandten Umgang mit Menschen aus anderen Kulturkreisen geférdert werden. Mit
dem Projekt ,Willkommen im Sport* des Deutschen Olympischen Sportbundes (DOSB) gibt
es bereits einen Ansatz, der auch in Hamburg verfolgt wird. Wiinschenswert ist es, dass
dieser Ansatz in Hamburg flachendeckend etabliert wird, um in mdglichst vielen Quartieren
wohnortnah fir Fliichtlinge diese Freizeitstrukturen schaffen zu kénnen.

Darliber hinaus mussen sich alle gesellschaftlichen Bereiche und Strukturen fir die Teilhabe
von Geflichteten am gesellschaftlichen Leben o6ffnen und die entsprechenden
Voraussetzungen und Strukturen schaffen. Auch hier sind in angemessenem Umfang
Fordermittel bereitzustellen.

Die Burgerschaft und der Senat haben das groRartige und breit aufgestellte freiwillige
Engagement der Hamburgerinnen und Hamburger fur eine Willkommenskultur rund um die
Flichtlingsunterkiinfte von Anfang an unterstitzt und geférdert. Die Hamburger
Engagementstrategie 2020, die auf einen Antrag der Blrgerschaft zurtickging, hat dafur eine
gute Grundlage geschaffen, weil sie die Grundsatze des gegenseitigen Umgangs zwischen
der FHH, der Zivilgesellschaft und der Wirtschaft thematisiert, die verschiedenen
Perspektiven und Aufgaben umrissen und Kooperationsstrukturen geschaffen hat. Bereits im
Koalitionsvertrag fur Hamburg wurde die Einrichtung eines ,Forums Flichtlingshilfe
vereinbart, das die Burgerschaft mit dem Beschluss auf Drs. 21/1354 umgesetzt hat.

Die Burgerschaft hat zudem immer wieder finanzielle Ressourcen zur Verfligung gestellt, um
die notwendige Koordination des freiwilligen Engagements zu starken und die vielen
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Helferinnen und Helfer zu unterstiitzen, die in den Unterkinften und anderen Stellen
anpackend tatig sind. In Hamburg gibt es in allen sieben Bezirken inzwischen
Ehrenamtskoordinatoren. Sowohl der stadtische Betreiber ,Fordern und Wohnen“ als auch
Hilfsorganisationen wie die AWO, das DRK und andere haben langjahrige Erfahrung im
Umgang mit freiwillig Engagierten.

Noch im Dezember 2015 fand das erste ,Hamburger Flichtlingsforum” unter reger
Beteiligung einer Vielzahl von Initiativen und Organisationen, die sich in der Flichtlingshilfe
engagieren, in und um die Fischauktionshalle statt.

Das Forum Flichtlingshilfe soll auf gesamtstadtischer Ebene

e den Dialog zwischen den ehrenamtlich tatigen Blrgerinnen und Blrgern, den
ehrenamtlichen Initiativen und Organisationen ausbauen und verstetigen.

e Impulse aus fachlicher Sicht setzen, ldeen aus der Arbeit der Ehrenamtlichen
aufgreifen und Realisierungschancen prifen.

e (ber eine zentrale ,Vernetzungs- und Unterstitzungsplattform* Erfahrungswissen von
Haupt- und Ehrenamtlichen verfigbar machen.

¢ Fortbildung und andere entsprechende Qualifizierungen anbieten.

¢ verbindliche Kommunikationsprozesse und Arbeitszusammenhange zwischen allen
Akteuren etablieren.

Das Forum Fliachtlingshilfe soll auf regionaler / sozialrdumlicher Ebene

e das konkrete Engagement der Ehrenamtlichen vor Ort, in und um die Unterkinfte
herum unterstitzen.

o Orientierung und Struktur geben, ohne das ehrenamtliche Engagement der
Birgerinnen und Birger zu instrumentalisieren.

¢ die Information und Partizipation der Birgerinnen und Blrger in den Stadtteilen und
rund um die Unterkiinfte verbessern — z. B. durch Quartiersbeirate (vgl. Ziff. 3).

e die Information der geflichteten Menschen verbessern und ihnen
Partizipationsmoglichkeiten erdffnen.

e verbindliche Kommunikationsprozesse und Arbeitszusammenhange zwischen allen
Akteuren auf bezirklicher Ebene etablieren.

Der Senat wird ersucht,

e (ber den HSB die Sportvereine in geeigneter Weise bei der Umsetzung der
Integration durch Sport starker zu unterstiitzen.

e in 2016 erneut das ,Forum Flichtlingshilfe* zu veranstalten und dabei verstarkt auch
die Fluchtlinge selbst aktiv einzubeziehen.

o die Dialogforen weiterzuverfolgen und weiterzuentwickeln, um den Dialog mit der
Zivilgesellschaft auch zwischen den Forums-Terminen zu strukturieren und
aufrechtzuerhalten.

e durch die Dialogforen des Forums Fliichtlingshilfe

o fach- und themenspezifisch die institutionellen Akteure und die ehrenamtlichen
Birgerinnen und Birger, Initiativen und Interessierten zusammenzufihren.

e fachliches Wissen von Behorden, Institutionen sowie Expertinnen und
Experten flr die Arbeit der Ehrenamtlichen zur Verfligung zu stellen.
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o Fragestellungen und ldeen aus der ehrenamtlichen Arbeit mit gefllichteten
Menschen aufzunehmen, fachlich zu prifen und neue Lésungen zu
entwickeln.

¢ inhaltliche Fragen zu beantworten, die Uber das Forum Flichtlingshilfe gestellt
werden.

o Fachveranstaltungen (z. B. Workshops) zur Qualifizierung und zur
Weiterbildung anzubieten.

die Migrantenselbstorganisationen und den Integrationsbeirat in geeigneter Weise in
das Forum Fluchtlingshilfe einzubinden.

mit dem Forum Flichtlingshilfe dazu beizutragen, Zuwanderung von Geflichteten
von Beginn an so zu gestalten, dass sie fur die Menschen in Hamburg und die
Schutzsuchenden gleichermafien zum Erfolg werden kann.

im Masterplan Integration in einem eigenen Kapitel Uber die Integration von Frauen
zu gewahrleisten, dass

o Informationsbroschiiren und Unterstiitzungsangebote in Bezug auf Arbeit,
Kinderbetreuung, Schule, Wohnungssuche und sexualisierte Gewalt
bereitgestellt werden.

¢ Integrations- und Sprachkurse speziell fir Frauen bereitgestellt werden sollen.
In diesen Kursen kann ggf. auch direkt auf die Moglichkeiten der
Kindertagesbetreuung hingewiesen werden.

e die Integration von Frauen in den Arbeitsmarkt gezielt geférdert wird.

MalRnahmen zur Gewahrleistung des Schutzes von LSBTI*-Geflichteten (Lesbisch,
Schwul, Bi-, Inter- und Transsexuelle) zu ergreifen. Gefliichtete LSBTI* sind aufgrund
ihrer sexuellen Orientierung oder Geschlechtsidentitédt komplexen Schwierigkeiten
ausgesetzt, die sie zu einer besonders schutzbedurftigen Gruppe machen.

die MaRnahmen im Rahmen der einrichtungsspezifischen Gewaltschutzkonzepte fir
die Gemeinschaftsunterkiinfte weiterzuverfolgen und auch weiterhin fir Schutzraume
fur geflichtete Frauen, v.a. in den Erstaufnahmen, zu sorgen.

die Mdglichkeiten der Vermittlung von Patenschaften niedrigschwelliger zu gestalten,
in Hamburg zu systematisieren und zu bewerben.

Mit der Psychotherapeutenkammer und weiteren Netzwerken die Bedarfe der
Fluchtlinge an Trauma- und psychotherapeutischer Behandlung zu analysieren und
ggf. auszubauen.

gesundheitliche Aufklarung, das Recht auf Gesundheit, freiwillige Familienplanung
und Aufklarung sowie Schwangerenvorsorge und -beratung (bspw. Uber
Informationen der Bundeszentrale fir gesundheitliche Aufklarung) zu forcieren.
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3. Partizipation, Evaluation, Ausblick

Die Partizipation der Bulrgerinnen und Blrgern an den in diesem Ersuchen
behandelten Fragen ist zu starken und gleichzeitig im Gesamtprozess zeitlich zu
optimieren. Insbesondere den Bezirken sind daflir die entsprechenden
Ressourcen bereitzustellen, damit diese in eigener Verantwortung Uuber die
entsprechenden Beteiligungsformen entscheiden kénnen. Damit wird die Legitimation
von Planungen verbessert, eine zeitliche Straffung der Prozesse erreicht und
Baurecht bis zur Baugenehmigung geschaffen. Die Qualitat dieser Partizipation muss
gewissen Mindeststandards der Birgerbeteiligung genligen, wenn sie fur alle
Beteiligten zufriedenstellend und gewinnbringend sein soll. Die Bezirke haben sich
daher in eigener Verantwortung auf diese Kriterien zu verstandigen.

In Fordergebieten der sozialen Stadtteilentwicklung hat sich zudem die Einrichtung
von Quartiersbeirdten oder &ahnlichen Gremien als ein wichtiges Scharnier
zwischen ortlicher aktiver Bevolkerung auf der einen und Politik und Verwaltung auf
der anderen Seite bewahrt. In geeigneten Fallen (z. B. gréReren Unterkinften bzw.
Unterklnften in Stadtteilen mit Problemlagen und mit stadtischen FordermalRnahmen)
soll deshalb ein entsprechender Quartiersbeirat eingerichtet werden, um die
MalRnahmen vor Ort zu begleiten (vgl. auch Drs. 21/2550 (25-Punkte-Programm)). In
den regionalen Verstandigungen/Blrgervertragen sind entsprechende Gremien als
Beteiligungsinstrument vor Ort in aller Regel enthalten.

Biurgerbeteiligung belebt und bereichert die reprasentative Demokratie, in dem sie
allen Akteurinnen und Akteuren eine Stimme gibt und die Mdglichkeit zur
Mitgestaltung anbietet.

4. Vorrangigkeit und Inhalt regionaler Verstandigungen/Blrgervertrage

Verstandigungen vor Ort zwischen Politik, Verwaltung und Buirgerinitiativen Uber
Fragen der Unterbringung und Integration sind zu begriif3en. So gelingt Integration
am besten; sie sollten in der Regel Ergebnis guter Birgerbeteiligung sein, um
nachhaltig zu wirken.

Begleitend zu den Verhandlungen, die zu diesem Ersuchen gefiihrt haben, hat es
zahlreiche Gesprache auch mit vielen Einzelinitiativen gegeben. Ergebnis sind in
Anlage 3 aufgefiihrte Blrgervertrage, die der Senat — bezogen auf die ,Pilot-
Verstandigung” aus Neugraben/Fischbek als politisch verbindlich erachtet (vgl. Drs.
21/4991). Ein Blrgervertrag driickt den erreichten Konsens aus. Die aus Anlage 3
ersichtlichen Birgervertrage sind Teil des Burgerschaftsbeschlusses, sie sind
zu beachten und durch die zustandigen Stellen umzusetzen.

Nicht alle Gesprache konnten bis zur Fertigstellung dieses Ersuchens komplett
konsensual abgeschlossen werden. Gleichwohl konnten weitere Teilverstandigungen
(Anlage 4) bzw. verbindliche Entgegenkommen von stadtischer Seite (im Sinne einer
freiwilligen Selbstverpflichtung) verhandelt werden, die in Anlage 5 aufgefiihrt sind.
Die aus den Anlagen ersichtlichen Teilverstandigungen/Selbstverpflichtungen
sind ebenfalls Teil des Biirgerschaftsbeschlusses, sie sind zu beachten und
durch die zustandigen Stellen umzusetzen.

Die antragstellenden Fraktionen und die diesen Konsens mittragende Volksinitiative
werden diesen Prozess weiter begleiten und unterstitzen, um moglichst tberall in
Hamburg mdoglichst breit getragene Konzepte fur Unterbringung und Integration
umsetzen zu konnen. Auch Stadtteile, die sich bisher noch nicht in solche
Diskussionsprozesse eingebracht haben, sind herzlich eingeladen, ihren Weg zu
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suchen. Derartige Verstandigungen sollen gerade nicht das Privileg einzelner
Stadtteile sein — sondern ein Angebot an die ganze Stadt. Mit diesem Instrument
werden ausdriicklich nicht die Rechte von Senat, Burgerschaft, Bezirksamt und
Bezirksversammlung verletzt. Es sind politische Verstandigungen, die Rechtsstellung
der entsprechenden Institutionen/Gremien bleibt unberihrt (vgl. Drs. 21/4991).

Umgang mit den Ergebnissen von finding places

Die Ergebnisse des HCU-Modellprojekts finding places sind auszuwerten und
transparent zu machen. Es ist ein Projektbericht zu erstellen, der eine Leitlinie fur die
— moglichst breit zu diskutierende — Weiterentwicklung des Systems darstellt. Eine
Ausdehnung dieses Modells auf die Suche nach Wohnungsbaupotentialflachen ist zu
prifen.

Geeignete Flachenvorschlage fur Flichtlingsunterkiinfte werden umgesetzt, soweit
sie diesem Beschluss nicht widersprechen.

Weitere Begleitung des Umsetzungsprozesses/Fortschrittsbericht

Die Umsetzung dieses Ersuchens wird auch zusatzliche Haushaltsmittel erfordern,
die sich gegenwartig noch nicht serids beziffern lassen. Die antragsstellenden
Fraktionen wissen sich einig mit der Volksinitiative darin, dass die (Mehr-)Kosten fir
die Integrations- und Unterbringungspolitik nicht zu Lasten anderer, fur die
Hamburgerinnen und Hamburger wichtigen Politikbereiche gehen dirfen. Die
stadtische und insbesondere soziale Infrastruktur muss weiter auskommlich
finanziert sein und bleiben. Die Auskdmmlichkeit wird regelmé&Rig im Rahmen der
Haushaltsberatungen und der Berichte Giber den Haushaltsverlauf gepruft

Jahrlich ist im Hinblick auf die Punkte dieses Ersuchens ein Fortschrittsbericht der
Birgerschaft vorzuleglen, der aufzeigt, was erreicht bzw. was noch zu tun ist. Eine
Beteiligung auch der Offentlichkeit ist anlassbezogen zu ermdglichen.

32



Anlagenverzeichnis

Anlage 1 Ubersicht Standorte ORU

Anlage 2 Integrationszielwerde / Integrationsindikatoren
Anlage 3 Birgervertrage

Anlage 3 a Birgervertrag Neugraben-Fischbek

Anlage 3 b Biirgervertrag Poppenbittel

Anlage 3 c Birgervertrag Lemsahl-Mellingstedt

Anlage 3 d Biirgervertrag Klein-Borstel

Anlage 3 e Birgervertrag Langenhorn

Anlage 3 f Blrgervertrag Lurup, Osdorf, Bahrenfeld
Anlage 3 g Biirgervertrag Eimsbittel

Anlage 3 h Birgervertrag Rissen

Anlage 4 a Teilverstandigung Billwerder / Mittlerer Landweg

Anlage 4 b Verstandigung Eppendorf
Anlage 5 Politische Selbstverpflichtung Hummelsbttel

Seite 34
Seite 36
Seite 42
Seite 42
Seite 50
Seite 64
Seite 68
Seite 76
Seite 80
Seite 90
Seite 101
Seite 113
Seite 122
Seite 126

33



Anlage 1 Ubersicht Standorte ORU

« Ubersicht der Standorte ORU zum 30.06.2016, die gréRer als 300 Plitze
und bereits im Betrieb oder im Bau befindlich oder von ZKF geplant und
nicht Perspektive Wohnen (vorbehaltlich der Anderungen aus dieser Drucksache)

Bezeichnung Bezirk Stadtteil tI;:pan-
NotkestraBe 25 Altona Bahrenfeld 672
August-Kirch-StraBe 17 Altona Bahrenfeld 288
Erweiterung August-Kirch-StraBe Altona Bahrenfeld 182
Luruper HauptstraBe (Parkplatz griin) Altona Lurup 912
Blomkamp (Baufeld A) Altona Osdorf 690
Sieversstiicken Il Altona Sulldorf 163
Sieversstiicken Il Erweiterung Altona Sulldorf 300
Sieversstiicken | Altona Sulldorf 278
Brookkehre | Bergedorf | Bergedorf 424
Brookkehre | Erweiterung um ein Haus Bergedorf | Bergedorf 58
Brookkehre Il Bergedorf | Bergedorf 324
Curslacker Neuer Deich | Bergedorf | Curslack 580
Bergedorfer Str - Heidkoppel - nérdl. Unfallkrankenhaus Bergedorf | Lohbriigge 462
Hagendeel 60 ggii. 37 (Miinsterflache) Eimsbuttel | Lokstedt 288
Hagendeel 60 ggii. 37 (Miinsterfliche) Erweiterung 4/2015 | Eimsbiittel | Lokstedt 252
Kieler Strafle 263-265 Eimsbuttel | Stellingen 400
Neuenfelder Fihrdeich 80 (Sietas-Parkplatz) Harburg | Neuenfelde 308
Neugraben-
Am Aschenland | Harburg Fischbek 458
Neugraben-
Am Aschenland Il Baufeld | Harburg Fischbek 700
Ronneburger Stieg (Friedhof Langenbek) Harburg Rénneburg 312
Sinstorfer Kirchweg 28 (Briickenlager THW) Harburg | Sinstorf 368
Billbrook 9, Liebigstr., Berzeliusstr. 111 6/2014 Mitte Billbrook 600
Billbrook 9, Berzeliusstr. 111 Erweiterung Mitte Billbrook 260
Billstieg Mitte Billbrook 650
Mattkamp Mitte Billstedt 400
EiffestraBe 48 Mitte Borgfelde 302
KirchenpauerstraBe (HafenCity) Flache Mitte HafenCity 720
FriesenstraBe 22 Mitte Hammerbrook 350
FriesenstraBe 14 Mitte Hammerbrook 474
SchlenzigstraBe hinter Nr. 6 Mitte Wilhelmsburg 356
An der Hafenbahn Mitte Wilhelmsburg 330
Eschenweg (Sportplatz) Nord Fuhlsbuttel 304
Papenreye/Borsteler Bogen "Pehméllers Garten" Nord Grol3 Borstel 400
FreiligrathstraRe (Sportplatz) Nord Hohenfelde 196
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Freiligrathstralle Erweiterung Nord Hohenfelde 182
Kiwittsmoor P+R Parkplatz Nord Langenhorn 590
Am Anzuchtgarten, Gartnerei Ohlsdorf- Erna Stahl Ring NEU

8/2015 Nord Ohlsdorf 700
AverhoffstraBe 38 Nord Uhlenhorst 335
Opitzstralle Nord Winterhude 330
Tessenowweg Nord Winterhude 288
Tessenowweg Erweiterung Nord Winterhude 112
Rodenbeker Str.32 Wandsbek | Bergstedt 364
MeilerstraBe Wandsbek | Farmsen-Berne 348
August-Krogmann-Strafle 98 Wandsbek | Farmsen-Berne 346
August-Krogmann-Str. 52 NEU 9/14 Haus F Wandsbek | Farmsen-Berne 520
Poppenbiitteler Weg Wandsbek | Hummelsbiittel 312
Elfsaal 20 Wandsbek | Jenfeld 350
Grunewaldstrale 74a Wandsbek | Rahlstedt 370
GrunewaldstraBe 74a Erweiterung NEU 4/2015 Wandsbek | Rahlstedt 132
GrunewaldstraBBe 74 a ehemaliges Vereinsheim Wandsbek | Rahlstedt 192
Am Stadtrand 35-37 Wandsbek | Wandsbek 688
Walddérfer Strae 91, Schule Am Eichtalpark NEU 8/2015 Wandsbek | Wandsbek 309
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Anlage 2 Integrationsziele / Integrationsindikatoren

Integrationszielwerte / Integrationsindikatoren

Zu den Themenfeldern des Integrationskonzepts sind fur das Jahr 2015
Zielwerte festgesetzt worden, welche hier aufgezeigt werden.

Einbilrgerungen

Die Anzahl der Beratungsgesprache tber Einbirgerung soll 9.000 betragen. Die Zahl der
Einblrgerungsantrage soll 4.200 betragen.

Frihkindliche Forderung

Die Verbesserung der Sprachkenntnisse vor Schuleintritt soll gemessen werden am Anteil der ca. funf
Jahre alten Kinder, die zum Zeitpunkt des Vorstellungsgespréchs gem. 8§ 42 HmbSG mindestens ein
Jahr in der Kita geférdert wurden und einen besonderen Sprachférderbedarf haben. Dieser soll bei 8
Prozent betragen.
Die verstarkte Ausbildung von padagogischen Fachkraften mit einem Migrationshintergrund soll an der
Anzahl der Schiilerinnen und Schiiler mit einer nichtdeutschen Familiensprache an den Fachschulen fur
Sozialpadagogik gemessen werden und 400 betragen.
Die Inanspruchnahme friihkindlicher Bildungsangebote durch Kinder mit Migrationshintergrund soll
a) im Alter bis zu 3 Jahren 25 Prozent betragen.
b) im Alter von 3 bis 6 Jahren 80 Prozent betragen.
Die Starkung der Erziehungs- und Férderkompetenz von Eltern mit Migrationshintergrund soll gemessen
werden an
a) der Anzahl der durchschnittlich in einer Woche an Bildungs- und Beratungsangeboten in
Eltern-Kind-Zentren teilnehmenden Eltern. Sie soll 1000 betragen.
b) der Anzahl teilnehmender Familien an HIPPY. Sie soll 100 betragen.
c) der Anzahl teilnehmender Familien an Opstapje. Sie soll 40 betragen.
Zur interkulturellen Offnung von Einrichtungen der Familienférderung
a) soll der Anteil der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (inkl. Honorarkréfte) mit
Migrationshintergrund 29 Prozent betragen.
b) soll die Anzahl der Kooperationen (Angebote/Projekte) zur Beratung/Unterstiitzung von
Menschen mit Migrationshintergrund 49 betragen.
c) soll der Anteil der Angebote fiir Menschen mit Migrationshintergrund und gleichzeitigem
Sprachforderbedarf 10 Prozent betragen.
d) soll der Anteil der Erziehungsberatungsstellen mit fremdsprachigem Informationsmaterial 75
Prozent betragen.
Die Verbesserung der Personalausstattung in Kitas gemaf Kita- Plus-Programm21 soll an der Anzahl
der Kita-Plus-Kitas gemessen werden. Sie soll 300 betragen.

Sprachférderung und Bildung in allgemein bildenden Schulen

Die Erhdéhung des Anteils jugendlicher Schulabgéngerinnen und —abganger mit Migrationshintergrund
mit Hochschulreife soll gemessen werden an dem Anteil jugendlicher Schulabgéngerinnen und —
abgéanger mit Migrationshintergrund mit Hochschulreife an allen Schulabgéngerinnen und —abgéngern
mit Migrationshintergrund eines Jahrgangs. Er soll 40-50 Prozent betragen.
Der Anteil jugendlicher Schulabgangerinnen und Schulabgénger mit Migrationshintergrund ohne Haupt-
schulabschluss soll gesenkt werden und zwischen 7-10 Prozent liegen.
Zur Herstellung von Chancengleichheit im Zugang zu den verschiedenen Schulformen soll der Anteil der
Schulerinnen und Schiler mit Migrationshinweis und einer Gymnasialempfehlung am Ende der
Grundschulzeit 25-30 Prozent betragen.
Zur Erhéhung des Anteils qualifizierten padagogischen Personals mit Migrationshintergrund soll
a) der Anteil der Lehrkrafte im Vorbereitungsdienst mit Migrationshintergrund 22 Prozent
betragen.
b) der Anteil der Lehrkréafte an staatlichen Schulen mit Migrationshintergrund 11 Prozent
betragen.
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Zur Erhaltung und Erweiterung mehrsprachiger Kompetenzen von Schilerinnen und Schillern soll die
Anzahl der Schilerinnen und Schiiler mit einer erfolgreich absolvierten Sprachfeststellungspriifung in der
Herkunftssprache 250 bis 300 p.a. betragen.
Zur Steigerung des Anteils interkulturell qualifizierten Personals in Schulen und schulischen
Unterstiitzungs- und Aufsichtssystemen soll die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an
Fortbildungen des Instituts fur Lehrerbildung (LI) 1.500 p.a betragen.
Zur Erhéhung der Wirksamkeit von schulischer Sprachbildung und Sprachférderung soll
a) der Anteil der Schulen mit expliziter Berlicksichtigung von Sprachbildung in der Planung des
Regelunterrichts 65 Prozent betragen,
b) der Anteil der Schilerinnen und Schiler mit ausgepragtem Sprachférderbedarf, die nach
einem Jahr keiner additiven Sprachférderung mehr bedirfen 40 Prozent betragen.
c) die Anzahl der ohne Deutschkenntnisse neu zugewanderten Schilerinnen und Schiiler
(Sekundarstufe 1), die das Deutsche Sprachdiplom (DSD) 1 erwerben, soll 200 p.a. betragen.

Sprachférderung fiir Erwachsene
Zur Verbesserung des Zugangs zu den Integrationskursen, insbesondere fir Eltern, Frauen sowie
Analphabetinnen und Analphabeten soll
a) die Anzahl neuer Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Integrationskursen 6.400 p.a. betragen.
b) die Anzahl der Eltern und Frauen-Integrationskurse 34 betragen.
c) die Anzahl der Integrationskurse mit Alphabetisierung 53 betragen.
d) die Summe aller Integrationskurse 425 betragen.
Zur Verbesserung des Sprachniveaus soll der Anteil der Personen, die die Sprachpriifung B1 zum
Integrationskurs bestanden haben, 60 Prozent betragen.
Zur Verbesserung der berufsbezogenen Deutschkenntnisse soll die Anzahl neuer Teilnehmerinnen und
Teilnehmer, die an berufsbezogenen Sprachférderprogrammen teilnehmen, 1.200 p.a. betragen.
Zur Sicherstellung eines allgemein zuganglichen, offenen und durchléssigen Angebotes an
Deutschkursen auf allen Niveaustufen des CEFR (Al — C1) soll
a) die Anzahl der Belegungen in offenen Deutschkursen bei der VHS (ohne Integrationskurse)
5.000 p.a. betragen.
b) die Anzahl der Personen, die die Sprachpriifung B1 bei der VHS abgelegt haben (ohne
Integrationskurse) 650 p.a. betragen.
c) die Anzahl der Personen, die die Sprachprifung B2 und C1 bei der VHS abgelegt haben, 350
p.a. betragen.
Zur Sicherstellung bedarfsgerechter Kommunikationsgelegenheiten zum Erhalt der erlernten
Deutschkenntnisse fiir spezielle Zielgruppen soll die Anzahl der Gesprachsgruppen im Projekt ,Dialog in
Deutsch” 70 betragen.
Zur Sicherstellung eines Angebots zur sprachlichen Férderung von geduldeten Fliichtlingen sowie
Asylbewerberinnen und Asylbewerbern soll die Anzahl der in die Deutschkurse vermittelten geduldeten
Flichtlinge und Asylbewerberinnen und Asylbewerber 600 p.a. betragen.
Fur die Alphabetisierung in der Herkunftssprache zur Vorbereitung auf die Teilnahme am
Integrationskurs soll die Anzahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Alphabetisierungskursen in der
Herkunftssprache 100 p.a. betragen.

Hochschulbildung

Die Studienerfolgsquote von Bildungsinldnderinnen und —inlandern soll verbessert werden und 65
Prozent (bezogen auf die Kohorte 2006) betragen.

Die Gewinnung von mehr Bildungsauslanderinnen und -auslandern zur Aufnahme eines Studiums soll
an einer entsprechenden Zahl von Studienanfangerinnen und —anfangern gemessen werden und 2.400
betragen.

Ein verstarktes Angebot an studienvorbereitenden und —begleitenden Sprachkursen Deutsch als
Fremdsprache (DaF) soll durch den Zielwert von ca. 2.360 Teilnehmerinnen und Teilnehmern p.a.
erreicht werden.

Die Anzahl 6ffentlich geférderter Wohnplatzen fur Studierende soll 6.200 betragen.

Die Anzahl der mit Hamburger Landesstipendien (Examensbeihilfe, Leistungsstipendien) geférderten
auslandischen Studierenden soll 219 betragen.

Zur Verbesserung des Studienerfolgs von Bildungsauslanderinnen und —auslandern soll der Anteil der
Bildungsauslanderinnen und —auslander an Hamburger Hochschulabsolventinnen und —absolventen 9
Prozent betragen.

Zur Erhéhung des Anteils von Menschen mit Migrationshintergrund an der Beschéftigtenzahl der Hoch-
schulen (wissenschaftliches Personal) soll der Anteil von Auslanderinnen und Auslandern am wissen-
schaftlichen/ kiinstlerischen Personal an den staatlichen Hamburger Hochschulen 16 Prozent betragen.
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Weiterbildung

Zur Erhéhung der Beteiligung von Menschen mit Migrationshintergrund an WeiterbildungsmafRnahmen
soll der Anteil der Teilnehmenden mit Migrationshintergrund an Weiterbildungsberatung durch W.H.S.B.
(Weiterbildung Hamburg Service und Beratung gGmbH) 20 Prozent betragen.

Zur Erhéhung der Weiterbildungsangebote speziell fir Mitter mit Migrationshintergrund soll die Anzahl
der Mitterkurse/ Kursangebot in den Bildungsinstitutionen der Kinder 400-450 pro Halbjahr betragen.

Politische Bildung

Zur Erhéhung der Anzahl der Veranstaltungen mit migrations- bzw. integrationsbezogenen Inhalten (u.a.
zu Vielfalt in den migrantischen Communities und Entwicklungen in deren Herkunftslandern) soll deren
Anteil an den Veranstaltungen der Trager der politischen Bildung 20 bis 25 Prozent betragen.

Zur Einbindung von Menschen mit Migrationshintergrund in die Malinahmen der politischen Bildung soll
der Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund an Veranstaltungen der politischen Bildung
insgesamt 20 bis 25 Prozent betragen.

Der Anteil der Veranstaltungen der politischen Bildung auf Sprachniveau B1 (im Durchschnitt) soll auf 8
bis 10 Prozent gesteigert werden.

Ausbildung

Es sollen Zielwerte entwickelt werden fiir die Verbesserung der Ausbildungsbeteiligung von
Jugendlichen mit Migrationshintergrund, fiir die Steigerung der Erfolgsquote in der dualen Ausbildung
von Jugendlichen und Jungerwachsenen mit Migrationshintergrund, fur die Verbesserung der
interkulturellen Kompetenz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den regionalen Standorten der
Jugendberufsagentur und fir die gleichberechtigte Teilhabe von geduldeten Jugendlichen in der dualen
Ausbildung.

Arbeitsmarkt

Die Steigerung der Teilnahme am Erwerbsleben soll durch eine Erwerbstatigenquote von Menschen mit
Migrationshintergrund von 65 bis 70 Prozent erreicht werden.

Die Erwerbsquote von Menschen mit Migrationshintergrund soll 70 bis 75 Prozent betragen.

Der Abbau von Arbeitslosigkeit soll durch eine Arbeitslosenquote von Ausléanderinnen und Auslandern
von weniger als 12 Prozent erreicht werden.

Die Erwerbslosenquote (I-LO-Konzept) von Menschen mit Migrationshintergrund soll weniger als 8
Prozent betragen.

Zur gleichberechtigten Teilhabe an MaRnahmen von Jobcenter team.arbeit.hamburg soll der Anteil der
Auslanderrinnen und Auslander an Malinahmen des Jobcenters von allen erwerbsfahigen
Leistungsberechtigten 10,4 Prozent betragen.

Der Anteil abhangig Erwerbstatiger mit geringfligiger Beschéaftigung als einziger oder hauptsachlicher
Tétigkeit von Personen mit Migrationshintergrund an allen abhangig Erwerbstatigen dieser Gruppe soll
bei 11 Prozent liegen.

Die Einbindung auslandischer Studienabsolventinnen und -absolventen in den Hamburger Arbeitsmarkt
soll gemessen an der Anzahl der erteilten Aufenthaltstitel nach § 16 Absatz 4 AufenthG 240 p.a. betra-
gen.

Medien

Der Diskurs zwischen Vertreterinnen und Vertretern von Medien und Menschen mit
Migrationshintergrund soll sich verstetigen. Die Zahl entsprechender Veranstaltungen soll 2 im Jahr
betragen.

Die Professionalisierung der Medienarbeit von Migrantenorganisationen und des Integrationsbeirates
soll an der Inanspruchnahme von Bildungsangeboten fiir Migrantenorganisationen gemessen werden.
Es soll 2 Veranstaltungen im Jahr (30 Teilnahmetage) geben.

Offene Kinder- und Jugendarbeit (OKJA)

Die Beriicksichtigung der unterschiedlichen Bedarfe junger Menschen entsprechend ihres kulturellen
Hintergrunds soll in 75 Prozent aller padagogischen Konzeptionen der Einrichtungen verankert sein.
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Die Steigerung des Anteils der haupt- und nebenamtlichen Fachkrafte (HA/ NA) mit
Migrationshintergrund in den Einrichtungen soll gemessen werden an dem prozentualen Anteil von
Einrichtungen der OKJA mit hauptamtlichen Fachkraften mit Migrationshintergrund (Zielwert: 35 Prozent)
und Einrichtungen mit nebenamtlichen Fachkraften mit Migrationshintergrund (Zielwert: 70 Prozent).

Die Forderung der interkulturellen Kompetenz der padagogischen Fachkréfte im Arbeitsfeld offene
Kinder- und Jugendarbeit soll gemessen werden an der Anzahl der im Jahresprogramm angebotenen
Veranstaltungen der sozialpadagogischen Fortbildung, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus der
OKJA offen stehen. Sie soll 4 p.a. betragen.

Jugendverbandsarbeit

Die Anzahl der Beratungsgesprache mit Jugendverbanden, in denen die Thematik der Interkulturellen
Organisationsentwicklung von Jugendverbanden (Offentlichkeitsarbeit, Angebote, Fortbildungen)
angesprochen wird, soll bei 35 p.a. liegen.
Zur Forderung der interkulturellen Bildung und Offnung von Jugendverbanden durch
Fortbildungsangebote soll

a) die Anzahl der Fortbildungstage 16 p.a. betragen.

b) die Anzahl der beteiligten Jugendverbande 12 betragen.

Seniorenarbeit

Zur interkulturellen Offnung der Seniorentreffs und zur Verwirklichung des Ziels dlteren Menschen mit
Migrationshintergrund Angebote zu machen soll die Anzahl der spezifischen Angebote in Seniorentreffs
1.500 betragen.

Zur Vertretung von alteren Menschen mit Migrationshintergrund in Seniorenvertretungen
(Seniorenmitwirkungsgesetz) soll der Anteil von Seniorinnen und Senioren mit Migrationshintergrund im
Landes-Seniorenbeirat und in Bezirks-Seniorenbeiraten je 2 pro Landes-Seniorenbeirat und Bezirks-
Seniorenbeirat betragen, d. h. 16 Prozent ausmachen.

Sport
Zur Verbesserung der Beteiligungsmaoglichkeiten im organisierten Sport soll die Anzahl der

niedrigschwelligen, zielgruppenspezifischen Integrationsmaf3hahmen im Sportverein 55 p.a. betragen.
Zur Forderung der Akzeptanz kultureller Vielfalt im Sport soll die Anzahl der Qualifizierungsmafnahmen
zu interkultureller Kompetenz und Informationsangebote zu interkulturellen Themen 5 p.a. betragen.
Zur Forderung der interkulturellen Offnung und gezielten Integrationsarbeit in Sportvereinen soll
a) die Anzahl der Prozessberatungen durch den HSB in Sportvereinen und in SozialrAumen mit
hohem Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund 4 p.a. betragen.
b) die Anzahl der Personen mit Migrationshintergrund, die aus den Integrationsmafnahmen als
Mitglied fir den Sportverein gewonnen werden 300 p.a. betragen.
Zur Foérderung und Anerkennung des freiwilligen Engagements von Menschen mit Migrationshintergrund
als wichtiges Instrument der Partizipation soll
a) die Zahl der Personen mit Migrationshintergrund, die gezielt fur QualifizierungsmafRnahmen
im organisierten Sport gewonnen werden, 15 p.a. betragen.
b) die Anzahl der Menschen mit Migrationshintergrund in ehrenamtlichen Positionen im
Sportverein 200 betragen.

Kultur
Fur die Interkulturelle Offnung der staatlichen Theater bzw. der Beschéftigten mit Migrationshintergrund
in den Theatern bzw. firr die Anzahl der Theaterbesucherinnen und -besucher mit Migrationshintergrund
soll eine Kennzahl entwickelt werden.
Die Interkulturelle Offnung der HOB wird am Ausbau der fremdsprachigen Medien und
Deutschlernmaterialien sichtbar.
a) Die Anzahl der fremdsprachigen Medien fur Kinder und Erwachsene in der Zentralbibliothek
soll 24.000 betragen.
b) die Anzahl der Deutschlernmaterialien (DaZ) in den Blcherhallen soll 2.500 betragen.
Die Interkulturelle Offnung der HOB zeigt sich auRerdem am Auf- und Ausbau einer Interkulturellen
Sammlung. Hierzu soll die Anzahl der Medien, die das Thema Migration und Interkultur beriicksichtigen,
ca. 1.500 betragen.
Zur interkulturellen Offnung der HOB gehdrt auch der weitere Ausbau des Bildungs- und
Teilhabepaketes bzw. die Anzahl der teilnehmenden Kinder und Jugendlichen mit Migrationshintergrund.
Dieser soll ca. 4.000 betragen.
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Die kulturelle Vielfalt in staatlichen Museen bzw. die Férderung der Zusammenarbeit mit Schulen soll
durch den Ausbau der Museumsgesprache fiir Schilerinnen und Schiiler unter migrantischen
Fragestellungen erreicht werden und 5 p.a. betragen.

Die kulturelle Vielfalt in Museen soll durch ,Zielgruppenorientierte Angebote in den Museen* gesteigert
werden. Hierzu soll es 30 Ausstellungen oder Veranstaltungen geben, die das Thema Migration,
Interkultur, Identitat, Heimat und ahnliches aufgreifen.

Burgerschaftliches Engagement und Nachbarschaft
Zur verstarkten Vernetzung von Migrantenorganisationen an einschléagigen Netzwerken und deren
Aktivitaten
a) soll die Anzahl von Migrantenorganisationen, die ins AKTIVOLI-Landesnetzwerk
aufgenommen wurden, 4 betragen.
b) soll die Anzahl der an der AKTIVOLI-Freiwilligenborse teilnehmenden
Migrantenorganisationen 7 betragen.
c) soll die Anzahl der Mentoring-Projekte zwischen etablierten Vereinen und
Migrantenorganisationen 10 betragen.
Die Interkulturelle Offnung der Freiwilligenagenturen soll gemessen werden an der Anzahl der
Freiwilligenagenturen, die in der Lage sind, gezielt Menschen mit Migrationshintergrund in Bezug auf
birgerschaftliches Engagement zu beraten. Ihre Zahl soll 5 betragen.
Die Qualifizierung von Migrantenorganisationen fur ein stérkeres Verstandnis von Birgerbeteiligung und
Zivilgesellschaft soll an der Anzahl entsprechender Fachveranstaltungen gemessen werden und soll 10
p.a. betragen.
Zur Férderung von Begegnungen von Menschen mit und ohne Migrationshintergrund und der Starkung
des Zusammenhalts soll die Anzahl der Veranstaltungen von Migrantenorganisationen (Veranstalter oder
Kooperationspartner) im Rahmen der Aktionstage ,Nachbarschaft verbindet!" oder @hnlicher auf den
gesellschaftlichen und interkulturellen Zusammenhalt in der Stadt gerichteter Veranstaltungsformate 30
Veranstaltungen betragen.

Partizipation in der integrierten Stadtentwicklung
Die Verbesserung der Beteiligung von Menschen mit Migrationshintergrund sowie von
Migrantenorganisationen in den formalen Beteiligungsstrukturen (Gremien, Beirate) der
Stadtteilentwicklung soll an dem prozentualen Anteil der strukturell ge6ffneten Gremien gemessen
werden. Er soll 80 Prozent betragen.
Zur Verbesserung der Beteiligung von Menschen mit Migrationshintergrund sowie von
Migrantenorganisationen in den formalen Beteiligungsstrukturen (Gremien, Beirate) der
Stadtteilentwicklung soll der prozentuale Anteil der Gremien, in denen der Anteil der Teilnehmerinnen
und Teilnehmer mit Migrationshintergrund mindestens halb so hoch ist wie ihr Bevoélkerungsanteil im
Gebiet 80 Prozent betragen.
Die Einbeziehung von Menschen mit Migrationshintergrund sowie Migrantenorganisationen bei der
Entwicklung und Umsetzung von Einzelprojekten soll gemessen werden an der Anzahl zusatzlicher
Beteiligungsprojekte fiir Menschen mit Migrationshintergrund. Sie soll 2 pro Gebiet und Jahr betragen.
Zur Starkung der interkulturellen Kompetenzen von Gebietsentwicklern soll

a) die Anzahl der Fortbildungen 2 im Jahr 2013 betragen, danach nach Bedarf.

b) der prozentuale Anteil der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Migrationshintergrund oder

nachgewiesener interkultureller Kompetenz in den Gebietsmanagements 60 Prozent betragen.
Die Zusammenarbeit von Gebietsentwicklerinnen und -entwicklern mit Menschen mit
Migrationshintergrund sowie Migrantenorganisationen soll an der Anzahl gemeinsamer Projekte pro
Fordergebiet gemessen werden. Sie soll 1-2 pro Gebiet und Jahr betragen.

Gesundheit

Die Verbesserung des Gesundheitswissens und der Gesundheitskompetenzen von Menschen mit
Migrationshintergrund soll an der Anzahl der Einsatze zweisprachiger ,MiMi-Gesundheits-
Mediatorinnen/Mediatoren” gemessen werden. Sie soll 300 im Jahr 2015 betragen.

Die Steigerung der Teilnahme an den Kinderfriiherkennungsuntersuchungen U7 — U9 soll an der
Teilnahmequote an Kinderfriihuntersuchungen gemessen werden. Sie soll 85 Prozent betragen.

Die Verbesserung des Impfschutzes (Masern, Mumps, Rételn)soll durch Realisierung eines
vollstandigen Impfschutzes (Masern, Mumps, Rételn) nach STIKO erreicht werden. Der Messwert hierfiir
ist eine Durchimpfung von 95 Prozent.

Pflege
Die Behebung von Informationsdefiziten soll an der Anzahl zielgruppenspezifischer

Informationsveranstaltungen der Pflegestitzpunkte gemessen werden. Sie soll 10 p.a. betragen.
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Die Schaffung kultursensibler Angebote und die Beachtung kulturell gepragter Entscheidungen soll durch
entsprechende zielgruppenspezifische und niedrigschwellige Betreuungsangebote erreicht werden.
Deren Anzahl soll 3 betragen.
Zur Verbesserung der rechtlichen Betreuung
a) soll die Anzahl zielgruppenspezifischer Informationsveranstaltungen zu
Vorsorgemaoglichkeiten 4 p.a. betragen.
b) soll die Anzahl zielgruppenspezifischer Veranstaltungen zum Erfahrungsaustausch
ehrenamtlicher Betreuerinnen und Betreuer 4 p.a. betragen.

Verbraucherschutz

Die Verbesserung der Kenntnisse Uber Verbraucherschutz bei Betreiberinnen und Betreibern von
Einzelhandelsgeschéaften im unteren Preissegment fir Non-Food-Produkte soll gemessen werden an der
Zahl der Mangelmeldungen Gber Zoll, ICSMS oder Beschwerden. Sie soll 10 p.a. betragen.

Die Verbesserung der Kenntnisse tber Verbraucherschutz bei Betreiberinnen und Betreibern von
Einzelhandelsgeschaften im unteren Preissegment flir Non-Food- Produkte soll an der Anzahl der
eigenen Mangelfeststellungen gemessen werden und 4 p.a. betragen.

Die Verbesserung der Kenntnisse tber Verbraucherschutz bei Betreiberinnen und Betreibern von
Einzelhandelsgeschéaften im unteren Preissegment fir Non-Food- Produkte soll an der Anzahl der
Beratungsgesprache gemessen werden. Sie soll 5 p.a. betragen.

Die gleichberechtigte Teilhabe an den Beratungsangeboten in den Verbraucherzentralen besteht in einer
Verstetigung der Nutzungszahlen in den verschiedenen Beratungshereichen der Verbraucherzentrale
durch Nutzerinnen und Nutzer mit Migrationshintergrund.

Wohnungsmarkt
Zur Sensibilisierung flir Potenziale des guten Zusammenlebens von Menschen mit und ohne

Migrationshintergrund, sowohl im frei finanzierten als auch im Sozialwohnungsbestand, soll die Anzahl
der durchgefiihrten Veranstaltungen (z. B. Workshop) mit Vertretern von Migrantenorganisationen und
Wohnungswirtschaft zur Errterung der Thematik ab 2013 jahrlich 1 betragen.

Zur Verbesserung der Informationslage von Menschen mit Migrationshintergrund tber die
Wohnraumférderung Hamburgs (insb. Berticksichtigung besonderer (kultureller) Wohnbedurfnisse in der
Wohnungsbauférderung) sollen ab 2013 jahrlich 2 Veranstaltungen stattfinden.

Zur Verbesserung der Informationslage von Menschen mit Migrationshintergrund tber die
Wohnraumférderung Hamburgs (insbesondere in Bezug auf Erwerb von Eigentum) sollen ab 2013
jahrlich 2 Veranstaltungen stattfinden.

Die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund bei der Wohnungsvergabe wird
gemessen an der Anzahl der Beschwerden von Menschen mit Migrationshintergrund an
Wohnungsunternehmen. Das Ziel besteht darin, dass diese Anzahl abnehmend sein soll.

Interkulturelle Offnung und Antidiskriminierung

Die Erhdhung der Einstellungsanteile junger Menschen mit Migrationshintergrund im Bereich der
Nachwuchskraftegewinnung der hamburgischen Verwaltung (ehemaliger mittlerer und gehobener
Dienst, Einbeziehung auch der Ausbildungen bzw. Einfihrungszeiten des ehemaligen héheren Dienstes)
soll 20 Prozent betragen.

Zur (Weiter-) Entwicklung der interkulturellen Kompetenz der Fiihrungskrafte soll die Steigerung des
Anteils der Teilnahmetage im Bereich der interkulturellen Fortbildung 3 Prozent betragen.

Zur (Weiter-) Entwicklung der interkulturellen Kompetenz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter insgesamt
soll die Steigerung des Anteils der Teilnahmetage im Bereich der interkulturellen Fortbildung 3 Prozent
betragen.

Die diskriminierungsfreie Beratung in Behdrden und Amtern mit Kundenkontakt soll in der Tendenz
steigend sein.

Zur Sicherstellung eines niedrigschwelligen, mehrsprachigen und qualifizierten Angebots zur
Antidiskriminierungsberatung ab 2014 (,Merkmal Migrationshintergrund”) soll es 100 Beratungen p.a.
geben.

Die Erhéhung des Anteils von Menschen mit Migrationshintergrund in den kollegialen 6ffentlich-
rechtlichen Beschluss- und Beratungsorganen soll 20 Prozent bis 2018 betragen.
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Anlage 3 Biirgervertrage

Anlage 3 a Biirgervertrag Neugraben-Fischbek

Burgervertrag

Neugraben-Fischbek

Freie und Hansestadt Hamburg
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Praambel

Wir, die Birgerinitiative Neugraben-Fischbek , Nein! zur Politik — Ja zur Hilfe!” und der Hamburger
Senat sowie das Bezirksamt Hamburg Harburg nehmen eine verantwortungsvolle Rolle in Bezug auf
die nach Hamburg gefliichteten Menschen ein und verstdandigen uns — aufbauend auf bisherigen
Beschliissen von Senat, Fachbehorden, Bezirksamt und Bezirksversammlung und unter
grundsatzlicher Wahrung der Rechte und Zustdndigkeiten von Senat, Birgerschaft und
Bezirksversammlung — auf nachfolgenden Biirgervertrag.

Die Bezirksversammlung Harburg hat mit ihren Beschliissen aus dem September 2015 (Drs. 20-0942)
und dem Marz 2016 (Drs. 20-1408) auf Antrag der beiden Mehrheitsfraktionen bereits wichtige
Weichenstellungen fir die Fliichtlingsunterkiinfte in Neugraben-Fischbek vorgenommen, die
nunmehr in der Umsetzung sind und an die mit diesem Birgervertrag angekniipft wird.

Die Freie und Hansestadt Hamburg, der Senat und das Bezirksamt erkennen den Integrationswillen
der Menschen in Neugraben-Fischbek ausdriicklich an und begriiRen es, dass der Stadtteil und die
Blrgerinitiative viele Platze fur die Fluchtlingsunterbringung von sich aus angeboten haben. Damit
hat sich die Birgerinitiative am Solidarprinzip bei der Bewaltigung von grofRen Herausforderungen
beteiligt. Gemeinsam wollen Stadtteil, Blirgerinitiative, Senat und Bezirksamt Hamburg-Harburg ein
beispielhaftes und erfolgsorientiertes Integrationsprojekt in Neugraben-Fischbek aufsetzen. Unser
vorrangiges Ziel ist es, die Integration der nach Hamburg geflliichteten Menschen zum Erfolg zu
fihren.

Alle Parteien sind sich einig, dass im Rahmen von offentlicher Unterbringung maximal 1.500
Flichtlinge in dem Stadtteil Neugraben-Fischbek unterzubringen sind. Schritt flr Schritt sollen die
Flichtlinge mit langerfristiger Bleibeperspektive in normalen Wohnraum integriert werden. Die
offentlich-rechtlichen Folgeunterkiinfte sind daher nur als Zwischenschritt anzusehen und unter
MaRgabe der Verflgbarkeit von Wohnraum und des Unterbringungsbedarfs in Folgeunterkiinften
Schritt fir Schritt gemd den im Vertrag unter Beriicksichtigung von im Stadtteil geplanten
Wohnbauprojekten festgeschriebenen Fristen zu reduzieren und aufzulésen. Beide Seiten sind sich
einig, dass eine erfolgreiche Integration ohne Bildung von Parallelgesellschaften nur durch eine
ausreichende Durchmischung in bestehenden Nachbarschaften moglich ist. Des Weiteren sprechen
sich alle an diesem Vertrag Beteiligten ausdriicklich fir eine faire Verteilung aller Fliichtlinge tiber das
gesamte Hamburger Stadtgebiet aus, um die derzeitige und zukiinftige Fliichtlingsunterbringung und
die damit einhergehende Integration zu bewaltigen.

Ausgangssituation

In Neugraben-Fischbek wurden eine ZEA im Geutensweg (ehem. OBI-Baumarkt) mit bis zu 720
Platzen, eine 6ffentlich-rechtliche Folgeunterkunft in der Cuxhavener StraBe mit 190 Platzen sowie
eine oOffentlich-rechtliche Folgeunterkunft Am Aschenland | mit 450 Platzen fir Geflichtete
eingerichtet.

Urspriinglich geplant war die Errichtung einer weiteren Folgeunterkunft — Am Aschenland Il — im
Bauabschnitt 4 des Baugebietes Vogelkamp (Bebauungsplan NF 65). Der Bauabschnitt 4 umfasst die
Baufelder 1, 2 und 3. Das Baufeld 3 wurde aus den Planungen fiir Folgeunterkiinfte ausgeschlossen
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und soll nach dem urspriinglichen Zeitplan und dem geltendem Bebauungsplan NF 65 zur weiteren
Vermarktung der IBA zugefiihrt werden.

Nach einer Vermittlung durch die Regierungsfraktionen in der Biirgerschaft
vereinbaren wir folgende Punkte:

1. Die Unterbringung von Fliichtlingen in der ORU Am Aschenland Il wird auf eine Kapazitit von
insgesamt rd. 1.000 Platzen dimensioniert. Davon werden rd. 700 Platze in Pavillonbauweise
auf Baufeld 1 errichtet, der verbleibende Teil soll auf Baufeld 2 errichtet werden. Die ORU
von Flichtlingen auf Baufeld 2 soll nunmehr in Form von Reihenhausbau realisiert werden,
die nach dem Modell der Fliichtlingsunterkiinfte mit der Perspektive Wohnen, allerdings
von Beginn an in gemischter Struktur, entwickelt, realisiert und Schritt flr Schritt in den
normalen Wohnungsmarkt tGberfihrt wird. Insgesamt ist die Anzahl der fiir die Fllichtlingsun-
terbringung in Form von ORU insoweit genutzten Wohneinheiten auf max. 300 Platze (d.h.
ca. 60 WE) begrenzt. Die Reihenhauser sollen bevorzugt Familien mit Kindern als Unterkunft
dienen. Die Reihenhauser sollen im Grundsatz den Anforderungen des Bebauungsplanes NF
65 entsprechen. Moglichkeiten der Durchmischung zwischen Unterkunft- und normaler
Wohnnutzung durch Vermietung und Verkauf von Reihenhausern auf Baufeld 2 sind von An-
fang an zu nutzen.

2. Im Sinne der dezentralen Unterbringung in kleineren Einheiten und der besseren Durchmi-
schung fir erfolgreiche Integration werden nach dem o.g. Vorbild dhnliche Reihenhausbau-
vorhaben oder andere der Durchmischung dienliche Bauformen fiir Fliichtlinge im Bereich
Harburg/Stderelbe unter Einbeziehung des Bezirksamtes Harburg geprift und realisiert,
auch um die Folgeunterkunft Cuxhavener StraBe zu ersetzen. Mit den Priifungen ist unmit-
telbar zu beginnen. Uber den Stand der Priifungen ist im Quartiersbeirat zu berichten.

3. Die Betreiber aller Einrichtungen in Neugraben-Fischbek werden verbindlich verpflichtet, da-
fiir Sorge zu tragen, dass die Belegung mit Gefllichteten nach voller Bezugsfertigkeit spates-
tens zum 30.06.2018 gemaR Ziffer 1 eine Unterbringungskapazitdt von 1.500 nicht Uber-
schreitet, mithin wieder entsprechend reduziert wird.

4. Der Senat der FHH verpflichtet sich, die ZEA Geutensweg im Rahmen der anstehenden Redu-
zierung der Hallenunterkiinfte sukzessive nicht mehr zu belegen und nach voller Bezugsfer-
tigkeit gemaR Ziffer 1, spatestens am 30.06.2017, aufzulésen. Wegen der Prognoseunsicher-
heit im Hinblick auf die Zugangssituation kann die ZEA Geutensweg nach dem 30.06.2017
maximal noch 24 Monate als Reserve vorgehalten werden. Dies bedeutet ausdriicklich, dass
auf diesem Grundstiick keine weitere, neue Unterkunft fir Geflichtete entstehen darf und
das Grundstiick einer sachgerechten, mit dem Stadtteil auch iber Quartiersbeirat zu eror-
ternden Folgenutzung zugefiihrt wird. Die entsprechenden Planungen hierfiir sind parallel
fortzufiihren.

5. Die ORU Am Aschenland | und Cuxhavener StraRe sind fiir eine Nutzungsdauer von lingstens
5 Jahre (ab dem Zeitpunkt der Inbetriebnahme) befristet. Nach Ablauf der Nutzungszeit wird
diese ORU zuriickgebaut und die Grundstiicke werden danach dem urspriinglichen Bauplan
und somit dem allgemeinen Wohnungsmarkt zur Verfiigung gestellt. Die ORU Am Aschenland
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Il ist auf eine Nutzungsdauer von langstens 10 Jahren ab voller Bezugsfertigkeit ausgelegt.
Nach Ablauf der Nutzungszeit wird auch diese ORU zuriickgebaut. Danach werden die Grund-
stlicke nach dem Bau-/Funktionsplan von NF 65 dem allgemeinen Wohnungsmarkt zur Ver-
figung gestellt. Sollte sich die Zugangssituation der Fliichtlinge wieder so wie im Jahr 2015
entwickeln, erklaren sich die unterzeichnenden Seiten zu weiteren Verhandlungen bereit, um
eine einvernehmliche L6sung — auch im Sinne einer fairen Verteilung auf alle Stadtteile — zu
suchen. Dabei konnen die in diesem Blirgervertrag enthaltenen maximalen Nutzungsdauern
angemessen verlangert werden. Verbunden mit dem Ziel einer erfolgreichen Integration
(Sprache, Arbeit, Selbstandigkeit und Teilhabe) wird ausdriicklich auch angestrebt, auch die
aktuellen Bauvorhaben im Raum Harburg/Siderelbe (z.B. Vogelkamp, Fischbeker Heidbrook
und Fischbeker Reethen) fiir die Bleibe- und Integrationsperspektive in Wohnraum zu nut-
zen. Sofern kapazitatsmaRig Moglichkeiten bestehen, Bereiche der ORU Am Aschenland | und
Il ganz oder teilweise bereits vor den vereinbarten Endterminen zu schlieBen bzw. lediglich
als Reserve vorzuhalten, sind diese zu realisieren. Im Betrachtungszeitraum dieses Biirgerver-
trages werden keine weiteren (lber die bereits bekannten und in diesem Blirgervertrag be-
nannten) Einrichtungen fiir Gefliichtete in Neugraben-Fischbek und Hausbruch errichtet.

Der Bezirk plant mit Unterstitzung durch die BSW und in Abstimmung mit den bezirklichen
Gremien die Einrichtung eines Fordergebiets der Integrierten Stadtteilentwicklung ein-
schlieBlich eines Quartiersmanagements flir den gesamten Stadtteil. Vor dem Hintergrund
der zu erwartenden Anderungen (Wohnungsbau, 10.000 zusatzliche Einwohner und Fliicht-
linge) ist eine ganzheitliche Konzeption zielflihrend. Gegenwartig wird eine Problem-
Potenzial-Analyse mit Birgerbeteiligung erarbeitet und ausgeschrieben. Zusammen mit ei-
nem zu startenden Quartiersmanagement wird auch die Position eines Quartiersmanagers
als fester Ansprechpartner fiir alle Quartiersbelange ausgeschrieben. Wesentlicher Bestand-
teil dieses Verfahrens der Stadtteilentwicklung ist die Bewohnerbeteiligung. Hierzu wird u.a.
auch ein Quartiersbeirat eingerichtet, an dem — neben anderen Vertretern ortlicher Instituti-
onen, Vereinen und Verbanden — auch die Birgerinitiative mit Sitz und Stimme beteiligt wird.
Ebenso sind auch Flichtlings-Unterstiitzerinitiativen wie "Willkommen in Slderelbe", aber
auch Gefliichtete in geeigneter Weise einzubeziehen. Mit dem Quartiersbeirat sind MaR-
nahmen der Stadtteilentwicklung im Rahmen des Verfahrens abzustimmen, auch ist dort re-
gelmaRig Gber die Fortschritte bei der Umsetzung von MaRnahmen aus diesem Blirgerver-
trag zu berichten. Der Quartiersbeirat entscheidet u. a. tGber die Verwendung der Mittel ei-
nes Verfiigungsfonds (RISE). Der Quartiersbeirat wird intensiv mit den im RISE-Gebiet Neu-
graben-Fischbek vorhandenen Strukturen zusammenarbeiten. Ziel ist es, neben den Mitteln
privater Investoren, sonstiger Mittel u.a. auch seitens der Fachbehdrden, auch Mittel des
Quartiersfonds fir sinnvolle und wichtige EntwicklungsmaRnahmen als Finanzierung einzu-
setzen. Der Senat der FHH wird zunachst fiir mindestens 10 Jahre ein Quartiersmanagement
einsetzen, das in enger Abstimmung mit dem Quartiersbeirat wirkt und Erfahrungen in der
Stadtteilentwicklung, gute Ortskenntnisse und einschldgige Integrationserfahrungen haben
soll. Die entsprechenden Mittel zur Finanzierung des Managements werden seitens der BSW
und - soweit erforderlich — aus entsprechenden Mitteln aus dem Quartiersfonds zur Verfi-
gung gestellt.
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Fischbeker Reethen (Sandbek-West/NF67) soll ein hochattraktives gemischtes Neubaugebiet
werden — mit geférdertem, freifinanziertem Mietwohnungsbau, aber auch Eigentumsmal-
nahmen. Aktuell befindet sich dieses Neubaugebiet unter Einbeziehung der bezirklichen
Gremien noch in der Planungsphase, ein Partner in der Realisierung soll SAGA/GWG werden,
die Uber breite Erfahrung liber stadt- und nachbarschaftsvertragliche Durchmischung von
Wohnquartieren verfiligt. Vor diesem Hintergrund ist bei der Planung, Realisierung und Be-
legung zu berticksichtigen, dass auch fiir Gefliichtete mit Bleibeperspektive aus den Folgeun-
terbringungen in Neugraben-Fischbek in dem geplanten Neubaugebiet im Rahmen von ge-
mischter Belegung in geeigneter Weise Chancen und Maglichkeiten zur Integration in norma-
len Wohnraum bestehen. Der insoweit vorgesehene Wohnraum ist im Rahmen der gezielten
Steuerung bei der Vermietung durch SAGA/GWG vorrangig mit Gefliichteten aus ORUs des
Stadtteils zu belegen, um im Stadtteil Fliichtlingen mit Bleiberecht auch eine Wohnperspekti-
ve vor Ort zu geben (vgl. auch Ziff. 5). Im Sinne bestmdglicher Integration sorgt SAGA/GWG
(bei geforderten Wohnungen gemeinsam mit dem Bezirksamt Harburg) durch ein Bele-
gungsmanagement fir eine stadtteilvertragliche, kleinteilige Durchmischung, hieriber wird
im Quartiersbeirat regelmafig berichtet. Die stadtischen Stellen stimmen sich mit SA-
GA/GWG und ggf. anderen Wohnungsunternehmen sowie den Betreibern der ORUs im Siide-
relberaum hinsichtlich des Belegungsmanagements ab, um befilirchtete Drehtireffekte zu
vermeiden. Hierbei ist der vorhandene Wohnungsbestand im Bezirk einzubeziehen.

Im Hinblick auf die Schulsituation soll Sorge dafiir getragen werden, dass insbesondere die
neuen Grundschiler(innen) wohnortnah beschult werden, ohne die einzelnen Schulen zu
Uberfordern. Insbesondere die Moglichkeit der eingeschrankten Schulwahl von Flichtlings-
kindern ist zu nutzen, um Uberforderungen einzelner Schulstandorte zu vermeiden. Hierfiir
macht die Schulbehérde dem Quartiersbeirat unter Wahrung der bezirklichen Beteiligungs-
verfahren konkrete Vorschlage. Der Ausbau der Kinderbetreuung hat die neuen Bedarfe von
Flichtlingsfamilien wie auch der anderen, neu in den Hamburger Siidwesten ziehenden Fa-
milien zu bericksichtigen. Fiir eine erfolgreiche Integration von Kindern im Vorschulalter und
deren Vorbereitung auf die Schule ist es erforderlich, dass in den unmittelbar neben den
ORUs verorteten Kitas eine bestmdgliche Durchmischung von Fliichtlingskindern und einhei-
mischen Kindern gewahrleistet wird.

Die Polizei wird eine konkrete Ansprechmoglichkeit und eine sichtbare, verstarkte Prasenz in
und um die ORU Ascheland und Cuxhavener Str. gewahrleisten. Die MaRnahmen sind im
Quartiersbeirat vorzustellen. Ein polizeilicher Vertreter wird dem Quartiersbeirat verbindlich
als dauerhafter Ansprechpartner zur Verfligung stehen, um ggf. kurzfristig Nachjustierungen
im Sicherheitskonzept fiir die ORU und fiir den Stadtteil im Rahmen von Sicherheitsbespre-
chungen auch im Quartiersbeirat thematisieren zu kénnen. Bedingt durch den Bevolkerungs-
zuwachs durch die ORUs und den Wohnungsbau soll dem PK47 Schritt fiir Schritt und lagean-
gepasst eine dauerhafte zusatzliche Personalkapazitdt zugewiesen werden, die insbesondere
eine starkere polizeiliche Prasenz (gemessen z.B. in Personalstunden Prdsenz) ermdglicht. In
dieser Phase ist insbesondere sicherzustellen, dass freiwerdende Stellen am PK 47 unverzig-
lich nachbesetzt werden. Die mit Drs. 21/2550 von der Biirgerschaft beschlossenen, gezielten
Verstarkungsmallnahmen sind hierfiir zu nutzen. Weitere lageangepasste personelle Ver-
starkungen des PK 47 prifen Polizei und Innenbehdrde regelméaRig entlang der Bevolkerungs-
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10.

11.

und Lageentwicklung, wobei die Vertragsparteien sich einig im Verstandnis sind, dass nicht
erst zahlreiche, fir das Sicherheitsempfinden problematische Lagen abgewartet werden sol-
len, ehe gegengesteuert wird. Die MalRnahmen und Priifergebnisse im Hinblick auf die poli-
zeiliche Verstarkung sind regelmaRig im Quartiersbeirat vorzustellen. Die Harburger Sicher-
heitskonferenz ist in den Prozess der Starkung der ortlichen Polizeiarbeit in geeigneter Weise
einzubinden.

Der Senat der FHH erkennt eine starke Handlungsnotwendigkeit aufgrund einer schwierigen
medizinischen Versorgungslage an, die sich bei Realisierung der geplanten Neubauvorhaben
im Slderelberaum noch weiter verscharfen wiirde. Bereits im November 2015 hat es Ge-
sprache zwischen dem Bezirk Harburg , der Behorde fiir Gesundheit und Verbraucherschutz
(BGV) und der fiir die Sicherstellung der ambulanten medizinischen Versorgung zustdndigen
Kassendrztlichen Vereinigung Hamburgs (KVH) zur Versorgungssituation in Neugraben-
Fischbek gegeben. Alle Seiten haben sich darauf verstandigt, MaRnahmen zu ergreifen, um
insbesondere die wohnortnahe haus- und kinderarztliche sowie die gynakologische Versor-
gung zu sichern. Zur Beseitigung lokaler Versorgungsengpdsse wird z.B. in einem Umkreis von
drei Kilometern bei Hausarzten bzw. vier Kilometern bei Kinderarzten gepriift, wie viele Ein-
wohner auf einen Arzt kommen. Als Richtwert gilt dabei, dass ein Hausarzt ca. 1700 und ein
Kinderarzt ca. 2400 Einwohner versorgt. Daneben werden Auslastung und ggf. zuséatzliche
Aufnahmekapazitdten umliegender Arztpraxen ermittelt. Bei festgestellten lokalen Versor-
gungsengpassen kann — und muss aus Sicht der Vertragsparteien — die KV Hamburg gemein-
sam mit den Krankenkassen lokale Sonderbedarfszulassungen aussprechen, Arztsitze aus an-
deren Stadtteilen verlegen, die Eroffnung einer Zweigpraxis unterstiitzen und die Erweite-
rung der Versorgungskapazitat oder die personelle Aufstockung in vorhandenen Praxen fi-
nanziell férdern — die zustandigen Behdrden werden entsprechend darauf drangen, dass dies
im Bereich des Siiderelberaums auch geschieht. Die Stadt insgesamt wird diese Anstrengun-
gen begleiten und durch die Planung und Vermittlung geeigneter Praxisraume unterstiitzen.
Sollten alle genannten Anstrengungen bis Ende 2018 nicht dazu fiihren, Versorgungsengpas-
se im Bereich Siderelbe abzuwenden, und ist dies unter Anwendung der anerkannten Krite-
rien in diesem Gebiet feststellbar, wird die FHH die Einrichtung eines MVZ in Neugraben-
Fischbek priifen. Uber den Sachstand ist im Quartiersbeirat zu berichten.

Der Senat der FHH erkennt die besondere Notwendigkeit von offener Kinder- und Jugendar-
beit in Neugraben-Fischbek an. Aus den Mitteln der Drs. 21/3692 fiir den Bezirk Harburg
werden —in Abstimmung mit den bezirklichen Gremien — mehr als 50% dem Raum Siiderelbe
zugeteilt. Auch aus den Mitteln aus dem fiir die kommenden Jahre aufgestockten Quartiers-
fonds werden Mittel gezielt in den Siiderelberaum gesteuert. Dabei sind zuséatzlich und dau-
erhaft (zunachst fiir mindestens 10 Jahre) mindestens ein bis zwei Strallensozialarbeiter so-
wie sonstige Ressourcen (z.B. Honorar- und Projektmittel) flr standortnahe Jugendarbeit
einzuplanen. Speziell zur Einbeziehung der weiblichen Kinder und Jugendlichen missen be-
sondere MaRnahmen ausgearbeitet und dem Quartiersbeirat vorgestellt werden. Dies be-
trifft auch die Einrichtungen in Hausbruch und Neuenfelde. Bei der Verwendung der Budgets
im Bereich der offenen Kinder- und Jugendarbeit wird der Quartiersbeirat beteiligt. Die Zu-
standigkeit des Jugendhilfeausschusses bleibt unberihrt.
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12. Qualifizierung, Ausbildung, Fortbildung und Arbeit sind ein wesentlicher Baustein fir erfolg-
reiche Integration und Teilhabe, dies gilt gleichermaBen fiir Gefllichtete, wie auch fir Ein-
heimische. Die zustandigen Behérden werden zusammen mit den Gremien des Bezirkes alle
Anstrengungen unternehmen, auch im Siderelbe-Raum die Moglichkeiten von Aus- und
Fortbildung sowie Qualifizierung zu starken. Dabei sind ausdriicklich Hochschulraumlichkei-
ten und Ausbildungszentren standortnaher Betriebe (z. B. Airbus, Hafen) genannt. Fir diese
Bildungsmoglichkeiten sind zusatzliche Wohneinheiten wiinschenswert, entsprechend soll-
ten Moglichkeiten fiir beispielsweise Studentenwohnheime und Wohnheime fiir Auszubil-
dende in den Neubauplanungen im Siiderelberaum mit geprift und bei Realisierbarkeit um-
gesetzt werden — insbesondere ein Engagement des Studierendenwerks sidlich der Elbe
wirde sehr begriit. Auch das kann einen Beitrag flir gemischte Quartiere und Belegungen
leisten. Als konkretes Projekt ist in Harburg eine AuBenstelle des erfolgreichen W.I.R.-
Projektes zu schaffen — mit Ausstrahlungswirkung fiir Neugraben.

13. Verkehrsbehorde und Verkehrsbetriebe werden die Planungen fiir den 6ffentlichen Nahver-
kehr dem Bevélkerungswachstum in Neugraben-Fischbek anpassen. Gegenstand der Pri-
fungen bzw. Planungen sind die folgenden MaRnahmen:

a. Vorzeitige Fertigstellung des Tunnelzugangs an der Westseite des Bahnhofes Neu-
graben

b. Anpassung der Kapazititen der S-Bahn an die neuen Gegebenheiten (10.000 neue
Einwohner, Flichtlinge, Ansiedlung von Gewerbe in Fischbeker Reethen mit Pendel-
verkehr zu entstehenden Arbeitsplatzen). Dazu gehort die rechtzeitige Bestellung zu-
satzlichen Rollmaterials der BR490 aus der Option des Verkehrs-vertrages zur dauer-
haften Bedienung der S3 als Langzug.

c. eine zeitnahe Priifung der Anpassung der Busleistung an die neuen Gegebenheiten

d. Aufnahme des Bahnhofs Neugraben in den Fahrplan des Metronoms

14. Der Senat der FHH erkennt die besondere Notwendigkeit von Sportvereinen fiir die Integra-
tionsarbeit an und verpflichtet sich, auch fir Neugraben-Fischbek im Rahmen der hamburg-
weiten Sanierungs- und Investitionsoffensive fiir Sportanlagen den Aus- und Neubau von
Sportflachen/-hallen im Rahmen des Méglichen voran zu treiben und die 6rtlichen Sportver-
eine in ihrer wertvollen Integrationsarbeit zu starken. Die Biirgerschaft hat diese Initiativen
immer wieder unterstitzt und wird das weiter tun — auch mit Ausstrahlungswirkung fir Su-
derelbe. Gegenstand sind, in Abstimmung mit den bezirklichen Gremien, die folgenden MaR-
nahmen:

a. die vorzeitige Fertigstellung des Sportplatzes in Sandbek-West/Fischbeker Reethen
b. die Erweiterung bzw. die Ertlichtigung des Sportplatzes am Kiesbarg
c. die Herstellung zusatzlicher Hallenkapazitaten.

Schlussbemerkung

Alle an diesem Biirgervertrag beteiligten Parteien vereinbaren eine faire, transparente und

nachhaltige Zusammenarbeit fir die gelingende Integration und das Gemeinwohl der Freien und
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Hansestadt Hamburg. Sie vereinbaren, sich regelmaRig liber den Fortgang bei der Umsetzung dieses
Vertrages auszutauschen und diesen im Bedarfsfall neuen Gegebenheiten anzupassen. Soweit zur
Umsetzung des Bilrgervertrages im Einzelfall Beschliisse der Bezirksversammlung bzw. anderer
bezirklicher Gremien erforderlich sind, wird das Bezirksamt auf eine entsprechende Beschlussfassung
hinwirken. Die 6ffentlichen Stellen verpflichten sich zur erfolgreichen Umsetzung der sie betreffenden
MalRknahmen, die Seite der Initiative zur bestmoglichen Begleitung und Mitwirkung vor Ort. Hierzu
gehort insbesondere, vertragsgerechtes Handeln der unterzeichnenden Parteien vorausgesetzt,
Klagen gegen die in diesem Biirgervertrag enthaltene Unterkiinfte durch die Birgerinitiative weder zu
erheben noch zu unterstlitzen. Mit Zustandekommen dieses Biirgervertrages werden die drei
Vertrauensleute das bezirkliche Birgerbegehren ,Harburg fiir gute Integration” zuriicknehmen.
Dieser Birgervertrag ist begleitend zu den Verhandlungen fiir eine angestrebte landesweite
Verstandigung mit der Volksinitiative ,,Hamburg fir gute Integration” entstanden; er gilt gegeniiber
einer landesweiten Verstandigung vorrangig. Soweit in einer landesweiten Verstandigung Maligaben
enthalten sind, die zu diesem Biirgervertrag nicht im Widerspruch stehen, sollen diese auch bei der
Weiterentwicklung in Neugraben-Fischbek beriicksichtigt werden.
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Anlage 3 b Biirgervertrag Poppenbiittel

Burgervertrag

Poppenbiittel

Freie und Hansestadt Hamburg

50



Praambel

Wir, die Vertrauensleute des Blrgerbegehrens ,Wandsbek fiir gute Integration, die Blrgerinitiative
,GEMEINSAM in POPPENBUTTEL e.V.“ sowie der Hamburger Senat, das Bezirksamt Wandsbek und die
Koalitionsfraktionen in der Bezirksversammlung Wandsbek und in der Hamburgischen Birgerschaft
nehmen eine verantwortungsvolle Rolle in Bezug auf die nach Hamburg geflichteten Menschen ein
und verstdandigen uns — aufbauend auf bisherigen Beschliissen von Senat, Fachbehorden, Bezirksamt
und Bezirksversammlung und unter grundsatzlicher Wahrung der Rechte und Zustdndigkeiten von
Senat, Blirgerschaft und Bezirksversammlung — auf nachfolgenden Bilirgervertrag.

Die Bezirksversammlung Wandsbek hat mit ihren Beschlissen vom 07.12.2015, 17.12.2015 und
25.02.2016 (Drs. 20-2096, 20-2133, 20-2452) auf Antrag der Koalition aus SPD und Griinen bereits
wichtige Weichenstellungen fir die Fliichtlingsunterkiinfte in Poppenbittel und im Bezirk Wandsbek
vorgenommen, an die mit diesem Birgervertrag angekn(pft wird.

Integration eines jeden Menschen in eine neue Heimat beginnt mit der Verlagerung des
Lebensmittelpunkts an einen neuen Wohnort, somit beim Thema ,Wohnen” und dem direkten
Kontakt zur unmittelbaren Nachbarschaft. Daher ist der schnelle Weg von 6ffentlich-rechtlicher
yUnterbringung” in einer iberschaubaren GréfRe hin zum eigenverantwortlichen ,Wohnen” in einer
integrationsoffenen Nachbarschaft, neben dem zivilgesellschaftlichen Engagement vor Ort, ein
grundlegender Faktor fiir erfolgreiche Integration. Dies bestatigen wissenschaftliche Studien und
insbesondere die bisherigen Praxiserfahrungen der Kommunen in Deutschland. Dabei sind die
Bedirfnisse der Flichtlinge sowie der Bevdlkerung vor Ort gleichwertig zu berlicksichtigen, um
dauerhaft gute Nachbarschaften entstehen zu lassen.

Die Vertrauensleute haben mit der Anmeldung des Biirgerbegehrens ihren Forderungen nach einer
Durchsetzung der Ziele der Volksinitiative ,Hamburg fir gute Integration” auch fir den Bezirk
Wandsbek Nachdruck verliehen. Mit diesem Biirgervertrag soll ein Kompromiss der widerstreitenden
Interessen versucht werden. Giltigkeit erreicht dieser Vertrag erst durch Aufnahme in den
landesweiten Kompromiss mit der Volksinitiative und einen entsprechenden Beschluss der
Blrgerschaft.

Die Freie und Hansestadt Hamburg, der Senat und das Bezirksamt erkennen den Integrationswillen
der Menschen in Poppenbittel ausdriicklich an und begriiRen es, dass in dem Stadtteil bei allen
Vorbehalten und Kritik gegeniliber den bisherigen Planungen und dem Verfahren fiir eine
Unterbringung von Fliichtlingen am Poppenbitteler Berg, eine groRRe Bereitschaft und ein hohes
Engagement fiir die Aufnahme von gefliichteten Menschen besteht und sich Poppenbittel am
Solidarprinzip bei der Bewaltigung von groRen Herausforderungen beteiligt. Gemeinsam auch mit
,Poppenbittel hilft!“ wollen Stadtteil, Blirgerinitiativen, Senat und Bezirksamt Wandsbek ein
beispielhaftes und erfolgsorientiertes Integrationsprojekt in Poppenbittel beginnen. Unser
vorrangiges Ziel ist es, einen Beitrag dazu zu leisten, dass die Integration der nach Hamburg
gefliichteten Menschen auch in Poppenbittel zum Erfolg geflihrt wird.

Schritt fur Schritt sollen die Fliichtlinge mit langerfristiger Bleibeperspektive in normalen Wohnraum
integriert werden. Die Offentlich-rechtliche Folgeunterbringung in fester Wohnbebauung am
Poppenbitteler Berg ist daher nur als zeitlich begrenzter Zwischenschritt anzusehen und unter
Malgabe der Verfligbarkeit von Wohnraum, der geplanten Wohnungsbauprojekte und des
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Unterbringungsbedarfs in Folgeunterkiinften in ganz Hamburg gemadll den im Weiteren
festgeschriebenen Fristen zu reduzieren und aufzulésen.

Beide Seiten sind sich einig, dass eine erfolgreiche Integration — ohne Bildung von
Parallelgesellschaften — nur durch eine ausreichende Durchmischung in bestehenden
Nachbarschaften moglich ist. Des Weiteren sprechen sich alle an diesem Vertrag Beteiligten
ausdricklich fir eine faire Verteilung aller Fliichtlinge liber das gesamte Hamburger Stadtgebiet aus,
um die derzeitigen und zukiinftigen Herausforderungen der Fllchtlingsunterbringung und der
Integration bewaltigen zu kénnen.

Ausgangssituation

Die Diskussion um die geplante Unterkunft mit der Perspektive Wohnen am Poppenblitteler Berg ist
sehr kontrovers, aber immer konstruktiv gefiihrt worden. Zunachst war die temporare Aufstellung
von Unterbringungsmoglichkeiten in Wohncontainern vorgesehen. Diese sollten anschliefend durch
feste Wohngebaude mit 170 Wohnungen gemaR den Anforderungen fir geférderten Wohnungsbau
abgel6st werden. Die Planung wurde in zwei 6ffentlichen Veranstaltungen vorgestellt.

Der Senat hat am 06.10.2015 die schnellstmogliche Realisierung von 300 Wohnungen zur
Unterbringung von Fliichtlingen am Poppenbitteler Berg beschlossen. Bauherr ist férdern und
wohnen AG6R (f & w), die die Neubauten fiir einen Zeitraum von mindestens 15 Jahren betreiben wird.
Nach Ablauf dieser Zeit sollen alle Wohnungen dauerhaft dem Wohnungsmarkt zur Verfligung
stehen.

Im Zusammenhang mit diesem Vorhaben wurden im Bezirk Wandsbek und im Stadtteil Poppenbiittel
in den vergangenen Monaten zahlreiche 6ffentliche Informations- und Beteiligungsveranstaltungen
durchgefiihrt und Gesprache mit Birgerinitiativen und den befassten Behorden gefiihrt. Bei den
Verhandlungen fir diese Eckpunkte konnte zur Frage der Gesamtdimension der neuen
Wohnguartiere keine vollstandige Einigkeit, aber ein fir alle Beteiligten guter Kompromiss hergestellt
werden. Gleichwohl besteht der feste gemeinsame Wille der Unterzeichnenden in Poppenbiittel auf
dieser Basis ein stabiles Quartier zu schaffen.

Vor diesem Hintergrund verstandigen sich die Vertragspartner auf folgendes:

1. Alle Parteien sind sich einig, dass fiir eine ausgewogene und integrationsférdernde Verteilung
von offentlich-rechtlicher Unterbringung fiir Fliichtlinge in Wandsbek und dariiber hinaus zu sor-
gen ist. Zu diesem Zweck werden die zustdndigen Stellen entsprechend der Verstandigung mit
der Volksinitiative aufgefordert, einen Verteilungsschliissel fiir die Hamburger Bezirke und im

zweiten Schritt flr die Stadtteile zu erarbeiten, der aullerdem zu einer im Rahmen der gegebe-
nen Moglichkeiten und unter Beriicksichtigung von Sozialrdumen moglichst gleichmaRigen Ver-
teilung fuhrt.

2. Vor diesem Hintergrund sind fiir notwendige neue bzw. alternative Standorte im Bezirk Wands-

bek in erster Linie potenzielle Flachen, Moglichkeiten der Nachverdichtung (Bauliicken, Dach-
ausbauten, Aufstockungen) und geeignete Gebaude in den Stadtteilen des Bezirks Wandsbek zu
prifen, die im bezirklichen Vergleich bislang den geringsten Beitrag zur Unterbringung von
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Flichtlingen geleistet haben. In den Priifprozess werden im Rahmen transparenter Befassungen
in den Gremien der Bezirksversammlung die aktuellen Beteiligungsprozesse vor Ort und ham-
burgweit einflieRen, insbesondere das FindingPlaces-Projekt der HafenCity Universitdt. Auch
Nachverdichtungs- und Belegungspotenziale bei der SAGA GWG sollen in diesen Prifprozess
einbezogen werden.

Die offentlich-rechtliche Unterbringung (6rU) erfolgt an diesem Standort ausschlieBlich fir
Flichtlinge. Dabei hat die Belegung der 6rU-Wohnungen mit Gefliichteten zu erfolgen, die eine
gute Bleibeperspektive haben, fir die also ein rechtmaRiger und dauerhafter Aufenthalt in
Deutschland zu erwarten ist und deren Integration in den ersten Arbeitsmarkt moglichst bereits
erfolgt bzw. eingeleitet ist (unter grundsatzlicher Beriicksichtigung der Definition von BAMF/
BMI). Der Anteil von Menschen, die in Familien leben, also in Haushalten mit mindestens einem
Kind, soll bei den Unterkiinften bei 60 Prozent liegen. Die Unterbringung in raumlich abgeschlos-
senen Wohnungen bringt fir Familien im Vergleich zu Alleinstehenden wesentlich grofRere Vor-
teile fiir ihre Lebenssituation mit sich. Die deutliche Annaherung an regulares Wohnen verbes-
sert die Integrationsvoraussetzungen fir die einzelnen Familienmitglieder und familidre Struktu-
ren wiederum unterstiitzen die Stabilitat des Sozialraums.

Die folgende Beschreibung des Bauvorhabens bezieht sich hinsichtlich der Gebdude und der je-
weiligen Geschossanzahl auf den Funktionsplan und Stand der 6ffentlichen Plandiskussion vom
25.01.2016 (Version 151216, Seite 2), wenn nicht im Folgenden abweichende Regelungen getrof-
fen werden. Zusatzlich gibt es in der Anlage eine schematische Skizze zur Aufteilung der Gebau-
de.

Um fiir Wandsbek einen erheblichen Beitrag fiir die dringend notwendige Bereitstellung von
Unterkiinften fur Flichtlinge zu leisten und damit die Stadt einem Zugang von Gefliichteten in
der GroRenordnung des Herbstes 2015 gewachsen ist, werden alle Wohneinheiten am
Poppenbitteler Berg als 6ffentlich-rechtliche Unterkiinfte fir Fllchtlinge genehmigt. Dazu wird
von einem Zugangsszenario ausgegangen mit einem Fllchtlingszugang von mehr als 35 Tausend
Personen pro Jahr fir Hamburg. Zum Zeitpunkt des Erreichens der Vorweggenehmigungsreife
auf Basis des Bebauungsplans Poppenbittel 43 wird der tatsachliche Zugang festgestellt und die
Wohnraumnutzung entsprechend angepasst (siehe Ziffer 6).

Die Bebauung erfolgt in zwei Bauabschnitten mit separaten Baugenehmigungen. Im Plangebiet
des neuen Quartiers werden nordlich der neuen Durchgangsstralle auf der Seite zur HauptstralRe
Poppenbiitteler Berg auf den Baufeldern 1 bis 3 fiir einen ersten Bauabschnitt ca. 182

Wohnungen (laut_aktuellem Planungsstand) in elf Gebduden in drei- bzw. viergeschossiger

Bauweise gebaut (bei drei Gebdauden mit Staffel).

Nur die finf Gebaude (1.1, 2.1, 2.2, 3.1 und 3.2) entlang der Hauptstrale Poppenbitteler Berg
werden im Innenausbau flir eine besonders dichte Belegung in offentlich-rechtlicher
Unterbringung (6rU) fiir Fllchtlinge ausgebaut. Fir diese 76 Wohnungen wird eine
durchschnittliche Belegungsdichte von bis zu 4,5 Personen pro Wohneinheit zugrunde gelegt
(maximal 342 Platze).

Die weiteren 106 Wohnungen des ersten Bauabschnitts werden wie folgt in der Planung

angepasst: In den fir Wohnungen vorgesehenen Bereichen dieser Gebaude erfolgt der Zuschnitt

und der Innenausbau vollstdndig fir eine Nutzung im Standard des geférderten Wohnungsbaus.
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Hinzu kommen auf der Seite slidlich der DurchgangsstraRe zum Kramer-Kray-Weg auf den Bau-
feldern 4 bis 6 in einem zweiten Bauabschnitt weitere ca. 130 Wohnungen in zehn Gebduden in
drei- und viergeschossiger Bauweise (ohne Staffel), die als 6rU-Wohnungen genehmigungsfahig
sind. Auch in diesen Gebaduden erfolgen der Zuschnitt und der Innenausbau vollstandig fiir eine
Nutzung mindestens im Standard des geforderten Wohnungsbaus. In jedem Fall ist planerisch
und baulich sicherzustellen, dass sie ohne weitere Umbauten bei Vorweggenehmigungsreife auf
Grundlage des Bebauungsplanverfahrens fiir den regularen Wohnungsmarkt genutzt werden
kénnen.

In diesem zweiten Bauabschnitt entfallen die Gemeinschaftsflachen auf der Erdgeschossebene,
sodass hier ca. acht zusatzliche Wohnungen entstehen. Alternativ zum Ausbau als Wohnungen
konnen diese Flachen auch unter Bericksichtigung der in Ziffer 19 getroffenen Regelungen zur
gewerblichen Vermietung genutzt werden.

Damit wird die Gesamtzahl von ca. 310 Wohnungen (bei bis zu 3% Abweichung) fir diesen

Standort nicht Gberschritten. AuRerdem sind ein Gebaude fiir Kindertagesstatte und Verwaltung
sowie ein Begegnungshaus vorgesehen.

Die Bezirksverwaltung und die Koalition im Bezirk werden das bereits laufende Bebauungsplan-
verfahren Poppenbiittel 43 weiterhin sehr zligig unter Einhaltung aller Beteiligungsschritte fort-
fliihren. Soweit es in den Regelungsbereich des Bebauungsplans bzw. den Fortgang des weiteren
Genehmigungsverfahrens fallt, flieBen die Regelungen dieses Vertrages in ihn oder in das Ver-
fahren verbindlich ein (z.B. in Form nachtraglicher Auflagen oder stadtebaulicher Vertrage).

Mindestens drei Monate vor dem Monat der Bezugsfertigkeit des gesamten ersten Bauab-
schnitts erfolgen im Hinblick auf die Erstbelegung eine aktualisierte Betrachtung der tatsachli-
chen Bedarfssituation und darauf basierend eine einmalige Festlegung der maximalen Ober-
grenze der 6ffentlich-rechtlichen Unterbringung (6rU) fiir Fliichtlinge an diesem Standort. Da-

nach gibt es keine Neubewertung, auch wenn die Belegung verzogert oder in Schritten erfolgt.

Hierzu wird in einem ersten Schritt das zutreffende Zugangsszenario auf Basis der Zugangszahl an
Flichtlingen mit Unterbringungsbedarf ermittelt (ZKF-Szenario oder BMF-Szenario der
Volksinitiative — Festlegung siehe weiter unten).

Sofern abweichend von dem in Ziffer 4 genannten Szenario das sogenannte ZKF-Szenario
(Zentraler Koordinierungsstab Fliichtlinge) eintritt, wird die Obergrenze der Oo6ffentlich-
rechtlichen Unterbringung (6rU) an diesem Standort auf bis zu 650 Fliichtlinge festgesetzt.

Im Fall des Eintretens des BMF-Szenarios (Bundesministerium fiir Finanzen) der Volksinitiative
wird zusatzlich geprift, ob es eine Abweichung des durch die FHH prognostizierten
Gesamtbestands an 6rU-Platzen fiir die kommenden zwdélf Monate ab dem Monat dieser
Festlegung zur gemeinsam verabschiedeten aktualisierten Planung Stand Mai 2016 gibt. Die
Planung Stand Mai wird bis zum Herbst 2016 vom ZKF aktualisiert. Uber diese Frage findet eine
Abstimmung gemaR Vereinbarung in der Schlussbestimmung (Satz 3) statt. Wenn sich daraus zu
diesem Zeitpunkt gegeniiber dem geplanten Bestand an 6rU-Platzen eine relevante Abweichung
ergibt, wird diese Bestandsabweichung auf die noch nicht in Betrieb befindlichen ,Perspektive
Wohnen“-Standorte bis zu der jeweiligen Maximalgrenze des ZKF-Szenarios verteilt (in diesem
Fall maximal 650 Platze).
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Wenn der zusatzliche Bedarf nicht gegeben ist, dann wird die Obergrenze fiir die 6ffentlich-
rechtliche Unterbringung (6rU) an diesem Standort auf bis zu 500 Fliichtlinge festgesetzt. Mit
diesem Vorgehen wird die Zielsetzung unterstitzt, moglichst schnell moglichst viele
Wohneinheiten dem allgemeinen Wohnungsmarkt zuzufihren.

Hinsichtlich der Belegung mit 6rU fir Flichtlinge ergeben sich konkret folgende Zuordnungen
der Gebaude: Im in Ziffer 4 genannten Szenario werden alle Gebaude als 6ffentlich-rechtliche
Unterbringung genutzt. Im ZKF Szenario erfolgt die Belegung in den 9 Gebauden 1.1, 2.1, 2.2,
2.3, 24, 3.1, 3.2, 3.3 und 3.4 mit insgesamt bis zu 650 Personen. Im BMF-Szenario der
Volksinitiative erfolgt die Belegung mit bis zu 500 Personen ohne die Gebdude 2.3 und 2.4.

In den Szenarien ZKF und BMF ist insbesondere die siidlichste Gebaudereihe entlang des Kra-
mer-Kray-Weges (Gebaude 4.3, 4.4, 5.3, 5.4) im Sinne des Drittelmixes fiir die Realisierung von
frei finanzierten Miet- bzw. Eigentumswohnungen vorzusehen (siehe Abschnitt 7).

Der Fliichtlingszugang wird wie folgt ermittelt:

Die Zahl umfasst alle Fliichtlinge mit Unterbringungsbedarf in Hamburg und zwar auf Basis der
Zuweisung nach EASY und die darin nicht enthaltenen Zuginge (z.B. Familiennachzug oder
Volljahrigkeit unbegleiteter Minderjahrige).

Die im Rahmen der Verhandlung zur Volksinitiative ,Hamburg fiir gute Integration”
abgestimmten Zugangsprognosen betragen fiir das ZKF-Szenario 21,6 Tausend und fir das BMF-
Szenario der Volksinitiative 15,2 Tausend. Aus Verfahrensgriinden wurde vereinbart, dass das
ZKF-Szenario ab 18 Tausend und bis 35 Tausend pro Jahr greift, und das BMF-Szenario der
Volksinitiative unter 18 Tausend.

Die Ermittlung des tatsachlichen Fliichtlingszugangs erfolgt als Jahreswert Uber die gleitende
Summe der letzten zwo6lf Monate vor dem Monat der Festlegung.

Den Gedanken des bewahrten Drittelmixes aufgreifend, werden neben geférderten Wohnungen
— darunter auch geférderte Seniorenwohnungen nach dem Hamburgischen Wohn- und
Betreuungsqualitatsgesetz — frei finanzierte Wohnungen vorgesehen. Der Bedarf an Wohnungen
fir Auszubildende und Studierende an diesem Standort ist zu prifen. Insgesamt ist jedoch bis

spatestens 31.12.2019 eine ausgewogene Aufteilung zu erreichen.

7. Im Interesse einer gerechten Vergabe der reguldaren Wohnungen und eines transparenten Zu-

gangs zu diesen Neubauwohnungen fiir alle Berechtigten in Hamburg werden diese durch den
Investor/Vermieter 6ffentlich auf dem normalen Hamburger Wohnungsmarkt angeboten. Hier-
bei soll im Bereich der Vermietung eine Kooperation mit der SAGA GWG gepriift und angestrebt
werden.

8. Bis spdtestens zum 31.12.2019 wird verbindlich ein weiterer Reduzierungsschritt umgesetzt,
sodass dann die Obergrenze fiir die offentlich-rechtliche Unterbringung auf 300 Fliichtlinge

festgesetzt ist. Dies bedeutet im Ergebnis gegeniiber den urspriinglichen Planungen fiir eine 6f-
fentlich-rechtliche Unterbringung mit rund 1.500 Platzen ein mehr als deutliches Entgegen-
kommen um 1.200 Pldtze weniger und damit eine schrittweise Umsetzung der Zielsetzung der

Volksinitiative.
9. Ab 2020 stehen die 300 Platze fir die o6ffentlich-rechtliche Unterbringung (6rU) fir Fliichtlinge
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

zundchst bis zum Ablauf von 15 Jahren nach Erstbezug der 6rU zur Verfligung, wobei bei ent-

sprechend niedrigem Bedarf auch bereits vorher fiir einzelne Wohnungen oder Baublécke Um-
wandlungen vorgenommen werden kénnen, indem reguldare Mietvertrage abgeschlossen wer-
den. Nach den 15 Jahren stehen samtliche Wohnungen entweder als 6ffentlich geforderte oder
als frei finanzierte Wohnungen gem. Drs. 21/1838 dauerhaft dem reguldren Wohnungsmarkt zur
Verfligung.

Von den reguldaren Wohnungen kénnen bis zu 15 an vordringlich Wohnungsuchende vergeben
werden. Dies erfolgt in einer Weise, dass stabile Nachbarschaften geschaffen und erhalten wer-
den.

f & w wird den Quartiersbeirat (siehe 25.) regelmaRig und anlassbezogen im Rahmen der daten-

schutzrechtlichen Moglichkeiten lber Belegungssituation und -planung informieren, um die
Einhaltung der in diesem Biirgervertrag getroffenen Regelungen transparent zu machen.

Bei Haus 1.2 im Baufeld 1 (direkte Randlage an der StraBe Ohlendieck) entfallt ein Vollgeschoss,
sodass die neue Ausweisung in Baugenehmigung und Planzeichnung des Bebauungsplans I11+ST
(drei Vollgeschosse plus Staffelgeschoss) lautet. Die Erdgeschosse der Hauser 4.1 und 5.2 wer-
den fiir Wohnungen vorgesehen (zusammen zusatzlich acht Wohnungen). Die Angaben zu Woh-
nungszahl und 6rU-Platzen in Ziffer 4 berlicksichtigen dies bereits.

Die hier getroffenen Vereinbarungen zu Bebauung, Nutzung und Belegung gehen in einen stad-
tebaulichen Vertrag ein, der spatestens vier Wochen nach Erteilung der Baugenehmigung fiir
den zweiten Bauabschnitt zwischen dem Bezirksamt und f & w abgeschlossen wird. Darliber
hinaus sichern die Vertreter von Landespolitik und Behorden zu, dafiir Sorge zu tragen, dass die
Regelungen gegeniiber dem stadtischen Unternehmen fordern & wohnen (A6R) durchgesetzt
werden. Die Baugenehmigung fiir den zweiten Bauabschnitt soll nach Vorlage aller notwendi-
gen Unterlagen und Aufnahme der Regelungen dieser Vereinbarung maéglichst zeitnah erteilt

werden.

f & w wird die vereinbarte Form der Belegungs- und Vermietungssteuerung im Rahmen der Ziel-
setzung einer gelungenen Quartiersentwicklung durchfiihren. Hierfiir wird das Anstaltserrich-
tungsgesetz fir f & w (AGR) entsprechend angepasst, damit rechtssicher und unabhangig von
der Unternehmensform und des sonstigen Versorgungsauftrags des Eigentiimers und Betreibers
f & w, wie in diesem Birgervertrag beschrieben, Umwandlungen in regularen Wohnraum mit
dem Ziel einer heterogenen sozialen Mischung vorgenommen werden.

Es erfolgt keine Bebauung mit Modulbauten. Es entsteht ausschlieBlich fester Wohnungsbau
mindestens im Standard des geférderten Wohnungsbaus. Die Gebaude werden im (blichen MaR

mit Balkonen ausgestattet. Die baulichen Voraussetzungen fiir Fahrstiihle werden in allen Ge-
bduden geschaffen. Fahrstiihle werden in den 6rU-Gebauden teilweise (fir schwachere und be-
sonders schutzbediirftige Gefllichtete), beim regularen Wohnungsbau vollstandig von Beginn an
installiert. Alle nachzuweisenden Fahrradstellplatze werden von Beginn an errichtet.

Es sind 100 Stellplatze in Tiefgaragen und 150 auf das Quartier verteilte oberirdische Stellplatze
zu errichten. Hinzu kommt die im Funktionsplan vorgesehene Anzahl an Besucherparkplatzen.

Die Fassadengestaltung erfolgt in einer wertigen AulRengestaltung in ortsiblicher Verklinkerung.
Auf eine umweltschédliche Fassadenverputzung mit biozidhaltigen Farben/Putz wird in Hinblick
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16.

17.

18.

auf die eingeplanten Versickerungen von Oberflaichenwasser in den angrenzenden Natur- und
Ausgleichsflachen der Mellingbek verzichtet.

Verbunden mit dem Ziel einer erfolgreichen Integration (Sprache, Arbeit, Selbstandigkeit und
Teilhabe) wird das neue Quartier am Poppenbiitteler Berg von f & w, der Bezirksverwaltung und
den zustandigen Behorden in besonderem Mal3e als Sozialraum begleitet, indem von Beginn an
die bestehende soziale Infrastruktur am Bedarf ausgerichtet ausgebaut und entsprechende
neue Angebote geschaffen werden. Dabei sind gemaR der Birgerschafts-Drucksache 21/2550
insbesondere weitere Kita-Angebote, ein Quartiersmanagement und eine Beteiligungsstruktur
far die ortsansassige Bevolkerung und die neuen Bewohner vorzusehen. Das (ibergreifende Ziel
des Ausbaus der sozialen Infrastruktur ist es, dass neben der nachhaltigen Entwicklung neuer
stabiler Quartiere die bestehenden Sozialrdume insgesamt gewinnen und eine spirbare struktu-
relle Starkung erfahren.

Die zusatzlichen bezirklichen Mittel zur sozialen Flankierung der Fliichtlingsunterbringung (z.B.
aus dem Quartiersfonds) sind besonders in die Stadtteile mit Flichtlingsunterkiinften mit der
Perspektive Wohnen — derzeit Poppenbiittel, Hummelsbittel und Jenfeld — zu lenken.

Qualifizierung, Ausbildung, Fortbildung und Arbeit sind ein wesentlicher Baustein fir erfolgrei-
che Integration und Teilhabe, dies gilt gleichermalen fir Gefliichtete wie auch fiir Einheimische.
Die zustandigen Behorden werden zusammen mit den Gremien des Bezirks alle Anstrengungen
unternehmen, auch im Bezirk Wandsbek und mit Blick auf die Stadtteile mit neuen Wohnquar-
tieren die Moglichkeiten von Aus- und Fortbildung sowie Qualifizierung zu starken.

Fiir die geplante Neubebauung auf der Flache am Poppenbiitteler Berg sind die folgenden fiir
den Okoraum, die Energieeffizienz und die Baugestaltung relevanten MaRgaben zu beriicksich-
tigen:

a. Die Dacher sollen als Flachdacher mit einer extensiven Dachbegriinung als freiwillige, forder-
fahige Leistung des Investors umgesetzt werden — gemaR der ,Hamburger Griindachstrate-
gie” (Birgerschafts-Drs. 20/11432).

b. Der komplette Baumbestand rund um das Flurstlick soll grundsatzlich erhalten bleiben. Fiir
jeden im Rahmen der ErschlieBung zu fallenden Baum sind 1,5 neue Baume ortsnah zu pflan-
zen.

c. Vorhandene Knicks werden moglichst erhalten. Fiir einen Meter wegen notwendiger Er-
schlieBungen zu entfernenden Knick werden 1,5 Meter neuer Knick vor Ort angelegt bzw. an
geeigneter Stelle des Griinzugs entlang des Kramer-Kray-Weges erweitert.

d. Es werden nur einheimische Gehdlze gepflanzt.
e. Sofern technisch machbar, sind alle Zuwegungen wasserdurchlassig zu gestalten.

f. Der Grinzug nordlich des Kramer-Kray-Wegs wird freigehalten (auch keine gartnerische Nut-
zung) und nach 6kologischen Gesichtspunkten dicht bepflanzt und gestaltet. Diese dichte Be-
pflanzung ist flir die nachweislich vorhandene Tierwelt (insbesondere Fledermauspopulation
und Bienenvdlker) dringend zur Beruhigung der Griinzonen im Unterschied zu den an anderer
Stelle geplanten Bewegungsflaichen erforderlich. Der Gebdudeabstand zur sidlichen Be-
standsbebauung betrdagt mindestens 50 Meter. Der Kramer-Kray-Weg selbst bleibt durchgéan-
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19.

20.

21.

gig vom Ohlendieck bis zur Mellingbek als FulRweg, umrahmt von den vorhandenen, geschlos-
senen Knickflachen erhalten und wird diesbezliglich im Rahmen des Bebauungsplans Pop-
penblittel 43 erneut festgeschrieben.

g. Ein grofziigiger Bereich im 6stlichen Raum wird von Versiegelung freigehalten und fiir ein
Riickhaltebecken, eine Bewegungsflache und eine Sportplatzanlage genutzt.

h. Die 0Ostliche Flache zur Mellingbek hin wird nicht in das Plangebiet aufgenommen und behalt
ihre Funktion als landschaftspflegerische Ausgleichsfliche gemaR B-Plan Poppenbuttel 35/
Lemsahl-Mellingstedt 13.

i. Die Aufstellung von Mobilfunkmasten und Sendeanlagen auf bzw. an den Gebauden wird im
Bebauungsplan ausgeschlossen.

j. Der Gebaudestandard der Energieeffizienz entspricht der Energieeinsparverordnung (EnEV)
2016.

k. Die ErschlieBung wird vom zustandigen Fachamt (MR) im Rahmen eines 6ffentlich-rechtlichen
ErschlieBungsvertrages geregelt. Dieser wird den bezirklichen Gremien vorab 6ffentlich zur
Abstimmung und BeschlieBung vorgelegt. Auch den o6rtlichen Initiativen ist Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben.

Zur Wahrung der Wohnruhe im Quartier selbst und zu den angrenzenden Wohngebieten sind im
Rahmen der Festlegungen fiir das Wohngebiet nur Kleingewerbe (im Sinne von Liden und
Handwerksbetrieben zur Nahversorgung) zuzulassen. Eine Nutzung fir gewerbliche Freizeit-
und Vergniigungsstatten sowie sonstige nicht wesentlich stérende Gewerbebetriebe wird auf-
grund der damit verbundenen spezifischen Betriebs- und Verkehrsabldufe und den damit ver-
bundenen Stérungen ausgeschlossen. Dies ist im Bebauungsplan Poppenbiittel 43 analog den
Festlegungen des benachbarten Bebauungsplans Poppenbiittel 35 (u.a. ,Quartier der drei Hofe’)
festzusetzen. Die Nutzung von Raumlichkeiten fir die quartiersbezogene Verwaltung des Betrei-
bers f & w sind als Ausnahme im Gebaude 6.1 mdoglich.

Die Sport- und Freizeitanlage liegt gemals der Funktionsplanung, vorgestellt im Rahmen der 6f-
fentlichen Plandiskussion am 25.01.2016, an der HauptstraBe Poppenbltteler Berg und das Be-
gegnungshaus liegt, wie im ErschlieBungsworkshop vom 19.02.2016 bestatigt, ungefahr in Ver-
langerung der mittleren ErschlieBungsstralle. Naheres ergibt sich aus dem bereits initiierten Be-
teiligungsprozess mit der HCU.

Der Bauantrag fir den zweiten Bauabschnitt und der Bebauungsplan bericksichtigen die mit
den Vertretern der Biirgerinitiativen im Workshop vom 19. Februar besprochenen und am 1.
Marz im Planungsausschuss beschlossenen ErschlieBungsprinzipien. Die ErschlieBung wird von

der Bezirksverwaltung im Rahmen eines offentlich-rechtlichen ErschlieBungsvertrags geregelt.
Dieser wird den bezirklichen Gremien vorab 6ffentlich zur Abstimmung und BeschlieRung vorge-
legt. Auch den ortlichen Initiativen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben und das Votum
ist bei der Entscheidung zu bericksichtigen.

Die in dem Workshop vom 19.02.2016 vereinbarten Randbedingungen der ErschlieBung werden
in den ErschlieBungsvertrag tbernommen und geschaffen:
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22.

23.

24,

25.

26.

a. Die Anbindung zur StraBe Ohlendieck erfolgt liber die bereits vorhandene Knickunterbre-
chung.

b. Auf der Teilstrecke des Ohlendiecks zwischen Poppenbitteler Berg und Kramer-Kray-Weg
wird auf der westlichen Seite durch ,Verrohrung’ des Wassergrabens auf der Seite und in
der Lange der bislang vom ruhenden Verkehr genutzten Flache ein unbeschrankter Park-
streifen Uber die gesamte Lange angelegt. Dadurch wird dieses Stiick des Ohlendiecks wie-
der zweispurig befahrbar und die Verkehrssicherheit im Bereich aller Einmiindungen deut-
lich erhoht.

c. Es erfolgt im Zuge dieses Vorhabens kein weiterer Ausbau der restlichen Stralenfiihrung des
Ohlendiecks in stidliche Richtung.

d. Im Kreuzungsbereich am Stralleniibergang zum Naherholungsgebiet Kupferteich vom Ohlen-
dieck Giber die HauptstralRe Poppenblitteler Berg soll eine FuBgangerlichtsignalanlage instal-
liert werden.

Flr die Inanspruchnahme der als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesenen Flache ist ein geeigne-
ter Ausgleich ortsnah herzustellen. Konkrete MaRnahmen sind im Rahmen des Bebauungsplan-
bzw. des Baugenehmigungsverfahrens zu prifen und zu gewahrleisten.

Der Zuwachs an Grundsteuereinnahmen durch die Bebauung von Teilen des Landschaftsschutz-
gebietes am Poppenbltteler Berg soll gemald des Programms , Natur-Cent” fir Mallnahmen des
Natur- und Landschaftsschutzes eingesetzt werden. Dabei sollen zuséatzlich zu den Ausgleichsleis-
tungen nach Ziffer 22 zunachst prioritdir MaRnahmen in Poppenbittel neben dem Aufbau der
notwendigen Personalkapazitat im Bereich der Landschaftsplanung und Griinpflege des Bezirks
umgesetzt werden. Der Bezirk beantragt zum nachstmoglichen Zeitpunkt die entsprechenden
Mittel als laut Senat mogliche Vorauszahlungen auf zukiinftige Grundsteuereinnahmen aus dem
Sondervermogen ,,Naturschutz und Landschaftspflege”.

Wesentlicher Bestandteil der Stadtteilentwicklung ist die Bewohnerbeteiligung aus dem umlie-
genden Sozialraum. Hierzu wird ein Quartiersbeirat eingerichtet, an dem — neben anderen Ver-
tretern ortlicher Institutionen, Vereine und Verbande — auch die Biirgerinitiativen mit Sitz und
Stimme beteiligt werden. Ebenso werden mogliche andere Fllchtlings-Unterstitzerinitiativen
ebenso wie Gefllichtete in geeigneter Weise einbezogen. Im Zusammenhang mit der Beteiligung
sollen auch angemessene neue Formen der Partizipation mit den Bewohnern der Unterkiinfte
sowie den Bewohnern der anderen Neubauten ausprobiert und bei Erfolg etabliert werden.
Hierbei sind auch Beteiligungsangebote speziell fir Kinder und Jugendliche zu beriicksichtigen.
Mit dem Quartiersbeirat sind MaRnahmen der Stadtteilentwicklung abzustimmen, auch ist dort
regelmaRig liber die Fortschritte bei der Umsetzung von MalBnahmen aus diesem Blirgervertrag
zu berichten.

Der Bezirk und f & w werden ein Quartiersmanagement einsetzen, das die Griindung des Quar-

tiersbeirats begleitet, sich fortan eng mit ihm abstimmt und Erfahrungen in der Stadtteilentwick-
lung und der Integrationsarbeit sowie moglichst gute Ortskenntnisse hat. Die Mittel zur Finanzie-
rung des Quartiersmanagements und des Quartiersbeirats werden von f & w und aus dem be-
zirklichen Quartiersfonds zur Verfligung gestellt.

Bei der Planung, Realisierung und Belegung der Wohnungen am Poppenbiitteler Berg wird be-
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27.

28.

29.

riicksichtigt, dass im Rahmen von gemischter Belegung Chancen und Méglichkeiten zur Integra-
tion in normalen Wohnraum bestehen. Um den Ubergang von der 6ffentlich-rechtlichen Unter-
kunft in regularen Wohnraum flexibel gewahrleisten zu kénnen, ist hierfliir vom Betreiber und
Besitzer der Fliichtlingsunterbringungen foérdern und wohnen (f & w) in Zusammenarbeit mit
dem Bezirksamt ein geeignetes Konzept zu entwickeln. Durch ein gezieltes Belegungsmanage-
ment bemihen sich f & w und das Bezirksamt Wandsbek dabei um eine stadtteilvertragliche,
kleinteilige Durchmischung (siehe Ziffer 6). Hierliber wird im Quartiersbeirat regelmaRig berich-
tet.

Im Hinblick auf die Schulsituation soll Sorge dafiir getragen werden, dass insbesondere die neu-
en Grundschiiler wohnortnah beschult werden, ohne die einzelnen Schulen zu tGberfordern. Ins-
besondere die Moglichkeit der eingeschrankten Schulwahl von Flichtlingskindern ist zu nutzen,
um Uberforderungen einzelner Schulstandorte zu vermeiden. Im Rahmen der Schulentwick-
lungsplanung ist dabei neben der ausreichenden Versorgung mit Radumen, Lehrkraften und Sozi-
alpadagogen im normalen Schulbetrieb auch die Betreuung im Bereich der Vorschule und im
Ganztagsbereich von Bedeutung. Hierfiir macht die Schulbehorde unter Wahrung der bezirkli-
chen Beteiligungsverfahren konkrete Vorschldge. Dariiber hinaus wird gepruft, auf welche Weise
bestehende oder geplante nachbarschaftliche Angebote an den Schulen unterstiitzt werden
kdnnen.

Die standortnahen Schulen sollen ihrer Funktion als Begegnung- und ldentifikationszentrum im
Stadtteil gerecht werden konnen. Hierzu gehort eine ausreichende Versorgung mit
Veranstaltungs- und Sportflichen. Insbesondere soll im Zuge der geplanten Bebauung eine
Erweiterung der Hallenkapazitaten des Heinrich-Heine-Gymnasiums geprift werden. Die Schule
stollt bereits jetzt mit ihrer Aula und den beiden kleinen Sporthallen an die Grenzen ihrer
Hallenkapazitdten und hat mit ihrem inklusiven und integrativen Schulkonzept trotz
Raumknappheit als erstes Gymnasium der Region eine internationale Vorbereitungsklasse
eingerichtet. Um dem steigenden Bedarf gerecht zu werden, sollte die Schule durch eine
inklusive Sport- und Mehrzweckveranstaltungshalle erweitert werden.

Der Ausbau der Kinderbetreuung hat die neuen Bedarfe von Fliichtlingsfamilien wie auch der
anderen neu nach Poppenbilittel ziehenden Familien zu berlicksichtigen. Fiir eine erfolgreiche In-
tegration von Kindern im Vorschulalter und deren Vorbereitung auf die Schule ist es erforder-
lich, dass in den unmittelbar neben den Wohnunterkiinften gelegenen Kitas eine stabilisierende
Mischung der Kinder gewahrleistet wird. Um den steigenden Bedarf an Kita-Platzen abzubilden,
bedarf es auBerdem eines neuen Kita-Angebots innerhalb des neuen Quartiers. Zusatzlich be-
darf es eines moglichst niedrigschwelligen Angebots fiir die gefliichteten Familien, welches den
Zugang in andere helfende und weiterflihrende Einrichtungen und Institutionen ebnet. Hierzu
soll ein Eltern-Kind-Zentrum im Quartier angesiedelt werden.

In den Bereichen der offenen Kinder- und Jugendarbeit sowie der_Familienférderung werden
sich durch das neue Wohngebiet in Poppenbiittel veranderte Bedarfe entwickeln. In Abstim-

mung mit den bezirklichen Gremien sind die vorhandenen Einrichtungen zu starken und ggf.
auszubauen. Hierzu gehoren das Haus der Jugend Tegelsbarg ebenso wie der Jugendclub
Lemsahl. Es ist zu priifen, ob und wie die Angebotsstrukturen der Einrichtungen starker auf den
Raum Poppenbiittel-Nord ausgerichtet werden kénnen und ob z.B. durch Nutzung von Raum-
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30.

31.

32.

33.

34.

lichkeiten innerhalb des neuen Quartiers wertvolle Synergieeffekte erzielt werden kénnen. Spe-
ziell zur Einbeziehung der weiblichen Kinder und Jugendlichen missen besondere Malnahmen
ausgearbeitet werden. Hierfir stellt die FHH notwendige Mittel zur Verfligung und es werden
vom Bezirk Mittel aus dem dafiir gemaR Drs. 21/2550 aufgestockten Quartiersfonds verwendet.
Die Neukonzeption der Kinder- und Jugendarbeit wird im Quartiersbeirat vorgestellt. Die Zu-
standigkeit des Jugendhilfeausschusses bleibt unberihrt.

Die Polizei wird insbesondere in der Anfangszeit eine sichtbare, verstarkte Prasenz in und um
die Wohnunterkunft am Poppenbitteler Berg gewahrleisten und bei Bedarf eine ortliche An-
sprechbarkeit organisieren. Die MaBnahmen sind im Quartiersbeirat vorzustellen. Ein polizeili-
cher Vertreter wird dem Quartiersbeirat verbindlich als dauerhafter Ansprechpartner zur Verfi-
gung stehen, um ggf. kurzfristig Nachjustierungen im Sicherheitskonzept fiir die 6rU und fiir den
Stadtteil thematisieren zu kénnen.

In der anfanglichen Phase der erhéhten 6rU-Nutzung ist insbesondere sicherzustellen, dass frei-
werdende Stellen am PK 35 unverziglich nachbesetzt werden. Die mit Drs. 21/2550 von der
Blrgerschaft beschlossenen gezielten VerstarkungsmalRnahmen sind hierflir zu nutzen. Weitere
lageangepasste personelle Verstarkungen des PK 35 priifen Polizei und Innenbehérde regelma-
Rig entlang der Bevolkerungs- und Lageentwicklung, wobei die Vertragsparteien sich einig im
Verstdndnis sind, dass nicht erst zahlreiche, fir das Sicherheitsempfinden problematische Lagen
abgewartet werden sollen, ehe gegengesteuert wird.

Der Mehrbelastung des 6ffentlichen Rettungswesens durch die zunehmende Anzahl an Stand-
orten der Unterbringung von Gefliichteten und die Ausweitung des Wohnungsbaus im Bereich
Alstertal und Walddérfer muss Rechnung getragen werden. Da die Anzahl der Bewohner in den
jeweiligen Quartieren deutlich steigt, muss auch ein Paralleleinsatz moglich sein. Lageangepass-
te Verstarkungen insbesondere hinsichtlich der aktuell eingeschrankten Abend- und Nachtstun-
den sind im Bereich der Berufsfeuerwehr Sasel (F24) auf Grundlage des Erreichungsgrads der
geltenden Hilfsfristen (der Zeitraum von Notrufannahme bis zum Eintreffen an der Einsatzstelle)
vorzunehmen.

Der Bedarf zur Versorgung mit psychotherapeutischer Behandlung ist gemeinsam mit dem Be-
treiber f & w im Rahmen der erfolgten Belegung zu ermitteln. In Zusammenarbeit mit dem ge-

planten Zentrum fiir traumatisierte und gefolterte Menschen in Hamburg und der KVH, sind
(mobile) Losungen fir die Versorgung vor Ort zu prifen, um die im Bereich der Psychotherapie
bereits vorhandenen langen Wartezeiten fir alle Patienten nicht weiter zu erhéhen.

Uber den Sachstand der medizinischen Versorgungslage ist im Quartiersbeirat zu berichten.

Der Bevolkerungszuwachs soll in die Planungen fiir den o6ffentlichen Nahverkehr einbezogen
werden. Gegenstand der Priifungen bzw. Planungen ist insbesondere die fortlaufende Anpas-
sung der Busleistung an die neuen Gegebenheiten, insbesondere die Taktverstarkung der Busli-
nien 176 und 276 zu StofRzeiten.

Der Senat der FHH erkennt die besondere Notwendigkeit von Sportvereinen fiir die Integrati-

onsarbeit an und verpflichtet sich, auch fiir das Alstertal im Rahmen der hamburgweiten Sanie-
rungs- und Investitionsoffensive fiir Sportanlagen den Aus- und Neubau von Sportflachen und -
hallen im Rahmen des Moglichen voranzutreiben und die ortlichen Sportvereine in ihrer wert-
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vollen Integrationsarbeit zu starken. Die Blrgerschaft hat diese Initiativen immer wieder unter-
stitzt und wird das weiter tun.

Schlussbemerkung

Alle an diesem Biirgervertrag beteiligten Parteien vereinbaren eine faire, transparente und
nachhaltige Zusammenarbeit fir die gelingende Integration von Gefllichteten und das Gemeinwohl
der Freien und Hansestadt Hamburg. Sie vereinbaren, sich regelmaRig liber den Fortgang bei der
Umsetzung dieses Vertrags auszutauschen und diesen im Bedarfsfall durch weitere Verhandlungen
und im Einvernehmen neuen Gegebenheiten anzupassen.

Zur Begleitung der Kapazitdtsbeurteilung (siehe Ziffer 6) wird vereinbart, dass sich die
Fraktionsvorsitzenden der Regierungsfraktionen der Hamburger Biirgerschaft mit den
Vertrauensleuten der Volksinitiative auf Basis eines Vorschlags des ZKF nach Anhorung der 6rtlichen
Initiative abstimmen.

Die Parteien sind sich auch darin einig, die entsprechenden Zusagen der Freien und Hansestadt
Hamburg in geeigneter Weise durch Vertrdge (Stadtebaulicher Vertrag, Auflagen zur
Baugenehmigung, etc.) und wenn erforderlich durch Gesetzesanpassungen (Errichtungsgesetz f & w
AGR) etc. abzusichern.

Die in diesem Birgervertrag getroffenen Vereinbarungen im Zustandigkeitsbereich des Investors
fordern & wohnen (AGR) behalten auch bei einer (Teil-)VerauRRerung an einen anderen Investor (z.B.
SAGA GWG) ihre Giiltigkeit und werden libertragen.

Soweit zur Umsetzung des Birgervertrags im Einzelfall Beschlisse der Bezirksversammlung bzw.
anderer bezirklicher Gremien erforderlich sind, werden die Unterzeichner auf eine entsprechende
Beschlussfassung hinwirken. Die 6ffentlichen Stellen verpflichten sich zur erfolgreichen Umsetzung
der sie betreffenden MaRnahmen, die Seite der Initiative zur bestmoglichen Begleitung und
Mitwirkung vor Ort. Hierzu gehort insbesondere, vertragsgerechtes Handeln der unterzeichnenden
Parteien vorausgesetzt, Klagen gegen die in diesem Birgervertrag enthaltene Unterkiinfte durch die
Blirgerinitiativen weder zu erheben noch zu unterstiitzen.

Mit Zustandekommen dieses Biirgervertrags, der unter dem Vorbehalt der Gesamteinigung mit der
Volksinitiative steht, wird sich GEMEINSAM in POPPENBUTTEL e.V. dafiir einsetzen, dass die drei
Vertrauensleute das bezirkliche Bilirgerbegehren ,Wandsbek fiir gute Integration” zurticknehmen. Fir
den Fall der Ricknahme dieses Birgerbegehrens tragt die Freie und Hansestadt Hamburg ihre
eigenen Kosten und alle etwaigen Gerichtskosten (auch Eilverfahren) im Zusammenhang mit den
wegen der Nichtzulassung des Birgerbegehrens durch das Bezirksamt gefiihrten Verfahren, nicht
jedoch die eigenen Kosten der Initiatoren.

Dieser Birgervertrag ist begleitend zu den Verhandlungen fiir eine angestrebte landesweite
Verstandigung mit der Volksinitiative ,,Hamburg fir gute Integration” entstanden; er gilt gegeniber
einer landesweiten Verstandigung vorrangig. Soweit in einer landesweiten Verstandigung Maligaben
enthalten sind, die zu diesem Blirgervertrag nicht im Widerspruch stehen, werden diese auch bei der
Weiterentwicklung in Poppenbittel und Wandsbek beriicksichtigt.
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Anlage zum Biirgervertrag Poppenbittel:
Schematische Planskizze zur Visualisierung der Gebaudeaufteilung | Stand 11.07.2016

63



Anlage 3 c Biirgervertrag Lemsahl

Burgervertrag

Lemsahl-Mellingstedt

Freie und Hansestadt Hamburg
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Ausgangslage
Am 22.12.2015 wurde die auf drei Jahre befristete Baugenehmigung zur Errichtung und zum Betrieb
einer Erstaufnahmeeinrichtung (bestehend insbesondere aus 17 Wohncontainerblécken und
weiteren Gemeinschaftsanlagen) fiir bis zu 252 Fllichtlinge und Asylbegehrende am Fiersbarg in
Lemsahl-Mellingstedt erteilt. Dem hiergegen gerichteten Eilantrag einiger Anwohner hatte das
Verwaltungsgericht Hamburg stattgegeben (7 E 6816/15). Der dagegen gerichteten Beschwerde der
Freien und Hansestadt Hamburg hat das Hamburgische Oberverwaltungsgericht mit dem am
18.4.2016 veroffentlichten Beschluss stattgegeben (2 Bs 29/16). Damit darf die Baugenehmigung
vollzogen und die Erstaufnahmeeinrichtung vorerst errichtet und betrieben werden. Am 25.5.2016
sind die ersten Flichtlinge eingezogen. Die Einrichtung war und ist auf 952 Platze geplant und
ausgerichtet.

Praambel

Wir, die Blrgerinitiative Lebenswertes Lemsahl-Mellingstedt e.V., Senat, Biirgerschaft und der Bezirk
Hamburg-Wandsbek, verstiandigen uns — unter grundsatzlicher Wahrung der Rechte und
Zustandigkeiten von Senat, Blrgerschaft und Bezirksversammlung —im Hinblick auf die
Erstunterbringung am Fiersbarg auf diesen Birgervertrag.

Die stadtische Seite begriiit den Integrationswillen vieler Menschen aus Lemsahl-Mellingstedt —
insbesondere bei Lemsahl hilft — und wiirdigt, dass Lemsahl-Mellingstedt bei der Unterbringung von
Gefliichteten einen relevanten Beitrag leisten will, gemeinsam mit vielen Haupt- und Ehrenamtlichen.
Dabei wird nicht verkannt, dass die Unterkunft am Fiersbarg streitbehaftet war. Mit diesem Vertrag
soll auch ein Weg der Befriedung aufgezeigt werden, um sich den Aufgaben des Anfangs einer
Integration in einem breitestmoglichen Konsens zu widmen.

Dieses vorausgeschickt wird folgendes vereinbart:

1. Belegung, Laufzeit und Bebauungskonzept

1.1 Vor dem Hintergrund der gemeinsamen Zielsetzung, auf der Flache am Fiersbarg 8 den auf
Wohnbebauung zielenden Bebauungsplan Lemsahl-Mellingstedt 19 zur Umsetzung zu brin-
gen, wird die Nutzung als Fliichtlingsunterkunft verbindlich nach drei Jahren, d. h. spatestens
zum 22.01.2019, beendet — gerade auch um einen Auszug in der Weihnachtszeit zu vermei-
den. Eine Nutzungsverldngerung oder Umnutzung zu ORU, Folgeunterbringung oder ,,Per-
spektive Wohnen” (mit neuem Antrag) wird ausgeschlossen.

1.2 Im Anschluss (beginnend noch im Januar 2019) wird mit dem Abbau der Erstaufnahme be-
gonnen. Bis spatestens zum 30.06.2019 ist der Rickbau abgeschlossen und die in 2015 be-
gonnene und fir die ZEA-Planung abgebrochene Vermarktung der Wohnungsbauflache im
Rahmen des geltenden Bebauungsplans am Fiersbarg wieder aufgenommen.

1.3 Die urspriingliche ZEA-Planung mit 952 Platzen wird nicht weiterverfolgt. Um eine wirtschaft-
liche Ausnutzung der geschaffenen Einrichtung und eine Reduzierung/SchlieRung der preka-
ren Unterbringungen an anderer Stelle (z.B. in Ohlstedt) zu erreichen, wird einer Kapazitats-
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erh6hung um weitere 200 Platze zugestimmt, sodass eine Gesamtkapazitat fiir die verkirzte
,Restlaufzeit” von nunmehr weniger als 2 % Jahren dieser Einrichtung von 452 Platzen vorge-
sehen wird. Eine dem Wohnumfeld angepasste familiare Belegung oder Belegung mit beson-
ders schutzwiirdigen Personen ware aus Sicht des Stadtteils wiinschenswert, soweit diese
nach dem Gesamtkonzept und abhangig von den konkreten Zugdangen moglich ist.

2. Integration, Biirgerbeteiligung und Verkehr

2.1 Die Vertragsparteien sind sich einig, dass die ersten Integrationsschritte der neuen Bewohne-
rinnen und Bewohner in Lemsahl-Mellingstedt eines der wesentlichen Ziele ist und dass fir
den Erfolg die Unterstilitzung durch Ehrenamtliche des gesamten Stadtteils zwingend erfor-
derlich ist. Auch die Interessen der Anwohnerschaft missen gleichrangig berlicksichtigt wer-
den. Die Integration kann nur gelingen, wenn die umliegenden Nachbarschaften von Beginn
an einbezogen werden und die Sorgen, Ideen und Anregungen der Anwohnerinnen und An-
wohner bericksichtigt werden.

2.2 Die stadtische Seite wird daher gemeinsam mit dem Trager der Unterkunft und den Anwoh-
nerinnen und Anwohnern die Licht- und Lairmemissionen der Erstaufnahme nachbarvertrag-
lich erkennbar verringern. Auch der nachtliche Kfz-Verkehr soll in diesem Wohngebiet auf
das notwendige MaR begrenzt werden. Die Parkmoglichkeiten in der Erstaufnahme sollen im
Hinblick auf die begrenzten Parkmoglichkeiten im Fiersbarg und umliegenden StraBen effek-
tiver genutzt werden und alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Ehrenamtlichen die
Parkmoglichkeiten in der Erstaufnahme ausschopfen. Die Flache des alten Sportplatzes am
Fiersbarg in unmittelbarer Nahe zur Erstaufnahme ist aus Griinden der Bodenbeschaffenheit
(Kontamination) fir Veranstaltungen/Sportevents und dergleichen ungeeignet und wird da-
her nicht genutzt.

2.3 Die stadtische Seite wird im Zuge der Aufstockung als auch der spateren Wohnbebauung im
Rahmen des Bauvorhabens Lemsahl-Mellingstedt 19 priifen, ob die Busverbindungen
176/276/474/574 im Hinblick auf Kapazitat und Frequenz ausreichend sind und nach Mog-
lichkeit eine Takterh6hung der Busse einflihren.

2.4 Die Schaffung von WLAN-Angeboten in der Erstaufnahme ist sicherzustellen.

3. Sicherheit

3.1 Die stadtische Seite verpflichtet sich, durch die ortlich zustandigen Polizeidienststellen eine
verstarkte Prasenz in und um die Erstaufnahme als auch im gesamten Stadtteil zu gewahr-
leisten. Bei Bedarf wird dafiir Sorge getragen, dass biirgernahe Beamte vor Ort als Ansprech-
person fiir die Menschen zur Verfiigung stehen. Im Ubrigen sorgen die Sicherheitskrafte in
der Einrichtung fiir Sicherheit.

4. Schlussbemerkung
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4.1

4.2

4.3

Der Birgervertrag ist im Kontext einer Gesamteinigung bei den Verhandlungen mit dem
Dachverband ,Hamburg fiir gute Integration” entstanden. Er geht der Gesamteinigung vor.
Soweit in der Gesamteinigung Gesichtspunkte enthalten sind, die zu diesem Birgervertrag
nicht im Widerspruch stehen, sollen sie auch fiir Lemsahl-Mellingstedt Wirksamkeit entfalten
kénnen.

Die Vertragsparteien vereinbaren eine faire, transparente und nachhaltige Zusammenarbeit
mit dem Ziel einer gelingenden Fliichtlingsintegration und der Forderung des Gemeinwohls
der Freien und Hansestadt Hamburg. Sie verpflichten sich dazu, alle Mahahmen zu unterlas-
sen, die dem Geist, der Programmatik und den inhaltlichen Regelungen dieses Blirgerver-
trags widersprechen.

Die Vertragsparteien kommen Uberein, sich anlassbezogen liber den Fortgang bei der Umset-
zung des Vertrages auszutauschen.

4.4 Aktuell gibt es keine Planung fiir andere Standorte der Fliichtlingsunterbringung in Lemsahl-

4.5

4.6

Mellingstedt. Uber den Erstaufnahmestandort am Fiersbarg hinaus wird es bis zum Abbau
der Einrichtung zum 30.06.2019 und im Laufe des Jahres 2020 keine weiteren neuen Planun-
gen und Standorte der Fllchtlingsunterbringung in Lemsahl-Mellingstedt geben. Fiir neue
Planungen sind jetzt andere Stadtteile am Zug. Fir evtl. zukiinftige Planungen ab den 2020er
Jahre sind die Parameter aus der Verstandigung mit der Volksinitiative auch fur diesen Stadt-
teil zu beachten.

Die stadtische Seite verpflichtet sich zur vertragsgemalRen Umsetzung der MalBnahmen durch
ihre verantwortlichen Behorden und Fachabteilungen, die Seite der Initiative zur bestmogli-
chen Begleitung und Mitwirkung vor Ort. Dazu gehort, vertragsgerechtes Handeln aller un-
terzeichnenden Parteien vorausgesetzt, Klagen gegen die in diesem Biirgervertrag geregelte
Flichtlingsunterkunft und eine durch die stadtische Seite noch einzuholende Erweiterungs-
genehmigung (betr. Aufstockung von 252 auf 452 Platze) durch die Biirgerinitiative weder zu
erheben noch zu unterstiitzen. Auf die Riicknahme laufender Widerspriiche und Klagen ge-
gen die bereits erteilte Baugenehmigung wird durch die Biirgerinitiative hingewirkt. Wider-
spruchsgebiihren werden nicht erhoben, auf Kostenerstattungsanspriiche wird verzichtet.

Die Birgerinitiative setzt sich fur eine Riicknahme des Birgerbegehrens ,Wandsbek fir gute
Integration” ein. Flr den Fall der Ricknahme wird fiir die gerichtliche Auseinandersetzung
liber das Blirgerbegehren auf Kostenerstattungsanspriiche verzichtet.
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Anlage 3 d Klein Borstel

Burgervertrag

Klein Borstel

Freie und Hansestadt Hamburg
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Praambel

Wir, die Blrgerinitiative , Lebenswertes Klein Borstel e. V.”, der Hamburger Senat, die Hamburgische
Bilrgerschaft sowie das Bezirksamt Hamburg-Nord nehmen eine verantwortungsvolle Rolle in Bezug
auf die nach Hamburg gefllichteten Menschen ein.

Wir verstandigen uns — aufbauend auf den bisherigen Beschllissen von Senat, Fachbehérden, Bezirk-
samt und Bezirksversammlung unter grundsatzlicher Wahrung der Rechte und Zustandigkeiten von
Senat, Birgerschaft und Bezirksversammlung — nachstehend auf den vorliegenden Bilirgervertrag.

Die Freie und Hansestadt Hamburg, der Senat, die Biirgerschaft und die Bezirksversammlung erken-
nen den Integrationswillen der Menschen in Klein Borstel ausdriicklich an und begriiRen die Hilfsbe-
reitschaft. Klein Borstel leistet bei der Unterbringung von Geflliichteten einen relevanten Beitrag und
beteiligt sich damit am Solidarprinzip bei der Bewaltigung einer groRen Herausforderung — gemein-
sam mit vielen Haupt- und Ehrenamtlichen aus Klein Borstel und dariiber hinaus. Dabei wird nicht
verkannt, dass die Unterkunft in Klein Borstel streitbehaftet war. Mit diesem Vertrag soll auch ein
Weg der Befriedung aufgezeigt werden, um sich den Aufgaben der Integration in einem breitestmog-
lichen Konsens zu widmen.

Unser vorrangiges Ziel ist die erfolgreiche Integration der nach Hamburg gefliichteten Menschen.

Dieser Blrgervertrag ist ein Ausgleich widerstreitender Interessen. Gliltigkeit erreicht dieser Vertrag
erst durch Aufnahme in den landesweiten Kompromiss mit der Volksinitiative ,Hamburg fiir gute In-
tegration” und einem entsprechenden Beschluss der Birgerschaft.

Ausgangssituation

Auf dem Geldnde des ehemaligen Anzuchtgartens am Ohlsdorfer Friedhof in Klein Borstel sollte nach
den urspriinglichen Planen eine Folgeunterbringung mit 700 Fliichtlingen errichtet werden.

Nachbarklagen flihrten zu einem Baustopp in erster Instanz. Der dagegen gerichteten Beschwerde
der Freien und Hansestadt Hamburg hat das Hamburgische Oberverwaltungsgericht mit Beschluss
vom 9. Mai 2016 stattgegeben (2 Bs 38/16). Damit darf die Baugenehmigung vollzogen und die
Folgeunterkunft vorerst errichtet und betrieben werden. (http://justiz.hamburg.de/aktuelle-
presseerklaerungen/6053382/pressemitteilung/).
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Nach der Vermittlung durch die Regierungsfraktionen in der Biirgerschaft und der Bezirks-

versammlung vereinbaren wir folgende Punkte:

1. Belegung, Laufzeit und Bebauungskonzept

11

1.2

1.3

14

Die Vertragsparteien sind sich einig, dass auf der Flache ,,Am Anzuchtgarten” perspekti-
visch Wohnbebauung erfolgen wird und bis zum 28.02.2022 eine Fliichtlingsunterbrin-
gung in offentlich-rechtlicher Unterkunft (6rU) erfolgen kann. Spatestens bis zum
30.06.2022 wird mit der Realisierung des Wohnungsbauprojekts begonnen.

Vor diesem Hintergrund wird die vollziehbare Baugenehmigung fiir die Folgeunterbrin-
gung ,Am Anzuchtgarten” nicht vollstandig ausgeschdpft, sondern nur in einer Grofien-
ordnung von max. 452 Platzen in Anspruch genommen. Diese vereinbarten max. 452
Platze werden dadurch erreicht, dass samtliche Hauser ausschlieBlich zweigeschossig ge-
baut und die Hauser 2+4 gar nicht errichtet werden (Nummerierung der Hauser gemaR
Baugenehmigung).

Die Fllchtlingsunterkunft soll Gber ihre gesamte Laufzeit Fliichtlingen mit guter Bleibe-
perspektive zur Verfligung stehen. Aufgrund des sozialen Umfelds der Einrichtung eignet
sie sich fur eine Belegung vor allem mit Familien mit Kindern oder andere besonders
schutzbediirftige Personen. Ebenso soll beriicksichtigt werden, dass die Folgeunterkunft
mit Fllichtlingen belegt wird, die sich bereits ein erstes soziales Umfeld in Hamburg-Nord
bzw. angrenzenden Stadtteilen (wie z. B. Borstels Ende in Wellingsblittel) geschaffen ha-
ben. Diese MaRgaben sind bei der Belegungspraxis zu beriicksichtigen.

Um einen Ubergang zur Wohnbebauung zeitgerecht sicherzustellen, erfolgen bis zum
31.12.2019 folgende MalRnahmen:

Es wird — unter Wahrung der Planungshoheit des Bezirks und nach Feststellung des B-
Plans Ohlsdorf 29 - ein neuer Bebauungsplan fiir die Flache ,Am Anzuchtgarten” auf-
gestellt in Orientierung an den Planzielen und Festsetzungen des Bebauungsplans
Ohlsdorf 12; Art und Stil sollen an das Neubaugebiet angepasst werden. Das Mal$ der
Bebauung soll grundsatzlich nicht erhéht werden. Fiir das Verfahren und die Gestal-
tung des kiinftigen Wohngebiets gelten ferner die Regularien des Vertrages fiir Ham-
burg mit dem Drittelmix aus frei finanzierten Mietwohnungen, Eigentumswohnungen
und Sozialwohnungen sowie die Verfahren zur Biirgerbeteiligung.

b. Fir die Bebauung der Flache ,Am Anzuchtgarten” wird ein kombinierter Architekten-

und Bautrdager Wettbewerb durchgefihrt.

Es wird ein Bautragervertrag mit festgeschriebenem Baubeginn bis 30.06.2022 fiir die
gesamte Flache abgeschlossen.
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1.5 Dass wohnberechtigte Fliichtlinge/Zuwanderer aus der ORU anschlieBend in reguldren
Wohnraum auch in Klein Borstel umziehen, ist ausdriicklich gewiinscht. Im Rahmen der
Reduzierung der ORU ist selbstverstindlich auch die Planung und Realisierung von
Flichtlingsunterkiinften an anderer Stelle in Klein Borstel moglich, soweit die Parameter
der Verstandigung mit der Volksinitiative auf Landesebene beachtet werden.

1.6 Es wird kurzfristig und bereits vor Inbetriebnahme der Folgeunterkunft geprift, ob das in
unmittelbarer Nahe zum Verwaltungsgebaude und Nachbarschaft gelegene Waschhaus
verlegt werden kann, um etwaige Larmbelastigung fiir unmittelbare Anwohnerinnen und
Anwohner des Erna-Stahl-Ring zu vermeiden. Sollte eine Verlegung nicht moglich sein,
werden verbindliche Waschzeiten an Werktagen (z. B. 9:00-17:00 Uhr) festgelegt und
von f & w sichergestellt. Sollten sich Probleme im Betriebsablauf ergeben, sind diese
nach Anhorung des Quartiersbeirats angemessen zu verlangern.

1.7 Bei der praktischen Ausgestaltung der Unterkunft werden die Interessen der direkt an-
grenzenden Nachbarschaft angemessen beriicksichtigt. Dies betrifft insbesondere die
Ausgestaltung der Lagerflachen, die Miillcontainer, WLAN Hotspots und ggf. weitere Ein-
richtungen der Infrastruktur.

2. Integration und Biirgerbeteiligung

2.1

2.2

2.3

Die Vertragsparteien sind sich einig, dass es das Ziel ist, die neuen Bewohnerinnen und Be-
wohner in Klein Borstel zu integrieren. Um dieses Ziel zu erreichen, ist die Unterstiitzung
durch alle Mitblirgerinnen und Mitbiirger erforderlich. Dabei ist es wichtig, die Interessen der
Anwohnerschaft gleichrangig zu beriicksichtigen. Die Integration kann nur gelingen, wenn die
umliegenden Quartiere von Beginn an einbezogen und die Sorgen, Ideen und Anregungen al-
ler Bewohnerinnen und Bewohner bericksichtigt werden.

Senat und Bezirksversammlung verpflichten sich, fiir die Dauer der Folgeunterbringung einen
Quartiersbeirat einzurichten und mit einem Verfigungsfonds fir kleinere Aktivitdten aus
dem Quartiersfonds der Bezirksversammlung zu finanzieren (z. B. Nachbarschaftsfeste).

Im Quartiersbeirat sind interessierte Vertreter der Klein Borsteler Institutionen und Vereine
sowie Vertreter Ortlich ansassiger Blirgerinitiativen mit Sitz und Stimme vertreten. Ebenso
sind Bewohnerinnen und Bewohner des Geldandes ,,Am Anzuchtgarten” und Vertreter von
fordern & wohnen in geeigneter Weise einzubeziehen. Der Quartiersbeirat ist mit dem Start
der Folgeunterkunft zu etablieren. Im Quartiersbeirat werden — auch in Zusammenarbeit mit
dem Runden Tisch zur Koordination von Hilfsangeboten, dem Bezirksamt und der Bezirksver-
sammlung — MalBnahmen zur Stadtentwicklung und zur Integration entwickelt und abge-
stimmt.

2.4 Der Betreiber fordern & wohnen wird den Quartiersbeirat regelmaBig und anlassbezogen im

Rahmen der datenschutzrechtlichen Moglichkeiten Gber Belegungssituation und -planung in-
formieren, um die Einhaltung der in diesem Biirgervertrag getroffenen Regelungen transpa-
rent zu machen.
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3.

3.1

3.2

33

3.4

3.5

4,

2.5 Die zustandigen Stellen der FHH bzw. des Bezirks berichten dem Quartiersbeirat regelmaRig
schriftlich oder mindlich tiber die Fortschritte bei der Umsetzung von MalRnahmen aus die-
sem Burgervertrag.

2.6 Die Vertragsparteien sind sich einig, dass im Quartiersbeirat Malnahmen der Integration be-
raten werden, die die speziellen Belange und Gegebenheiten von Klein Borstel beriicksichti-
gen. Dieses Konzept wird u. a. Punkte wie Patenschaften, Integrationslotsen, spezielle Bera-
tungs- und Bildungsangebote fiir Frauen und junge Madchen, Familienteams etc. enthalten.
Senat und Bezirksversammlung verpflichten sich, bei fehlender ehrenamtlicher Unterstiit-
zung professionelle Unterstlitzung bereit zu stellen und im Rahmen verfligbarer Haushalts-
mittel zu finanzieren.

Schule und Kita

Kindertagesstatten und Schulen sind wesentliche Orte fiir die persdnliche Entwicklung eines je-
den Kindes und Jugendlichen. Kinder verbringen dort einen Groliteil der Zeit ihres Aufwachsens
und Erwachsenwerdens verbunden mit vielfaltigen und oftmals personlichkeitspragenden Erfah-
rungen. Bildung und das Erlangen eines Schulabschlusses sind unabhangig von der Herkunft eines
Kindes oder Jugendlichen die Grundlage fiir ein spateres selbstbestimmtes Leben. Grundsatzlich
gilt, dass weder die bestehenden Kindertagesstatten noch die Schulen iberfordert werden.

Im Hinblick auf die Schulsituation wird zeitgleich mit der Belegung der 6ffentlich-rechtlichen Un-
terkunft ,Am Anzuchtgarten” dafiir Sorge getragen, dass alle in Klein Borstel lebenden Grund-
schilerinnen und Grindschiiler prioritdr wohnortnah gemaR dem Grundsatz ,, Kurze Beine, kurze
Wege" beschult werden. Zu diesem Zweck wird das Schulangebot bedarfsgerecht ausgebaut. Das
bedeutet, dass insbesondere die Albert-Schweitzer-Schule bedarfsgerecht vergréoRRert sowie mit
baulichen MaRnahmen an den Bevoélkerungszuwachs durch die 6rU und die spdtere Wohnbe-
bauung angepasst wird. Hierflr ist zu prifen, ob die im Bebauungsplan Ohlsdorf 12 als ,Schul-
sportanlage” vorgesehene Flache einzubeziehen ist.

Den betroffenen Schulen sind die fir die Fllichtlingsbeschulung vorgesehenen zusatzlichen Mittel
und padagogisches Personal bedarfsgerecht zuzuweisen. Lehrkrafte sollen im angemessenen
Umfang fir den Umgang mit traumatisierten Kindern und ,Deutsch als Zweitsprache” und
,Deutsch als Fremdsprache” speziell geschult sein bzw. entsprechend weiterqualifiziert werden.

Der Senat tragt dafiir Sorge, mit Beginn der 6rU ,Am Anzuchtgarten” die Kapazitdten in den loka-
len Kindertagesstatten in Klein Borstel an die Anzahl der neu hinzuziehenden Kinder durch 6rU
und spatere Wohnbebauung im Alter von einem Jahr bis zu Einschulung nachhaltig anzupassen,
sodass allen Kindern in Klein Borstel ein wohnortnaher Platz in einer Kindertagesstatte zur Verfu-
gung steht.

Es ist daflir Sorge zu tragen, dass sich die Kita-Versorgung fiir die Familien in der Nachbarschaft
nicht verschlechtert und das gemeinsame Aufwachsen an allen Kita-Standorten beférdert wird.

Sport und Freizeit
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1. Die Vertragsparteien sind sich der groRen Bedeutung von Sport- und Freizeitaktivita-
ten fiir eine erfolgreiche Integration bewusst.

2. Der Senat verpflichtet sich, in Klein Borstel Spiel- und Freizeitmdglichkeiten fir die
verschiedenen Altersgruppen bedarfsgerecht auszubauen. Es werden verschiedene
sportliche, kulturelle und ahnliche Angebote fiir Kinder, Jugendliche und Erwachsene
geschaffen. Dieses beinhaltet auch spezielle Angebote fiir Madchen und Frauen. Fer-
ner stehen Sozialarbeiter als Ansprechpartner und fiir Beratungsgesprache zur Ver-
flgung.

3. Sportvereine leisten eine wertvolle Integrationsarbeit. Um diese Integrationsarbeit zu
fordern und weiter ausbauen zu kénnen, werden durch Quartiersbeirat und fordern
& wohnen gemeinsam mit den umliegenden Sportvereinen Konzepte und Kooperati-
onsmoglichkeiten fir die Bewohnerinnen und Bewohner der Flichtlingsunterkunft
»Am Anzuchtgarten” erarbeitet. Dies erfolgt auf Grundlage der bestehenden Pro-
grammkonzeption , Integration durch Sport”. Die Blirgerschaft hat zusatzliche Mittel
flr die Integrationsarbeit der Sportvereine bereitgestellt. Auch im Rahmen der Mittel
fir den Ausbau oder Umbau der bestehenden Sportstatten muss gepriift werden,
welche Mittel in ortsnahe Anlagen in und um Klein Borstel gelenkt werden kénnen.

5. Gesundheitsversorgung

5.1 Mit der Realisierung der geplanten Neubauvorhaben in Klein Borstel ist die medizinische Ver-
sorgungslage zu Uberprifen. Allgemein gilt: Bei festgestellten lokalen Versorgungsengpassen
muss aus Sicht der Vertragsparteien die Kassenarztliche Vereinigung Hamburgs (KVH) ge-
meinsam mit den Krankenkassen lokale Sonderbedarfszulassungen aussprechen, Arztsitze
aus anderen Stadtteilen verlegen, die Eroffnung einer Zweitpraxis unterstitzen und die Er-
weiterung der Versorgungskapazitat oder die personelle Aufstockung in vorhandenen Praxen
finanziell férdern. Uber den Sachstand ist anlassbezogen im Quartiersbeirat zu berichten. Zur
Gewahrleistung einer ausreichenden Versorgung der bestehenden und des neu entstehen-
den Bedarfs an Allgemeinmedizinern und Kinderarzten sollen die neu geschaffenen Méglich-
keiten im Rahmen der , Landeskonferenz Versorgung” bedarfsgerecht genutzt werden.

6. Verkehr und Anbindung der Folgeunterbringung an den OPNV

6.1 Der Senat erkennt an, dass es sich beim Neubaugebiet in Klein Borstel um ein familienfreund-
liches und verkehrsberuhigtes Quartier handelt. Er verpflichtet sich, die im Neubaugebiet
derzeit ausgewiesenen ,Spielstralen” (verkehrsberuhigte Bereiche), denen neben der Ver-
kehrsberuhigung eine integrale Rolle im Freiraumkonzept des Quartiers zukommt, dauerhaft
vollstandig zu erhalten und weiterzuentwickeln. Die Zufahrt zum Gelande ,,Am Anzuchtgar-
ten” soll - wie in der Baugenehmigung beschrieben - ausschlieRlich Gber die StralRe ,GroRe
Horst” erfolgen. ,,GroRe Horst” ist auch als Anschrift der Wohngebaude zu verwenden, um so
das (faktisch durch Navigationsgerate gelenkte) Verkehrsaufkommen in den verkehrsberu-
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higten Bereichen des Neubaugebietes gering zu halten und diese als Spiel- und Begegnungs-
flache flir neue und alte Bewohnerinnen und Bewohner zu bewahren.

6.2 Das Gelande ,,Am Anzuchtgarten” liegt in kurzer fulSlaufiger Distanz zum Ortskern Klein Bors-
tels sowie zur S-Bahn-Station Kornweg. Zudem wird mit Inbetriebnahme der 6rU ein direkter
FuRgangerzugang vom Geldande ,,Am Anzuchtgarten” in den Friedhof Ohlsdorf geschaffen,
der es ermoglicht, die vorhandene Busverbindung der Linie 270 auf kirzestem Wege zu er-
reichen. Die Taktung der Linie 270 soll bedarfsgerecht erhéht werden.

6.3 Um die Belange von Familien mit Kleinkindern, Menschen mit Behinderungen und élteren
Menschen zu beriicksichtigen, wird geprift, inwieweit der barrierefreie Ausbau des S-
Bahnhofes Kornweg vorgezogen werden kann.

7. Sicherheit

7.1 Der Senat verpflichtet sich, durch die 6rtlich zustdndigen Polizeidienststellen eine verstarkte
Prasenz in und um die 6rU zu gewahrleisten. Bei Bedarf wird daflir Sorge getragen, dass ein
Blirgernaher Beamter vor Ort zu bestimmten Zeiten als Ansprechperson fiir die Menschen
zur Verfiigung steht. Die Sicherheitskonzeption und alle MaBnahmen und Ergebnisse sind
halbjahrlich dem Quartiersbeirat vorzustellen und in ihrer Frequenz und Intensitat kurzfristig
den Gegebenheiten und entlang der Lageentwicklung anzupassen. Ein polizeilicher Vertreter
wird dem Quartiersbeirat verbindlich als dauerhafter Ansprechpartner zur Verfiigung stehen,
um kurzfristige Anpassungen des Sicherheitskonzepts zu erméglichen.

Schlusshemerkung

Dieser Birgervertrag ist begleitend zu den Verhandlungen fiir eine landesweite Verstandigung mit
der Volksinitiative ,,Hamburg fir gute Integration” entstanden. Er gilt gegenilber einer landesweiten
Verstandigung vorrangig. Soweit in der landesweiten Verstandigung MalRRgaben enthalten sind, die zu
diesem Birgervertrag nicht im Widerspruch stehen, sollen diese auch fiir Klein Borstel wirksam sein.

Die Vertragsparteien vereinbaren eine faire, transparente und nachhaltige Zusammenarbeit mit dem
Ziel einer gelingenden Fliichtlingsintegration, der Férderung des Wohls der Anwohnerinnen und An-
wohner sowie der Forderung des Gemeinwohls der Freien und Hansestadt Hamburg. Sie verpflichten
sich dazu, alle MaRnahmen zu unterlassen, die dem Geist, der Programmatik und den inhaltlichen
Regelungen dieses Blirgervertrags widersprechen.

Soweit zur Umsetzung des Biirgervertrags im Einzelfall Beschlisse der Bezirksversammlung bzw. an-
derer bezirklicher Gremien erforderlich sind, werden die Unterzeichner auf eine entsprechende Be-
schlussfassung hinwirken. Die stadtischen Stellen werden einmal jahrlich in den zustandigen bezirkli-
chen Gremien Uber den Umsetzungsstand dieses Vertrags berichten.

Die Vertragsparteien kommen Uberein, sich anlassbezogen liber den Fortgang bei der Umsetzung des
Vertrages auszutauschen.
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Der Senat der FHH verpflichtet sich zur vertragsgemaRen Umsetzung der MaBBnahmen durch ihre
verantwortlichen Behoérden und Fachabteilungen, die Seite der Initiative zur bestmoglichen Beglei-
tung und Mitwirkung vor Ort. Dazu gehort, vertragsgerechtes Handeln aller unterzeichnenden Par-
teien vorausgesetzt, Klagen gegen die in diesem Birgervertrag enthaltenen Fliichtlingsunterkiinfte
durch die Birgerinitiative weder zu erheben noch zu unterstitzen. Bestehende Klagen werden zu-
rickgenommen. Mit Zustandekommen dieses Blirgervertrags werden die beiden dem Verein Le-
benswertes Klein Borstel e. V. angehdrenden Vertrauensleute sich fiir eine Zurlicknahme des bezirk-
lichen Blrgerbegehrens ,,Hamburg-Nord fiir gute Integration” einsetzen. Fiir den Fall der Rlicknahme
des Bilrgerbegehrens ,,Hamburg-Nord fiir gute Integration” tragt die Freie und Hansestadt Hamburg
ihre eigenen Kosten und alle etwaigen Gerichtskosten im Zusammenhang mit den wegen Nichtzulas-
sung des Birgerbegehrens durch das Bezirksamt gefiihrten Verfahren, nicht jedoch die eigenen Kos-
ten der Initiatoren.
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Anlage 3 e Biirgervertrag Langenhorn

Burgervertrag

Langenhorn

Freie und Hansestadt Hamburg
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Praambel

Wir, die Birgerinitiative ,Neue Nachbarn Langenhorn eV und der Hamburger Senat sowie das
Bezirksamt Hamburg-Nord nehmen eine verantwortungsvolle Rolle in Bezug auf die nach Hamburg
gefliichteten Menschen ein und verstandigen uns — aufbauend auf bisherigen Beschliissen von Senat,
Fachbehorden, Bezirksamt und Bezirksversammlung und unter grundsatzlicher Wahrung der Rechte
und Zustandigkeiten von Senat, Blrgerschaft und Bezirksversammlung — auf nachfolgenden
Blirgervertrag.

Die Freie und Hansestadt Hamburg, der Senat und das Bezirksamt Hamburg-Nord erkennen den
Integrationswillen der Menschen in Langenhorn ausdriicklich an. Langenhorn leistet bei der
Unterbringung von Geflliichteten einen relevanten Beitrag. Damit beteiligt sich der Stadtteil am
Solidarprinzip bei der Bewaltigung einer groRen Herausforderung. Die Freie und Hansestadt
Hamburg, der Senat und das Bezirksamt Hamburg-Nord begriiRen insbesondere die Hilfsbereitschaft,
das Engagement und den Integrationswillen der Menschen in Langenhorn.

Unser vorrangiges Ziel ist es, die Integration der nach Hamburg gefliichteten Menschen zum Erfolg zu
flhren. Alle Parteien sind sich einig, dass eine erfolgreiche Integration nur durch eine ausreichende
Durchmischung in bestehenden Nachbarschaften maoglich ist. Daher soll es gelingen, Gefllichtete mit
langerfristiger Bleibeperspektive Schritt flr Schritt auch in normalen Wohnraum zu integrieren. Die
Erstaufnahmen ebenso wie die Folgeunterkiinfte sind daher nur als Zwischenschritt anzusehen und
unter Maligabe der Verfligbarkeit von Wohnraum und des Unterbringungsbedarfs sukzessive zu
reduzieren und aufzuldsen.

Dabei sind sich die Unterzeichnenden bewusst, dass die Unterbringung einer grofReren Zahl von
Flichtlingen im Rahmen von Erstunterkiinften in Wohngebieten eine erhebliche Beeintrachtigung der
Lebenssituation fir die Nachbarn dieser Einrichtung darstellen kann. Daher ist die Verweildauer so
kurz wie moglich und die Anzahl der unterzubringenden Fliichtlinge so gering wie moglich zu halten.

Ausgangssituation

In Langenhorn wurde im Juli 2015 eine Erstaufnahme in der ehemaligen Schule Grellkamp 40 mit 550
Platzen eingerichtet. Die Unterkunft wurde im August 2015 um eine technische Kapazitat auf rund
830 Platze erweitert.

Angesichts der hohen Zugangszahlen Gefllichteter in Hamburg und drohender Obdachlosigkeit waren
in der Erstaufnahme zeitweilig Gber 800 Gefllichtete untergebracht. Ende Mai 2016 waren noch rund
625 Personen in der Einrichtung.

Um die Unterkunft hat sich reges ehrenamtliches Engagement gebildet, hauptsachlich koordiniert von
dem ,Freundeskreis Grellkamp”. Im Rahmen des Runden Tisches Grellkamp werden Anliegen
regelmaRig zwischen Anwohnern und Anwohnerinnen, Vertretern der Kirche, Sportvereinen,
Bezirksverwaltung, Bezirkspolitik und weiteren Institutionen sowie den Betreibern der Unterkunft
diskutiert.
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Nach einer Vermittlung durch die Regierungsfraktionen in der Biirgerschaft
vereinbaren wir folgende Punkte:

1. Der Betreiber der EA Grellkamp wird verbindlich verpflichtet, dafiir Sorge zu tragen, dass die
Belegung der Unterkunft mit Gefllichteten spatestens zum 31.12.2016 eine Unterbringungs-
kapazitdt von 450 nicht Uberschreitet, mithin wieder entsprechend reduziert wird. Ab
30.6.2017 wird die Belegung 350 Personen nicht Gberschreiten.

2. Der Senat verpflichtet sich, die EA Grellkamp spatestens bis zum 30.06.2019 aufzulésen. Bis
zu diesem Zeitpunkt soll sie wegen der Prognoseunsicherheit im Hinblick auf die Zugangssi-
tuation als Reserve vorgehalten werden.

3. Der Senat verpflichtet sich, zu prifen, wie das Grundstiick und die ehemalige Stadtteilschule
Grellkamp 40 einer sachgerechten Folgenutzung zugefiihrt werden kdénnen. Nachnutzungs-
konzepte sind mit dem Stadtteil und seinen Anwohnerinnen und Anwohnern zu erértern. Die
entsprechenden Planungen hierfiir sind parallel fortzufiihren. Die Planungshoheit liegt hier-
fir bei dem Bezirk Hamburg-Nord und den dafiir zustdandigen Gremien und wird nicht nach
dem § 246/14 durchgefiihrt.

4. Die Stadt verpflichtet sich, auf dem Geldande nach dem Auslaufen der Erstaufnahme keine 6f-
fentlich-rechtliche Unterkunft zu errichten.

5. Die Unterbringung in der EA Grellkamp ist entsprechend den Forderungen fiir die Qualitat ei-
ner Flichtlingsunterbringung, wie sie bis Ende 2016 von der FHH entwickelt werden, ggf.
weiterzuentwickeln.

6. Die Blrgerinitiative ,Neue Nachbarn Langenhorn e.V.“ und der Betreiber f&w setzen sich zeit-
nah zusammen und erarbeiten MaRnahmen, um insbesondere die Lairmemissionen zu redu-
zieren. Die Durchsetzung dieser MalRnahmen muss von der Einrichtungsleitung sichergestellt
werden!

7. Auf dem EA-Geldnde ist ein 6ffentliches WLAN einzurichten.

8. Die FHH sichert zu, dass die 6ffentlich-rechtliche Unterbringung Ohkamp/FlughafenstralRe bei
Belegungsbeginn nicht mehr als 600 Flichtlinge hat. Der Bezirk Hamburg-Nord wird einen
Bebauungsplan aufstellen, um diese Belegung gemal} der Ziffer 2dd des vorstehenden Antra-
ges auch vor Ablauf der Bindungsfrist Schritt flir Schritt im Einvernehmen mit dem Eigenti-
mer zu reduzieren und diese Wohnungen dem allgemeinen Wohnungsmarkt zur Verfligung
zu stellen.

9. Der Senat prift den bedarfsgerechten Ausbau der Kitaplatze im Bereich Oh-
kamp/Flughafenstrale.

10. Im Rahmen des Bauprojektes ist auf eine angemessene Freiraumplanung zu achten.

Schlussbemerkung

Alle an diesem Birgervertrag beteiligten Parteien vereinbaren eine faire, transparente und
nachhaltige Zusammenarbeit fiir die gelingende Integration und das Gemeinwohl der Freien und
Hansestadt Hamburg. Sie vereinbaren, sich regelmafRig tGber den Fortgang bei der Umsetzung dieses
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Vertrages auszutauschen und diesen im Fall drohender Obdachlosigkeit aufgrund eines akuten
Bedarfs an Unterbringungsplatzen fiir Gefliichtete anzupassen. Die 6ffentlichen Stellen verpflichten
sich zur erfolgreichen Umsetzung der sie betreffenden MalRnahmen, die Seite der Initiative zur
bestmoglichen Begleitung und Mitwirkung vor Ort. Hierzu gehort insbesondere, vertragsgerechtes
Handeln der unterzeichnenden Parteien vorausgesetzt, Klagen gegen die in diesem Blirgervertrag
enthaltenen Unterkiinfte durch die Blrgerinitiative weder zu erheben noch zu unterstiitzen. Die
Initiative wird ihren Beitrag leisten, sich fir eine Zurlicknahme des Birgerentscheids im Bezirk
einzusetzen. Dieser Blirgervertrag ist begleitend zu den Verhandlungen fiir eine angestrebte
landesweite Verstandigung mit der Volksinitiative ,Hamburg fiir gute Integration” entstanden; er gilt
gegenlber einer landesweiten Verstandigung vorrangig. Soweit in einer landesweiten Verstandigung
Maligaben enthalten sind, die zu diesem Birgervertrag nicht im Widerspruch stehen, sollen diese
auch bei der Weiterentwicklung im Grellkamp, Hamburg Langenhorn bertcksichtigt werden.

Die Regelungen dieses Birgervertrages treten erst mit einer Gesamtverstiandigung mit der
Volksinitiative ,Hamburg fiir gute Integration” mit verfahrensbeendigender Wirkung fir das
Verfahren des Volksbegehrens in Kraft.

Fir den Fall der Riicknahme des Biirgerbegehrens ,,Hamburg-Nord fiir Gute Integration” tragt die FHH
ihre eigenen Kosten und alle etwaigen Gerichtskosten im Zusammenhang mit den wegen der
Nichtzulassung des Birgerbegehrens durch das Bezirksamt gefiihrten Verfahren, nicht jedoch die
eigenen Kosten der Initiatoren.

79



Anlage 3 f Biirgervertrag Lurup, Osdorf, Bahrenfeld

Burgervertrag

Lurup, Osdorf, Bahrenfeld

Freie und Hansestadt Hamburg
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Praambel

Wir, die Blirgerinitiative Lurup, Osdorf, Bahrenfeld (im Folgenden: LOB) und der Hamburger Senat
sowie das Bezirksamt Altona nehmen eine verantwortungsvolle Rolle in Bezug auf die nach Hamburg
gefliichteten Menschen ein und verstandigen uns — aufbauend auf den Beschliissen und unter
Wahrung der Rechte und Zustdndigkeiten von Senat, Birgerschaft und Bezirksversammlung — auf
nachfolgenden Birgervertrag.

Die Stadtteile Lurup, Osdorf, Bahrenfeld (im Folgenden: L+O+B) leisten bei der Unterbringung von
Gefliichteten, insbesondere in der Erstaufnahme, einen wichtigen Beitrag. Damit beteiligen sich die
Stadtteile am Solidarprinzip bei der Bewaltigung einer groRen Herausforderung. Die Freie und
Hansestadt Hamburg, der Senat und das Bezirksamt Altona erkennen dies ausdriicklich an und
begriiRen die Hilfsbereitschaft, das Engagement und den Integrationswillen der Menschen in Lurup,
Osdorf, Bahrenfeld.

Gemeinsam wollen die Stadtteile, die Birgerinitiative, der AK Bahrenfeld, der Senat und das
Bezirksamt Altona ein Konzept fiir gelingende Integration unter diesem Blrgervertrag aufstellen.
Unser vorrangiges Ziel ist es, dadurch die Integration der nach Hamburg gefliichteten Menschen zum
Erfolg zu fihren und potenziellen Schwierigkeiten von Beginn an zu begegnen.

Alle Beteiligten sind sich einig, dass eine erfolgreiche Integration nur durch eine ausreichende
Durchmischung in bestehenden Nachbarschaften in allen Bezirken und damit auch allen Stadtteilen
Hamburgs moglich ist. Daher soll es gelingen, Gefliichtete mit langerfristiger Bleibeperspektive
Schritt fur Schritt auch in normalen Wohnraum zu integrieren. Die Erstaufnahmen ebenso wie der
Aufenthalt in den Folgeunterkiinften sind daher nur als Zwischenschritt anzusehen.

Die Beteiligten sind sich einig, dass der existierende soziale Status in L+O+B (u.a. das statusniedrige
Gebiet ,westlicher Stadtrand”, s.a. Sozialmonitoring der FHH) bei der Planung und Umsetzung der
Unterkiinfte Berlcksichtigung findet. Dies darf insbesondere nicht zu einer dauerhaft
Uberdurchschnittlichen Belegung in L+0+B fihren.

Ausgangssituation

In L+O+B wurden Uber die vergangenen Jahre zwischenzeitlich bis zu 7.322 Unterkunftsplatze fir
Gefllichtete errichtet. Davon in Erstaufnahmen (EA) bis zu 4.670 Platzen und in &ffentlich-rechtlichen
Folgeunterbringungen (6rU) bis zu 2.652 Platzen:

e EAin der Schnackenburgallee mit bis zu 1.920 Platzen
e EAim Rugenbarg (ehem. Max Bahr-Baumarkt) mit bis zu 1.620 Platzen

e EAim Blomkamp auf dem Geldnde der Graf Baudissin Kaserne (Turnhalle) mit bis zu 350
Platzen

e EA am Albert-Einstein-Ring mit bis zu 780 Platzen

e 6rU im Lise-Meitner-Park (Luruper Hauptstrasse 11) mit bis zu 912 Pldtzen
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e  OrU in der August-Kirch-StraBe mit bis zu 288 Platzen
e 0OrU im Kroonhorst mit bis zu 267 Platzen

e OrU in der SibeliusstralRe mit bis zu 232 Platzen

e 0rU im Holstenkamp mit bis zu 150 Platzen

e 0rU in der Griinewaldstralle mit bis zu 25 Platzen

e 0OrUim Blomkamp auf dem Geldnde der Graf Baudissin Kaserne (Baufeld B) mit bis zu 130
Platzen

e OrU in der Notkestral3e 25 mit bis zu 648 Platzen

Die FHH plant kurzfristig in L+O+B folgende weitere 1.572 Unterkunftsplatze fiir Gefliichtete zu
errichten:

o Erweiterung der 6rU in der August-Kirch-StraBe um 182 Platze (fast fertiggestellt)
o 6rU im Blomkamp auf dem Geldnde der Graf Baudissin Kaserne (Baufeld A) 690 Platze
e 0OrU im Grubenstieg auf dem Gelande der Graf Baudissin Kaserne (Baufeld C) 700 Platze

Die Stadtteile L+O+B tragen somit insgesamt einen wesentlichen Teil der Fllichtlingsunterbringung im
Bezirk Altona. Eine besonders starke Verdichtung an Unterbringungsplatzen besteht in Anbetracht der
verhaltnismaRig hohen Zahl an groRen Erstaufnahmeeinrichtungen zudem im Umkreis des Lise-
Meitner-Parks.

Damit befinden sich ca. 57% aller bereits errichteten oder kurzfristig geplanten Unterkiinfte des
Bezirks Altona im Gebiet L+O+B. Hingegen betrdgt die Einwohnerzahl dieser Stadtteile nur ca. 34 %
der Gesamteinwohnerzahl im Bezirk Altona.

Sogar innerhalb der 3 Stadteile von L+O+B gibt es eine starke Haufung in einem Radius von 2000 m
um das Landschaftsschutzgebiet Lise-Meitner-Park (Luruper Hauptstrasse 11). Hier befinden sich ca.
80% der oben aufgefiihrten Unterkiinfte.

Innerhalb eines Jahres wird die Zahl der Platze fiir Gefllichtete nach den MalRgaben dieses
Bilirgervertrages um mindestens 3.434 Platze reduziert.
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Nach einer Vermittlung durch die Regierungsfraktionen in der Hamburgischen Biirgerschaft
vereinbaren wir folgende Punkte:

1. Der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) verpflichtet sich, Schritt fir Schritt
die Erstaufnahme (EA) auf dem Gelande der Graf Baudissin Kaserne im Rahmen der an-
stehenden Reduzierung der Hallenunterkiinfte nicht mehr zu belegen. Bis zum
31.12.2016 soll die EA auf dem Geldnde der Graf Baudissin Kaserne vollstandig aufgege-
ben werden.

2. Der Senat der FHH verpflichtet sich, schrittweise die EA Rugenbarg im Rahmen der an-
stehenden Reduzierung der Hallenunterkiinfte nicht mehr zu belegen. Spatestens am
30.09.2016 wird diese EA vollstandig aufgelost.

3. Die Unterbringung von Fliichtlingen in der 6ffentlich-rechtlichen Unterbringung (6rU) im
Landschaftsschutzgebiet Lise-Meitner-Park in der Luruper HauptstraBe 11 wird auf eine
Kapazitat von insgesamt maximal 912 Platzen dimensioniert. Die Wohneinheiten sollen
auch Familien mit Kindern als Unterkunft dienen. Spatestens am 30.06.2017 wird — ohne
Prajudiz fir andere Fallgestaltungen — die Belegung mit Geflliichteten eine Unterbrin-
gungskapazitat von 456 nicht tGberschreiten. Bis zum 30.06.2018 wird sie auf 300 redu-
ziert. Fir die 6rU Lise-Meitner-Park (Luruper Hauptstralle 11) endet die Nutzung spates-
tens am 30.09.2020; gleichzeitig wird die 6rU des Lise-Meitner-Parks vollstandig zurtick-
gebaut. Soweit die Flache nicht in naher Zukunft fir die DESY-Erweiterung in Anspruch
genommen wird, wird sie als Landschaftsschutzgebiet wiederhergestellt.

4. Es wird auf die Verkehrsbehorde und Verkehrsbetreiber eingewirkt mit dem Ziel, dass
die Metrobuslinie 3 an der Haltestelle StadionstraRe halt.

5. Die Einhaltung der Nachtruhe ist wichtige Voraussetzung fir ein funktionierendes Zu-
sammenleben der Bewohnerinnen und Bewohner der Unterkunft im Lise-Meitner-Park
mit der umliegenden bestehenden Nachbarschaft. Gemeinsam mit dem Betreiber der
Unterkunft und den Bewohnerinnen und Bewohnern wird in Zusammenarbeit mit den
Anwohnerinnen und Anwohnern ein Liarmkonzept, das insbesondere Regelungen zur
Nachtruhe beinhaltet, erarbeitet und umgesetzt. Die Verantwortung fiir die Durchflh-
rung des Larmkonzeptes tragt prinzipiell die Unterbringungsleitung. Dies gilt auch an den
Wochenenden. Sollte es nicht gelingen, das Larmkonzept zufriedenstellend umzusetzen,
miuissen weitere Optionen geprift werden. Eine Option ist dabei die zeitweise Nutzung
eines Sicherheitsdienstes, um dauerhaft eine zufriedenstellende Situation herzustellen.
Die entsprechenden Schritte werden mit dem Quartiersbeirat abgestimmt werden.
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6. Die Unterbringung von Flichtlingen in der 6rU auf Baufeld A und B des Geldndes der
Graf Baudissin Kaserne, welche direkt sldlich an das statusniedrige Gebiet ,westlicher
Stadtrand” anschlieBt, wird auf maximal 442 Unterbringungspldtze dimensioniert. Hierzu
zdhlen die bereits existierenden 130 Unterbringungsplatze auf Baufeld B, sodass auf dem
Baufeld A maximal 312 weitere Unterkiinfte errichtet werden. Ziel ist es, die 3-Zimmer-
Wohnungen auf Baufeld A nach Méglichkeit mit durchschnittlich 6 Personen zu belegen.
Daflir werden auf Baufeld A die mittleren beiden Gebaudeblocke entfallen, um die
dadurch entstandene Flache fiir Freizeit- und Gemeinschaftsaktivitaten fir die Bewohner
der Baufelder A+B zu nutzen. Die Gestaltung dieser Flache erfolgt unter Beteiligung der
Anwohnerinnen und Anwohner. Darliber hinaus soll fortwdahrend eine Reduktion gemaf
Ziffer 2dd* des vorstehenden Antrages fiir Flichtlingsunterkiinfte gepriift werden und
wenn moglich erfolgen. Die Belegung der Unterkiinfte soll nach Mdoglichkeit auch mit
Familien erfolgen. Die Baufelder A und B werden in einer Einheit betrieben werden. Die
Nutzung dieser Unterkiinfte fir Geflliichtete endet spatestens am 31.12.2020. Die Anlage
wird nach Nutzungsende zurlickgebaut. Es werden Gemeinschaftsraume fiir die Gefliich-
teten zur Verfligung gestellt.

7. Weitere Unterkinfte fiir Gefllichtete werden auf dem Geldnde der Graf Baudissin Kaser-
ne bis Ende 2021 nicht errichtet. Eine neue Fliichtlingsunterkunft entsteht auf den Bau-
feldern A+B nicht. Ziel sollte langfristig eine Bebauung des Gelandes unter Beteiligung
der Anwohnerinnen und Anwohner mit einem regularen Bebauungsplanverfahren sein,
welche die soziale Situation im Stadtteil Osdorf langfristig verbessert.

8. Die Einhaltung der Nachtruhe ist wichtige Voraussetzung fiir ein funktionierendes Zu-
sammenleben der Bewohnerinnen und Bewohner der Unterkunft am Blomkamp mit der
umliegenden bestehenden Nachbarschaft. Gemeinsam mit dem Betreiber der Unter-
kunft und den Bewohnerinnen und Bewohnern wird in Zusammenarbeit mit den An-
wohnerinnen und Anwohnern ein Ldarmkonzept, das insbesondere Regelungen zur
Nachtruhe beinhaltet, erarbeitet und umgesetzt. Die Verantwortung fiir die Durchfih-
rung des Larmkonzeptes tragt prinzipiell die Unterbringungsleitung. Dies gilt auch an den
Wochenenden. Sollte es nicht gelingen, das Larmkonzept zufriedenstellend umzusetzen,
miissen weitere Optionen geprift werden. Eine Option ist dabei die zeitweise Nutzung
eines Sicherheitsdienstes, um dauerhaft eine zufriedenstellende Situation herzustellen.
Die entsprechenden Schritte werden mit dem Quartiersbeirat abgestimmt werden.

9. Die Unterbringung von Fliichtlingen in der NotkestralRe 25 wird auf eine Gesamtkapazitat
von maximal 650 Unterbringungsplatzen fiir Gefliichtete dimensioniert. Eine Reduktion
von Platzen fir Geflichtete gemaR Ziffer 2dd * des vorstehenden Antrages soll fortwah-
rend geprift werden und wenn moglich erfolgen. Die Nutzung der Unterkunft fiir Ge-
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10.

11.

12.

13.

14.

flichtete endet spatestens am 31.12.2020; gleichzeitig wird die Unterkunft zuriickge-
baut.

Der Senat plant einen Umbau der gut angenommenen EA Albert-Einstein-Ring zu einer
Folgeunterkunft. Dies ist zu begriRen, weil es sich hierbei um einen der wenigen Stand-
orte handelt, bei dem Birordume fiir die Fliichtlingsunterkunft genutzt werden. Es wird
angestrebt, auch die 6rU am Albert-Einstein-Ring zunachst mit dem Deutschen Roten
Kreuz weiter zu betreiben, um eine Kontinuitat in der Betreuung sicherzustellen. Die ge-
naue Grofle der 6rU Albert-Einstein-Ring ist erst nach einer genaueren Planung abseh-
bar. Ziel der Vertragsparteien ist es aber, eine qualitativ hochwertige 6rU zu entwickeln.
Als Mal3stab gilt dafiir die Flache pro Bewohner, die die Stadt vor der Fliichtlingskrise be-
reitgestellt hat. Ziel ist es, eine Flache von 15 — 20 gm2/Bewohner (iber die Wohn-und
Nutzflachen ohne Treppenhduser herzustellen. Hieraus ergibt sich dann eine Unterbrin-
gungsgrofie. Sie darf bis 30.06.2017 300 Personen und danach 450 Personen aber nicht
Uberschreiten. Wenn die 6rU am Lise-Meitner-Park aber schon vor dem 30.06.2017 auf
456 Platze verkleinert wird, darf die neue 6rU am Albert-Einstein-Ring schon vorher mit
bis zu 450 Menschen belegt werden.

Die 6rU in der August-Kirch-StraBe wird mit max. 470 Personen belegt. Die Nutzung der
Unterkunft fiir Gefllichtete endet, sobald dort Wohnungsbau entsteht. Die Unterbrin-
gung ist spatestens am 31.5.2020 auf 300 Platze zu verkleinern.

W-LAN

Am Blomkamp A+B, in der NotkestraBe, Albert-Einstein-Ring und am Lise-Meitner-Park
wird kurzfristig WLAN auf dem Geldande bereitgestellt mit Empfangsmoglichkeiten auch
in allen Wohn- und Schlafraumen, um Stérungen in der Nachbarschaft zu vermeiden.
Dies fordert auch die Mdglichkeiten, zahlreiche integrationsférdernde Angebote im Netz
in Anspruch zu nehmen.

Arbeits- und Gemeinschaftsraume

Es werden Wege gefunden, dass insbesondere am Blomkamp und am Lise-Meitner-Park
Raume zur Verfiigung gestellt werden, in denen die Menschen in Ruhe lernen und
arbeiten kdnnen. Es wird daflr Sorge getragen, dass Gemeinschaftsraume ganztagig
zuganglich sind, auch am Abend, auch am Wochenende.

Sicherheit

Es wird dafiir Sorge getragen, dass die zustdndigen Polizeistationen fir alle Unterkiinfte
in L+O+B eine ausreichende und einsatzfahige Polizeiprasenz vorhalten. Fir die
85



15.

16.

17.

Unterkiinfte stehen zustandige feste Ansprechpartner/innen, der DGOA (Dienstgruppe
flir operative Aufgaben) und BFS (Beamter im besonderen Fulistreifendienst), zur
Verfligung, von denen insbesondere die/der zustiandige BFS als namentlich bekannte/r
Ansprechpartner/in den Blrgerinnen und Blrgern zur Verfiigung steht.

Quartiersmanagement und Quartiersbeirat

Seit 2015 hat das Bezirksamt Altona einen Stadtteilmanager in Bahrenfeld eingesetzt,
der bei der Grof3stadtmission angesiedelt ist und als Ansprechpartner fir alle
Quartiersbelange fungiert. Die Stelle soll aus Mitteln des Quartiersfonds von 80% auf
100% aufgestockt und mindestens bis 2020 fortgeflihrt werden mit der Option auf
Verlangerung. Flichtlinge werden zur Mitarbeit eingeladen. Mit der BSW (Behorde fiir
Stadtentwicklung und Wohnen) wird geklart, ob dieses Stadtteilmanagement in die
Gebietsentwicklung fiir das RISE-Gebiet Osdorf und Lurup integriert werden kann.

Es wird ein Quartiersbeirat eingerichtet, an dem — neben Vertreterinnen und Vertretern
der Bezirkspolitik, ortlicher Institutionen, Vereinen und Verbanden, der
Quartiersmanagerinnen und-manager — auch die Biirgerinitiative LOB mit Sitz und
Stimme beteiligt wird. Ebenso sind Fllichtlings-Unterstitzerinitiativen und Geflichtete in
geeigneter Weise einzubeziehen. Es wird gepriift, wie die bisherige Arbeitsstruktur des
AK Bahrenfeld und der Trager des RISE-Gebietes Osdorf in diesen Beirat einbezogen
werden kann. Es werden mit dem Quartiersbeirat MaBnahmen der Stadtteilentwicklung
im Rahmen des Verfahrens abgestimmt, auch ist dort regelmaRig tber die Fortschritte
bei der Umsetzung von Mallnahmen aus diesem Biirgervertrag zu berichten. Der
Quartiersbeirat entscheidet u.a. Uber die Verwendung der Mittel des Verfligungsfonds.
Der Quartiersbeirat tagt vierteljahrlich.

Soziale Infrastruktur, offene Kinder- und Jugendarbeit

Der Senat der FHH erkennt insbesondere die Notwendigkeit der Starkung der sozialen
Infrastruktur in L+O+B an. Gleichzeitig werden Senat und Biirgerschaft mit dem Haushalt
2017/18 den Quartiersfonds deutlich aufstocken. Hier wird der Bezirk Altona unter
Einbeziehung seiner Gremien bis 30.04.2017 priifen, dass ein angemessener Anteil, der
sich an der Anzahl der Flichtlinge und weiterer Sozialindikatoren bemisst, dieser
Aufstockung in die Region L+O+B flieRt, um die soziale Infrastruktur vor Ort zu starken.
Der Quartiersbeirat kann hierfir Vorschldage machen. Es wird zudem bis 31.04.2017
geprift, ob der Verfigungsfonds des Quartiersbeirates erhoht werden kann. Das
Prifergebnis wird umgehend dem Quartiersbeirat mitgeteilt.

Schule und Kita
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18.

19.

Der Ausbau der Kinderbetreuung hat die neuen Bedarfe von Fliichtlingsfamilien wie
auch der anderen, neu nach L+0O+B ziehenden Familien zu bericksichtigen. Fir eine
erfolgreiche Integration von Kindern im Vorschulalter und deren Vorbereitung auf die
Schule ist es erforderlich, dass in den unmittelbar neben den Wohnunterkiinften
gelegenen Kitas eine stabilisierende Mischung der Kinder gewahrleistet wird.

Im Hinblick auf die Schulsituation soll Sorge dafiir getragen werden, dass insbesondere
die neuen Grundschiler/innen wohnortnah beschult werden, ohne die einzelnen
Schulen zu Uberfordern. Hierfiir macht die Schulbehérde dem Quartiersmanagement
unter Wahrung der bezirklichen Beteiligungsverfahren konkrete Vorschlage. Um die
Integration nachhaltig zu férdern, sind bei Bedarf bestehende Standorte zu erweitern
und Einrichtungen ,,nur fur Flichtlinge” zu vermeiden.

Gesundheit

Fir eine ausreichende medizinische Versorgung durch Haus-, Fach- und insbesondere
Kinderarzte in L+O+B soll Sorge getragen werden. Dies soll insbesondere durch eine
bessere Vernetzung wund Starkung der lokalen Gesundheitsversorgung und
Gesundheitsforderung geschehen. Um zu prifen, wie sich die medizinische
Versorgungslage darstellt und ob lokale Versorgungsengpdsse bestehen, wird z.B. in
einem Umkreis von drei Kilometern bei Hausdrzten bzw. vier Kilometern bei
Kinderarzten geprift, wie viele Einwohner auf einen Arzt kommen. Als Richtwert gilt
dabei, dass ein Hausarzt ca. 1700 und ein Kinderarzt ca. 2400 Einwohner versorgt.
Daneben werden Auslastung und ggf. zusatzliche Aufnahmekapazititen umliegender
Arztpraxen ermittelt. Bei festgestellten lokalen Versorgungsengpdssen kann — und muss
aus Sicht der Vertragsparteien — die KV Hamburg gemeinsam mit den Krankenkassen
lokale Sonderbedarfszulassungen aussprechen, Arztsitze aus anderen Stadtteilen
verlegen, die Eroffnung einer Zweigpraxis unterstiitzen und die Erweiterung der
Versorgungskapazitdt oder die personelle Aufstockung in vorhandenen Praxen finanziell
fordern — die zustdndigen Behdrden werden entsprechend darauf drangen, dass dies in
L+O+B auch geschieht. Die Stadt insgesamt wird diese Anstrengungen begleiten und
durch die Planung und Vermittlung geeigneter Praxisrdume unterstitzen.

Sport und Freizeit

Sportvereine leisten schon heute eine relevante Integrationsarbeit. Um die ortlichen
Sportvereine in ihrer wertvollen Integrationsarbeit zu starken, sie zu férdern und weiter
ausbauen zu koénnen, verpflichtet sich der Senat der FHH auch fir L+O+B im Rahmen der
hamburgweiten Sanierungs- und Investitionsoffensive fiir Sportanlagen den Aus- und Neubau
von Sportflichen/-hallen im Rahmen des Mdglichen voranzutreiben.
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Sofern vom Platzangebot mdglich, sind insbesondere am Lise-Meitner-Park und am Blomkamp
Sportmoglichkeiten (z.B. fiir Fulball, Basketball, Tischtennis etc.) in oder in der Ndhe der
Unterkinfte zu schaffen.

20. Berichtspflicht

Die Betreiber werden den Quartiersbeirat regelmalig und anlassbezogen im Rahmen der
datenschutzrechtlichen  Mdoglichkeiten Uber Belegungssituation und -planung
informieren, um die Einhaltung der in diesem Biirgervertrag getroffenen Regelungen
transparent zu machen.

Schlussbemerkung

Alle an diesem Biirgervertrag beteiligten Parteien vereinbaren eine faire, transparente und
nachhaltige Zusammenarbeit fur die gelingende Integration und das Gemeinwohl der Freien und
Hansestadt Hamburg. Sie vereinbaren, sich regelmaRig tiber den Fortgang bei der Umsetzung dieses
Vertrages auszutauschen und diesen im Fall eines akuten Bedarfs an Unterbringungsplatzen fir
Geflliichtete anzupassen. Sie verpflichten sich dazu, alle MaRnahmen zu unterlassen, die dem Geist,
der Programmatik und den inhaltlichen Regelungen dieses Birgervertrags widersprechen.
Nebenabreden sind nicht getroffen.

Es besteht Einigkeit, dass in L+O+B nur dann weitere Unterkiinfte errichtet werden, soweit sie den auf
Landesebene beschlossenen Vereinbarungen entsprechen. Die Parteien sind sich weiter darliber
einig, dass dies notwendig ist, um die stark Gberdurchschnittliche Belastung der drei Stadtteile zu
reduzieren. Kinftig sollen die Aspekte des Sozialmonitoring sowie Landschaftsschutz im Rahmen der
Abwdagung der Standorte stdrker Beachtung finden. Soweit sich der Zuzug gefllichteter Menschen
hamburgweit verringert, werden starker belastete Stadtteile — wie L+O+B — vorrangig entlastet
werden.

Die offentlichen Stellen verpflichten sich zur Umsetzung der sie betreffenden Verpflichtungen, die
Seite der Initiative zu deren vertrauensvollen Begleitung und Mitwirkung vor Ort. Hierzu gehort
insbesondere, Klagen gegen in diesem Biirgervertrag enthaltene Unterklinfte weder zu erheben noch
zu unterstitzen. Die Initiative wird ihren Beitrag leisten, einen Blirgerentscheid im Bezirk und einen
hamburgweiten Volksentscheid zu diesen Themen zu vermeiden.

Die Regelungen dieses Birgervertrages treten erst mit einer Gesamtverstandigung mit der
Volksinitiative ,Hamburg fiir gute Integration” mit verfahrensbeendigender Wirkung fiir das
Verfahren des Volksbegehrens in Kraft.

Dieser Birgervertrag ist begleitend zu den Verhandlungen fiir eine angestrebte landesweite
Verstandigung mit der Volksinitiative ,HGI“ entstanden. Er gilt gegeniber einer landesweiten
Verstandigung vorrangig. Soweit in einer landesweiten Verstiandigung Maligaben enthalten sind, die
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zu diesem Birgervertrag nicht im Widerspruch stehen, sollen diese auch bei der Weiterentwicklung

im Stadtteil bericksichtigt werden.

Fiir den Fall der Riicknahme des Birgerbegehrens ,Altona fir Gute Integration” tragt die FHH ihre
eigenen Kosten und alle etwaigen Gerichtskosten im Zusammenhang mit den wegen der
Nichtzulassung des Birgerbegehrens durch das Bezirksamt gefiihrten Verfahren, nicht jedoch die

eigenen Kosten der Initiatoren.
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Anlage 3 g Buirgervertrag Eimsbittel

Burgervertrag

Eimsbittel

Hamburg
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Praambel

Wir, die Vertrauensleute des Blirgerbegehrens ,Eimsbdttel fiir gute Integration”, und der Hamburger
Senat sowie das Bezirksamt Eimsbittel nehmen eine verantwortungsvolle Rolle in Bezug auf die nach
Hamburg gefliichteten Menschen ein und verstandigen uns — aufbauend auf bisherigen Beschliissen
von Senat, Fachbehorden, Bezirksamt und Bezirksversammlung und unter grundsatzlicher Wahrung
der Rechte und Zustindigkeiten von Senat, Birgerschaft und Bezirksversammlung — auf
nachfolgenden Blrgervertrag.

Die Bezirksversammlung Eimsbuttel hat mit ihren Beschliissen vom 17. Marz und 28. April 2016 (Drsn.
20-1413, 20-1529, 20-1534) auf Antrag der Koalition aus SPD und Griinen bereits wichtige Beschliisse
fur die Flichtlingsunterklnfte in Eidelstedt und im Bezirk Eimsbuttel gefasst, an die mit diesem
Blrgervertrag angeknipft wird.

Die Vertrauensleute haben mit der Anmeldung des Biirgerbegehrens ihren Forderungen nach einer
Durchsetzung der Ziele der Volksinitiative ,Hamburg fir gute Integration” auch fir den Bezirk
Eimsbittel Nachdruck verliehen, fast 3.000 Unterschriften wurden gesammelt. Mit diesem
Blrgervertrag soll ein Kompromiss der widerstreitenden Interessen versucht werden. Giiltigkeit
erreicht dieser Vertrag erst durch Aufnahme in den landesweiten Kompromiss mit der Volksinitiative
und einen entsprechenden Beschluss der Birgerschaft.

Die Freie und Hansestadt Hamburg, der Senat und das Bezirksamt erkennen den Integrationswillen
der Menschen in Eimsbittel ausdricklich an und begriiRen es, dass in dem Bezirk eine grolle
Bereitschaft und ein hohes Engagement fiir die Aufnahme von gefliichteten Menschen besteht und
sich Eimsbittel am Solidarprinzip bei der Bewaltigung von grofRen Herausforderungen beteiligt.
Gemeinsam mit vielen gerade in diesem Bezirk besonders in der Flichtlingshilfe engagierten
Blrgerinnen und Blrgern wollen Bezirk, Biirgerinitiative, Senat und Bezirksamt im Bezirk, aber auch
konkret in Eidelstedt, beispielhafte und erfolgsorientierte Integrationsprojekte beginnen. Unser
vorrangiges Ziel ist es, einen Beitrag dazu zu leisten, dass die Integration der nach Hamburg
geflliichteten Menschen auch im Bezirk Eimsbiittel und konkret auch in Eidelstedt zum Erfolg gefiihrt
wird.

Dabei sind sich die Unterzeichnenden bewusst, dass die Unterbringung einer groReren Zahl von
Flichtlingen im Rahmen von Folgeunterkiinften in Eidelstedt aufgrund der gegebenen Sozialstruktur
eine grolRe Herausforderung ist. Deshalb ist es das gemeinsame Verstandnis, dass die Unterbringungs-
und Integrationsplanung so auszugestalten ist, dass sie mit einer Starkung der (sozialen) Infrastruktur
einhergeht und der Stadtteil im Ubrigen gewinnt. Eine zusétzliche Hilfestellung erfolgt u. a. durch die
Ausweisung von Eidelstedt-Mitte als Gebiet des Rahmenprogramms Integrierte Stadtentwicklung
(RISE).

Schritt fur Schritt sollen die Flichtlinge mit langerfristiger Bleibeperspektive in reguldren Wohnraum
integriert werden. Die 6ffentlich-rechtlichen Folgeunterkiinfte sind nur als Zwischenschritt anzusehen
und unter MalRgabe der Verfligbarkeit von Wohnraum, der im Stadtteil geplanten
Wohnungsbauprojekte und des Unterbringungsbedarfs in Folgeunterkiinften gemaR den im Weiteren
festgeschriebenen Fristen zu reduzieren und aufzulésen.

Beide Seiten sind sich einig, dass eine erfolgreiche Integration ohne Bildung von Parallelgesellschaften
nur durch eine ausreichende soziale Mischung in bestehenden Nachbarschaften moglich ist. Des
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Weiteren sprechen sich alle an diesem Vertrag Beteiligten ausdrticklich fiir eine faire Verteilung aller
Flichtlinge Uber das gesamte Hamburger Stadtgebiet aus, um die derzeitigen und zuklnftigen
Herausforderungen der Fliichtlingsunterbringung und der Integration bewaltigen zu kénnen.

Ausgangssituation

GemalR Burgerschafts-Drucksache 21/1838 vom 03.11.2015 hat der Bezirk Eimsbilttel mit den
Standorten Duvenacker in Eidelstedt und Ellerbeker Weg in Schnelsen zwei Flachen benannt, auf
denen Wohnungen gebaut werden sollen, die zunachst als Flichtlingsunterkiinfte genutzt, d.h. mit
deutlich mehr Personen belegt werden als in regularen Wohnungen Ublich, und anschliefend in
Teilen, spatestens nach 15 Jahren, samtlich als reguldre Sozialwohnungen breiten Kreisen der
Bevolkerung zur Verfligung stehen werden. Es wurde geplant, am Duvenacker 120 Wohnungen im
Geschosswohnungsbau fiir ca. 600 und im Ellerbeker Weg 45 Wohnungen in Reihenhdusern fir ca.
225 Fliichtlinge zu bauen. AuRerdem plante der Bezirk Eimsbittel am Hérgensweg in Eidelstedt nahe
der AKN-Haltestelle Horgensweg ein Neubauquartier mit gleichen Laufzeiten und zunachst 600
Wohneinheiten fir eine Fliichtlingsunterkunft mit bis zu 3.000 Pl&tzen.

Im Zusammenhang mit den Vorhaben am Duvenacker und am Hoérgensweg wurden in Eidelstedt in
den vergangenen Monaten zahlreiche offentliche Informations- und Beteiligungsveranstaltungen
durchgefiihrt und Gesprdache mit der Birgerinitiative und den befassten Behorden gefiihrt. Bei den
Verhandlungen fir diese Eckpunkte konnte zur Frage der Gesamtdimension der neuen
Wohnquartiere (deren Entwicklung in der Planungshoheit des Bezirks liegt) und der o6ffentlich-
rechtlichen Unterbringung von Flichtlingen keine Einigkeit hergestellt werden. Da Uber Fragen des
Bauplanungsrechts ein solches Vertragswerk mit verbindlicher Wirkung nicht moglich ist, soll es im
Kern um Belegungs- und Infrastrukturparameter gehen. Denn es besteht der feste gemeinsame Wille
der Unterzeichnenden in Eimsbuttel, stabile Quartiere zu schaffen.

Die Mallnahme am Ellerbeker Weg ist nicht Teil dieser Vereinbarung, da eine kurzfristige Realisierung
unwahrscheinlich ist und sie im Ubrigen — sollte sie doch realisiert werden — mit den Parametern der
Volksinitiative und der Verstandigung hierzu nicht im Widerspruch steht.

Vor diesem Hintergrund verstandigen sich die Vertragspartner auf folgendes:

1. Alle Parteien sind sich einig, dass fiir eine ausgewogene und integrationsférdernde Verteilung
von Offentlich-rechtlicher Unterbringung fiir Fllichtlinge in Eimsbttel und dartiber hinaus zu sor-
gen ist. Die zustandigen Stellen werden entsprechend der Verstandigung mit der Volksinitiative
aufgefordert, einen Verteilungsschliissel fiir die Hamburger Bezirke und im zweiten Schritt fir
die Stadtteile zu erarbeiten, der zu einer im Rahmen der gegebenen Moglichkeiten moglichst
gleichmaligen Verteilung fuhrt.

2. Vor diesem Hintergrund sind flir notwendige neue bzw. alternative Standorte im Bezirk Eims-
bittel in erster Linie potentielle Flachen, Mdoglichkeiten der Nachverdichtung (Bauliicken, Dach-
ausbauten, Aufstockungen) und geeignete Gebaude im Kerngebiet, insbesondere in den Stadttei-
len Eimsbiittel, Hoheluft-West und Rotherbaum entweder fir ORU oder im Rahmen des reguli-
ren Sozialwohnungsbaus (von dem auch bleibeberechtigte Zuwanderer profitieren sollen) zu
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priifen, da diese im bezirklichen Vergleich bislang den geringsten Beitrag zur Unterbringung von
Flichtlingen geleistet haben. In diesen Prifprozess werden im Rahmen transparenter Befassun-
gen in den Gremien der Bezirksversammlung die aktuellen Beteiligungsprozesse vor Ort und
hamburgweit mit einflieBen, insbesondere das FindingPlaces-Projekt der HafenCity Universitat.
Auch Nachverdichtungs- und Belegungspotentiale bei SAGA GWG missen in diesen Priifprozess
mit einflieen. Der unter Ziffer 1 genannte Verteilungsschlissel ist bei dieser Standortsuche und
Standortprifung zu beachten. Die Planungshoheit des Bezirksamtes und die Zustdandigkeiten der
bezirklichen Gremien bleiben unberihrt.

Uber die beiden Fliichtlingsunterbringungen am Hoérgensweg und Duvenacker hinaus soll es un-
ter Berlicksichtigung der Stadtteilgerechtigkeit bis zum Reduzierungszeitpunkt 2019 (siehe Ziff.
7/8) keine weiteren neuen Planungen und Standorte der Fliichtlingsunterbringung in Eidelstedt
geben. Fiir neue Planungen sind — vgl. Ziff. 1 und 2 — jetzt andere Stadtteile am Zug. Im Ubrigen
sind die Parameter aus der Verstindigung mit der Volksinitiative auch fir Eidelstedt sowie der
Verteilungsschllssel nach Ziff. 1 zu beachten. Die Planungshoheit des Bezirksamtes und die Zu-
standigkeiten der bezirklichen Gremien bleiben unberiihrt.

Die Belegung der Wohnungen fiir die Unterbringung von Fliichtlingen am Horgensweg und am
Duvenacker hat mit Haushalten mit Bleibeperspektive grundsatzlich gemaf BAMF/BMI-
Definition und moglichst bereits erfolgter bzw. eingeleiteter Integration in den ersten Arbeits-
markt zu erfolgen. Der Anteil von Menschen, die in Familien, also in Haushalten mit mindestens
einem Kind, leben, soll bei den Unterkiinften wesentlich Giber dem Anteil von Familien in der Ge-
samtzahl der Flichtlinge in Hamburg liegen. Die Unterbringung in rdumlich abgeschlossenen
Wohnungen bringt fiir Familien im Vergleich zu Alleinstehenden wesentlich gréRere Vorteile fir
ihre Lebenssituation mit sich. Die deutliche Anndherung an reguldres Wohnen verbessert die In-
tegrationsvoraussetzungen fiir die einzelnen Familienmitglieder, und familidre Strukturen wiede-
rum unterstltzen die Stabilitat des Sozialraums.

Die Wohnungen, die am Hoérgensweg von Beginn an als reguldarer Wohnraum entstehen und
diejenigen, die im weiteren Verlauf in regularen Wohnraum umgewandelt werden, sollen als
geforderte  Wohnungen entweder an berechtigte Haushalte vergeben werden oder als
freifinanzierte Wohnungen an alle Haushalte. Den Gedanken des bewadhrten Drittelmixes

aufgreifend, wird rund ein Drittel der Wohnungen o6ffentlich gefordert realisiert. Rund ein
weiteres Drittel wird ebenfalls im Rahmen der sozialen Wohnungsbauforderung zum Teil als
Seniorenwohnungen nach dem Hamburgischen Wohn- und Betreuungsqualitatsgesetz und als

Wohnungen fir Auszubildende und Studierende umgesetzt. Rund ein weiteres Drittel der

Wohnungen wird, im Einvernehmen mit dem Eigentiimer, dem Wohnungsmarkt frei finanziert
zur Verfligung gestellt.

Durch diese Mischung werden von vorne herein stabile Bewohnerstrukturen entstehen kdnnen.
Der Eigentiimer/Vermieter hat selbst ein elementares, auch wirtschaftliches Interesse daran, und
wird im Rahmen des Vermietungsgeschafts auch sicherstellen, dass stabile Bewohnerstrukturen
entstehen. Die oOffentlichen Stellen werden das Wohnungsunternehmen bei seiner
(privatwirtschaftlichen und dem direkten Einfluss der Stadt entzogenen) Vermietungspraxis
entsprechend begleiten und unterstiitzen. Inwieweit dariiber hinaus eine_Eigentumsbildung
moglich ist, wird mit der Eigentiimerseite abgeklart. Fir ein optimales, stadtteilvertragliches
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Belegungsmanagement ist eine enge Kooperation von fewa/PGH mit den umliegenden
bestandshaltenden Wohnungsunternehmen — auch der SAGA GWG — anzustreben.

Die Sicherstellung aller notwendigen Larmschutz- und Schadstoffemissionsstandards hinsicht-

lich der Lage der Quartiere am Horgensweg an der Bundesautobahn 23 und am Duvenacker an
der Bundesautobahn 7 ist verbindlich und rechtssicher zu gewahrleisten, die entsprechenden
Besorgnisse der Biirgerinitiativen sind ernst zu nehmen. Ein Nachweis zur Einhaltung des Immis-
sionsschutzes wird im Bebauungsplanverfahren und im Baugenehmigungsverfahren gefiihrt. Die
daflir notwendigen Gutachten sind noch in Bearbeitung und werden nach Fertigstellung dieser
Gutachten unverziglich veroffentlicht. Der erreichte Bearbeitungsstand bei der Begutachtung ist
bereits zum Zeitpunkt der Genehmigungserteilung fiir die ORUs und damit vor Vorweggenehmi-
gungsreife der Bebauungsplane transparent zu machen. Als ein Prifszenario ist fir die Beurtei-
lung der Immissionen unabhangig von der Realisierungswahrscheinlichkeit ein Ausbau der Auto-
bahn um zwei Spuren anzunehmen. Sofern notwendig, ist jeweils ein Konzept zur Einhaltung der
Larmschutzstandards zu erarbeiten, das MaBnahmen aufzeigt, wie die Einhaltung der Immissi-
onsschutzstandards sichergestellt werden kann. Dieses Konzept wird entsprechend umgesetzt. In
jedem Fall wird ein moglichst weites Abriicken der Baukorper von der Autobahn gepruft. Erklar-
tes Ziel der Vertragspartner ist es, fir den entstehenden Wohnraum in jeder Hinsicht gesunde
Wohnverhiltnisse im Sinne der Gelingensvoraussetzungen fiir eine stabile soziale Mischung zu
erreichen. Auch im Hinblick auf diese Ziffer bleibt die Planungshoheit des Bezirks unberiihrt.

Im Plangebiet Eidelstedt 74 (Horgensweg) werden anfangs 350 Wohnungen fiir die dringliche
Unterbringung von Fllichtlingen genehmigt, gleich im Standard des sozialen Wohnungsbaus ge-

baut und dabei eine_maximale durchschnittliche Belegungsdichte von vier Personen pro
Wohneinheit genehmigungsrechtlich zu Grunde gelegt.

Durch die schnelle Durchfiihrung des Bebauungsplanverfahrens wird eine zligige
Vorweggenehmigungsreife erreicht, sodass — aufgrund des Verfahrensstandes und unter
Beachtung der auf Landesebene mit der Volksinitiative verabredeten Szenarien sowie auf Basis
einer standortbezogenen aktualisierten Bedarfsermittlung — schon bei Bezugsfertigkeit im
Einvernehmen mit dem Eigentiimer eine Reduzierung des ORU-Anteils auf die Hilfte, konkret rd.
175 Wohneinheiten vorgenommen wird. Bei der angepeilten 4er Belegung werden dann am

Horgensweg rd. 700 Fliichtlinge im Rahmen des ZKF-Szenarios bzw. rd. 600 Fliichtlinge im

Rahmen des BMF/Volksinitiative-Szenarios unter Beriicksichtigung der Kapazitdtsentwicklung
(vgl. Schlussbemerkung, Satz 3) untergebracht.

Die anderen 175 Wohnungen werden in erster Linie als geférderte Wohnungen fiir Senioren,
Auszubildende und Studentierende ausgefiihrt.

Bis zum 31.12.2019 wird im Einvernehmen mit der Eigentiimerseite ein zweiter Reduzierungs-

schritt umgesetzt, sodass fiir die 6ffentliche Unterbringung von Fliichtlingen verbindlich nur

noch rd. 75 Wohnungen fiir 300 Pldtze zur Verfligung stehen und somit mindestens weitere 100

Wohnungen an Haushalte mit einem reguldaren Mietvertrag vergeben sein werden. Dieses be-
deutet im Ergebnis gegeniliber den urspriinglichen Planungen mit 3.000 Platzen ein_mehr als

deutliches Entgegenkommen von 2.700 Pldtzen und eine schrittweise Umsetzung der Zielset-
zung der Volksinitiative. Mit diesem Vorgehen wird die Zielsetzung unterstiitzt, moglichst

schnell moglichst viele Wohneinheiten dem allgemeinen Wohnungsmarkt zuzufiihren.
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10.

11.

Im Plangebiet Eidelstedt 75 (Duvenacker) werden anfangs hochstens 105 Wohnungen fiir die

Unterbringung von Flichtlingen genehmigt und eine_maximale durchschnittliche Belegungs-
dichte von vier Personen pro Wohneinheit realisiert. Die Anzahl der Tiefgaragen wird auf eine

Nutzung aller Wohnungen als regularer Wohnraum ausgerichtet; eine ausreichende Stellplatzan-
zahl ist sicherzustellen.

Bereits spatestens Ende 2019 wird ein einvernehmlicher Reduzierungsschritt umgesetzt, sodass
fiir die 6ffentliche Unterbringung von Fliichtlingen verbindlich nur noch 75 Wohnungen fir
maximal 300 Plitze fir ORU genutzt werden und somit 30 Wohnungen an Haushalte mit einem

regularen Mietvertrag vergeben sein werden. Auch an diesem Standort werden damit die Ziele
der Volksinitiative sehr zeithah umgesetzt.

Ab 2020 stehen die 300 Platze fir die offentlich-rechtliche Unterbringung fiir Fliichtlinge
zundachst bis zum 30.06.2023 zur Verfiigung. Spatestens dann soll ein weiter

Reduzierungsschritt _auf 160 ORU-Plitze erfolgt sein. Neben den dafiir vorgesehenen

Wohneinheiten soll dann rund ein Drittel der 105 Wohnungen des Quartiers frei finanziert
vermietet sein, die weiteren als geférderte Wohnungen.

Am Horgensweg stehen ab 01.01.2020 die 300 Platze fir die 6ffentlich-rechtliche Unterbringung
(ORU) fiir Fliichtlinge und am Duvenacker ab 01.07.2023 die 160 Plitze bis zum Ablauf von 15
Jahren nach Erstbezug der ORU zur Verfiigung, wobei bei entsprechend niedrigem Bedarf auch
bereits vorher fir einzelne Wohnungen oder Baublécke Umwandlungen vorgenommen werden
kdénnen, indem regulare Mietvertrage abgeschlossen werden. Nach den 15 Jahren stehen samtli-
che Wohnungen entweder als 6ffentlich geférderte oder als freifinanzierte Wohnungen gem.
Drs. 21/1838 dauerhaft dem reguldren Wohnungsmarkt zur Verfigung.

In den laufenden Bebauungsplanverfahren Eidelstedt 74 und 75 wird eine ausfiihrliche Biirger-
beteiligung mit Workshopverfahren durchgefiihrt; auerdem gibt es die formellen Beteiligungs-
instrumente. Die Ergebnisse sind dem Stadtplanungsausschuss regelmafig vorzustellen. Das Be-
bauungsplanverfahren ist nicht Teil dieses Blirgervertrages und darf es auch nicht sein. Gleich-
wohl ist die Birgerinitiative in das Verfahren in geeigneter Weise einzubeziehen. Im Sinne der
Gebietsvertraglichkeit soll die Anzahl der Wohneinheiten in der angepeilten Spanne von 800 bis
1.000 Wohneinheiten am unteren Ende der Spanne gehalten werden. Die Birgerinitiative hat
schon jetzt erklart, der voraussichtlichen Gesamtdimension des Planverfahrens nicht zuzustim-
men.

Verbunden mit dem Ziel einer erfolgreichen Integration (Sprache, Arbeit, Selbstdndigkeit und
Teilhabe) wird das Quartier Hérgensweg von dem wesentlichen Bestandshalter FeWa, der Be-
zirksverwaltung und den zustdndigen Behdrden in besonderem MaRe als Sozialraum begleitet,
indem von Beginn an die bestehende soziale Infrastruktur am Bedarf ausgerichtet ausgebaut

und entsprechende neue Angebote geschaffen werden (z. B. Nahversorgung, Schulen, Kitas, Be-

ratungsstellen, Sportangebote, Moglichkeiten der Begegnung — u. a. durch entsprechende Frei-
raumgestaltung und Bereitstellung von Raumlichkeiten). Dabei sind gemalR der Birgerschafts-
Drucksache 21/2550 insbesondere auch ein Quartiersmanagement und eine Beteiligungsstruk-

tur flr die ortsansassige Bevolkerung und die neuen Bewohnerinnen und Bewohner (siehe Ziff.
13. und 14.) vorzusehen. Das libergreifende Ziel des Ausbaus der sozialen Infrastruktur ist es,
dass neben der nachhaltigen Entwicklung neuer stabiler Quartiere die bestehenden Sozialrdume
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13.

14.

15.

insgesamt gewinnen und eine splirbare strukturelle Starkung erfahren.

Die zusatzlichen bezirklichen Mittel zur sozialen Flankierung der Fliichtlingsunterbringung (z. B.
aus dem Quartiersfonds) sind besonders nach Eidelstedt zu lenken. Die in diesem Vertrag
benannten sozial-infrastrukturellen MaRnahmen sind zeitgerecht zum Bezug der ORU bzw. der
Wohnungen umzusetzen und entsprechend des tatsdchlichen Bedarfs zu entwickeln. Bei der
Mittelvergabe ist sicherzustellen, dass die Mittel auch tatsachlich fiir IntegrationsmaRnahmen
verwendet werden und nicht Gberwiegend fiir Overhead oder dgl. genutzt werden.

Die neuen Wohnquartiere am Hoérgensweg und am Duvenacker sind Bestandteil des RISE For-
dergebiets Eidelstedt-Mitte, das im Marz 2016 festgelegt wurde und unabhangig von der Anzahl
der untergebrachten Fliichtlinge entwickelt wird. Die weitere Gebietsentwicklung in Eidelstedt-

Mitte wird das Bezirksamt Eimsbittel unter Beteiligung der Biirgerinnen und Biirger gestalten.
RISE bietet dafiir zahlreiche Moglichkeiten wie die Einrichtung eines Stadtteilblros als Anlaufstel-
le im Quartier, die Beauftragung eines Quartiersmanagers als Ansprechpartner und die Einrich-
tung eines Verfligungsfonds zur unbliirokratischen Forderung kleinerer Manahmen. Die Ent-
wicklung der neuen Wohnquartiere wird unterstiitzt und die Integration ihrer neuen Bewohne-
rinnen und Bewohner mit den bereits ansassigen Eidelstedterinnen und Eidelstedtern gefordert
werden. Die Behdrde fiir Stadtentwicklung und Wohnen wird gebeten zu prifen, ob die bereits
festgelegte Gebietsabgrenzung um den Bereich der Wohnanlage KAIFU Nordland im Astweg und
und den Bereich zwischen Reemstiickenkamp und der Wohnanlage in der Spanischen Furt / Graf-
Johann-Weg erweitert werden kann.

Wesentlicher Bestandteil dieses Verfahrens der Stadtteilentwicklung ist die Bewohnerbeteili-
gung. Hierzu wird u. a. auch ein Quartiersbeirat eingerichtet, an dem — neben anderen Vertre-
tern ortlicher Institutionen, Vereinen und Verbdanden — auch die Biirgerinitiative mit Sitz und
Stimme beteiligt wird. Ebenso werden mogliche andere Fliichtlings-Unterstitzerinitiativen eben-
so wie Gefllichtete in geeigneter Weise einbezogen. Die bestehenden Beirate fiir Eidelstedt-Nord
und Eidelstedt-Ost werden stabilisiert und weiterentwickelt. Im Zusammenhang mit der Beteili-
gung sollen auch angemessene neue Formen der Partizipation mit den Bewohnerinnen und Be-
wohnern der Unterkiinfte sowie der anderen Neubauten ausprobiert und bei Erfolg etabliert
werden. Hierbei sind auch Beteiligungsangebote speziell fir Kinder und Jugendliche zu beriick-
sichtigen. Mit den Beiraten sind MaRRnahmen der Stadtteilentwicklung im Rahmen des Verfah-
rens abzustimmen, auch ist dort regelmalig lber die Fortschritte bei der Umsetzung von MaR-
nahmen aus diesem Blirgervertrag zu berichten. Die Beirdte entscheiden u. a. lGber die Verwen-
dung der Mittel aus den Verfligungsfonds fir Eidelstedt-Mitte, Eidelstedt-Ost und Eidelstedt-
Nord. Ziel ist es, die Entwicklung im gesamten RISE-Gebiet Eidelstedt-Mitte positiv zu beeinflus-
sen. Hierzu sollen private und 6ffentliche Investitionen angeregt und umgesetzt werden.

Der Bezirk wird ein Quartiersmanagement einsetzen, das die Griindung des Quartiersbeirats be-

gleitet, sich fortan eng mit ihm abstimmt und Erfahrungen in der Stadtteilentwicklung und der
Integrationsarbeit sowie moglichst gute Ortskenntnisse hat. Die Mittel zur Finanzierung des
Quartiersmanagements werden seitens der BSW und- soweit erforderlich — aus entsprechenden

Mitteln aus dem Quartiersfonds zur Verfligung gestellt.

Bei der Planung, Realisierung und Belegung der Wohnungen am Hoérgensweg und Duvenacker
wird berticksichtigt, dass im Rahmen von gemischter Belegung Chancen und Moglichkeiten zur
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Integration in normalen Wohnraum bestehen. Um den Ubergang von der Unterkunft in reguldren
Wohnraum flexibel gewahrleisten zu kénnen, ist hierfiir vom Betreiber der Fliichtlingsunterbrin-
gungen fordern und wohnen (f&w) in Zusammenarbeit mit dem Bezirksamt und den Eigenti-
mern ein geeignetes Konzept zu entwickeln. Durch ein gezieltes Belegungsmanagement beglei-
tend zur ORU-Nutzung werden f&w, PGH, SAGA GWG und das Bezirksamt Eimsbiittel alle An-
strengungen unternehmen, um eine stadtteilvertragliche, kleinteilige Durchmischung zu erlan-

gen, hiertiber wird im Quartiersbeirat regelmaRig berichtet.

Im Hinblick auf die Schulsituation soll Sorge dafiir getragen werden, dass insbesondere die neu-
en Kinder im Grundschulalter wohnortnah beschult werden, ohne die einzelnen Schulen zu
Uberfordern. Die Moglichkeit der eingeschrankten Schulwahl von Fliichtlingskindern ist dabei ggf.
zu nutzen, um Uberforderungen einzelner Schulstandorte zu vermeiden. Gleichzeitig ist zu prii-
fen, wie die Schulstandorte Max-Trager-Schule und Schule Rungwisch besonders unterstitzt und
qualifiziert werden kénnen. Im Rahmen der Schulentwicklungsplanung ist dabei neben der aus-
reichenden Versorgung mit Raumen, Lehrkrdften und Sozialpddagogen im normalen Schulbe-
trieb auch die Betreuung im Bereich der Vorschule und im Ganztagsbereich von Bedeutung. Hier-
flr macht die Schulbehoérde unter Wahrung der bezirklichen Beteiligungsverfahren konkrete Vor-
schldge. Darliber hinaus wird gepriift, auf welche Weise bestehende oder geplante nachbar-
schaftliche Angebote an den Schulen (wie z. B. das Elterncafé an der Schule Rungwisch oder Pa-
tenschaftsprojekte) unterstiitzt werden kénnen.

Der Ausbau der Kinderbetreuung im Rahmen der Gegebenheiten des Kita-Gutscheinsystems hat
die neuen Bedarfe von Flichtlingsfamilien wie auch der anderen, neu nach Eidelstedt ziehenden
Familien zu bericksichtigen. Flr eine erfolgreiche Integration von Kindern im Vorschulalter und
deren Vorbereitung auf die Schule ist es erforderlich, dass in den unmittelbar neben den
Wohnunterkiinften gelegenen Kitas eine stabilisierende Mischung der Kinder gewahrleistet wird.

Die Polizei wird insbesondere in der Anfangszeit eine sichtbare, verstarkte Prasenz in und um die
Wohnunterkiinfte am Horgensweg und am Duvenacker gewahrleisten und bei Bedarf eine ortli-
che Ansprechbarkeit organisieren. Die MaRRnahmen sind im Quartiersbeirat vorzustellen. Ein po-
lizeilicher Vertreter wird weiterhin den Quartiersbeirdten als dauerhafter Ansprechpartner zur
Verfligung stehen, um ggf. kurzfristig Nachjustierungen im Sicherheitskonzept fir die Unterkinf-
te thematisieren zu kdnnen. Bedingt durch den Bevoélkerungszuwachs durch die Wohnunterkiinf-
te soll dem PK 27 Schritt fiir Schritt und lageangepasst eine dauerhafte zusatzliche Personalkapa-
zitat zugewiesen werden, die insbesondere eine starkere polizeiliche Prasenz (gemessen z. B. in
Personalstunden Prasenz) ermdglicht. In dieser Phase ist insbesondere sicherzustellen, dass frei-
werdende Stellen am PK 27 unverziiglich nachbesetzt werden. Weitere lageangepasste personel-
le Verstarkungen des PK 27 prifen Polizei und Innenbehorde regelméaRig entlang der Bevélke-
rungs- und Lageentwicklung.

Die medizinische Versorgungslage im Stadtteil Eidelstedt ist laut Kassenarztlicher Vereinigung
Hamburgs (KVH) zufriedenstellend. Die Wahrnehmung vieler Biirgerinnen und Biirger ist jedoch
gerade bei Kinderarzten und einigen Facharztbereichen eine andere; aus Sicht der Initiative ist
die medizinische Versorgungslage im Stadtteil Eidelstedt nicht zufriedenstellend. Bei vielen an-
sassigen Arzten gibt es zurzeit einen Aufnahmestopp. Mit der Realisierung der geplanten Neu-
bauvorhaben in Eidelstedt ist die Versorgungslage grundsatzlich zu Giberpriifen. Bei festgestellten
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19.

20.

lokalen Versorgungsengpdssen muss aus Sicht der Vertragsparteien die KVH gemeinsam mit den
Krankenkassen lokale Sonderbedarfszulassungen aussprechen, Arztsitze aus anderen Stadtteilen
verlegen, die Eroffnung einer Zweigpraxis unterstiitzen und die Erweiterung der Versorgungska-
pazitit oder die personelle Aufstockung in vorhandenen Praxen finanziell férdern. Uber den
Sachstand ist im zentralen Beirat zu berichten. Zur Gewahrleistung einer ausreichenden Versor-
gung des bestehenden und des neu entstehenden Bedarfs an Allgemeinmedizinerinnen und -
medizienern und Kinderarztinnen und -drzten sollen die neu geschaffenen Moglichkeiten im
Rahmen der , Landeskonferenz Versorgung” genutzt werden.

In den Bereichen der offenen Kinder- und Jugendarbeit sowie der_Familienférderung werden

sich durch die neuen Wohngebiete in Eidelstedt veranderte Bedarfe entwickeln. In Abstimmung
mit den bezirklichen Gremien sind die vorhandenen Einrichtungen zu starken und ggf. auszubau-
en. Hierfir stellt die FHH notwendige Mittel zur Verfiigung und werden vom Bezirk Mittel aus
dem daftir gemaR Drs. 21/2550 aufgestockten Quartiersfonds verwendet. Die standortnahe Ju-
gendarbeit wird weiterentwickelt. Speziell zur Einbeziehung der weiblichen Kinder und Jugendli-
chen missen besondere MalRnahmen ausgearbeitet werden. Fir den Bereich Hérgensweg sind
konkret die rdumliche Erweiterung des Jugendclubs sowie die Einrichtung eines Kinder- und Fa-
milienzentrums (Kifaz) in der neu entstehenden Quartiersmitte zu prifen. Fiir den Bereich Du-
venacker soll die Erweiterung geeigneter Angebote fir Kinder und Jugendliche im ReeWie-Haus
und anderen Orten im Quartier angestrebt werden. Die Neukonzeptionierung der Kinder- und
Jugendarbeit firr die Bereiche Horgensweg und Duvenacker wird in den entsprechenden Quar-
tiersbeirdten vorgestellt. Die Zustdandigkeit des Jugendhilfeausschusses bleibt unberiihrt.

Im Bereich Kultur und Begegnung sollen vor allem die Nachbarschaftshdauser Wichmannhaus,
ReeWie-Haus und das Eidelstedter Blirgerhaus gestarkt und weiterentwickelt werden. Am Hor-
gensweg soll unter Einbeziehung der Flache, auf der sich derzeit das Wichmannhaus befindet,
eine neue Quartiersmitte fiir Eidelstedt-Nord auf beiden Seiten vom Horgensweg entstehen, die
eine strukturelle Verbindung zwischen der neuen Siedlung und der vorhandenen Wohnbebau-
ung ermoglicht. Dort soll u. a. ein erweitertes Nachbarschaftshaus fiir Kultur, Bildung und Be-
gegnung realisiert werden, in dem auch ein flexibel nutzbarer und teilbarer Multifunktions- und
Veranstaltungssaal integriert ist. In dem Haus sollen Angebote fiir die Nachbarschaft insgesamt,
aber auch fir spezielle Zielgruppen (wie z. B. Senioren oder bezogen auf Herkunftslander) statt-
finden. Die FHH und der Bezirk stellen die Finanzierung des laufenden Betriebs (notfalls mit Mit-
teln des aufgestockten Quartiersfonds bezirkliche Stadtteilarbeit) sicher. Der Verein Siptitzvilla
e.V. ist bei der Projektentwicklung zu beriicksichtigen. Die derzeit noch auf der Flache vorhande-
nen Gebdude des ehemaligen Gartnereibetriebs sind bis zum Beginn der Neubebauung an dieser
Stelle zu erhalten. Dort sollen Zwischennutzungen ermdglicht werden. In den fir die Wohnun-
terkunft (1. Bauabschnitt) vorgesehenen Gemeinschaftsraumen sollen soziale Angebote durch-
gefiihrt werden, die sich an alle Bewohnerinnen und Bewohner des Quartiers und des Umfelds
richten. AuRerdem sollen f&w und andere auch spezielle Angebote fiir Gefllichtete in der neuen
Quartiersmitte durchfiihren. Die Angebote im ReeWie-Haus sollen sich insbesondere bezogen
auf die neue Wohnbevolkerung am Duvenacker erweitern. Hierzu missen der Betrieb des Hau-
ses abgesichert und die Prasenzzeiten ggf. erweitert werden. Das Eidelstedter Blirgerhaus ist ein
Schllsselprojekt fur die Stadtteilentwicklung in Eidelstedt. Die bauliche Sanierung und Optimie-
rung des Gebaudes ist dabei ein wesentlicher Bestandteil. Gleichzeitig soll jedoch der Betrieb des
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22.

23.

24,

Hauses abgesichert und das Angebotsspektrum nach Moglichkeit noch einmal erweitert werden.
Der Bezirk stellt die Finanzierung der konzeptionellen Neuausrichtung des Hauses sicher. In bei-
den Wohnunterkiinften bzw. in den Nachbarschaftshdausern und dem Eidelstedter Blirgerhaus
sollen Kultur- und Bildungsangebote durchgefiihrt werden, bei denen auch der Spracherwerb ei-
ne Rolle spielt.

Qualifizierung, Ausbildung, Fortbildung und Arbeit sind ein wesentlicher Baustein fiir erfolgrei-
che Integration und Teilhabe, dies gilt gleichermalen fiir Gefliichtete wie auch fiir Einheimische.

Die zustdndigen Behorden werden in Abstimmung mit dem Gebietsentwickler fir das RISE-
Gebiet und den bezirklichen Gremien alle Anstrengungen unternehmen, auch in Eidelstedt die
Moglichkeiten von Aus- und Fortbildung sowie Qualifizierung zu starken. Die Moglichkeiten des
W.L.R.-Projektes oder eines vergleichbaren Angebotes sind auch in Eidelstedt zu nutzen. Dabei
sind die vorhandenen Netzwerke zum Ubergang Schule in Ausbildung oder das Berufsleben im
Stadtteil zu bericksichtigen.

Der Bevolkerungszuwachs soll in die Planungen fiir den offentlichen Nahverkehr einbezogen
werden. Die geplante Verlangerung der S 21 bis Kaltenkirchen wird durch Taktung und verlanger-
te Zige fur Entlastung sorgen kénnen. In diesem Zusammenhang soll auch die Realisierung und
Offnung der S-Bahn Haltestelle Schnelsen-Siid / Julius-Leber-Schule gepriift werden. Auch wenn
der Abstand zwischen den Haltestellen sehr kurz ware, wiirde diese Haltestelle die Anbindung
des Schnelsener Siidens und der Schule erheblich verbessern. Darliber hinaus wird die Prifung
alternativer Busrouten entsprechend der Nachfrageentwicklung erwartet, die einerseits die
Staus auf der Holsteiner Chaussee umgehen und andererseits die Wohngebiete nicht zusétzlich
mit Busverkehr belasten. Im Bereich der Bahnhaltestelle Horgensweg ist perspektivisch eine
StadtRad-Station wiinschenswert. Dariiber hinaus ware zu priifen, ob die Schaffung einer Ful3-
wege- und Fahrradverbindung zwischen Eidelstedt und Schnelsen entlang der Bahn mit Hilfe ei-
nes Tunnelausbaus unterhalb der Autobahn langfristig wirtschaftlich realistisch sein kann.

Der dicht besiedelte Teil von Eidelstedt wird im Osten von der BAB 7, im Norden von der BAB 23
und im Westen von den Bahntrassen begrenzt. Zerschnitten wird der Stadtteil durch die Tangen-
te Kieler StraRe/Holsteiner Chaussee. Mit der geplanten Bebauung Horgensweg und Duvenacker
werden weitere 9,1 ha zum groéRten Teil versiegelt. Dagegen ist die Flache der Naherholungsge-
biete in Eidelstedt nicht erweitert worden, obwohl bereits vor Jahren ein Defizit festgestellt wur-
de. Als AusgleichsmaBnahme fiir die Bebauungen Horgensweg und Duvenacker (Landschafts-
schutzgebiet) werden auch ortsnahe MaRnahmen vorgenommen; z. B. sind MaRnahmen im Hin-
blick auf die Herstellung von Parkanlagen und Wegeverbindungen aus dem Griinordnungsplan
zum B-Plan Eidelstedt 31 zu priifen. Konkrete Malnahmen sind im Rahmen des Bebauungsplan-
bzw. des Baugenehmigungsverfahrens zu priifen und verbindlich umzusetzen; auch insoweit
bleibt die Planungshoheit des Bezirks unberiihrt. Der Zuwachs an Grundsteuereinnahmen durch
die Bebauung des Landschaftsschutzgebietes am Duvenacker soll gemals des Programms ,Natur-
Cent” flir MaRnahmen des Natur- und Landschaftsschutzes eingesetzt werden —auch und gerade
in Eidelstedt.

Der Senat der FHH erkennt die besondere Notwendigkeit von Sport und Bewegung fiir die In-
tegrationsarbeit an und verpflichtet sich, auch fiir Eidelstedt im Rahmen der hamburgweiten Sa-

nierungs- und Investitionsoffensive fir Sportanlagen den Aus- und Neubau von Sportflachen und
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-hallen im Rahmen des Moglichen voranzutreiben und die 6rtlichen Sportvereine in ihrer wert-
vollen Integrationsarbeit zu starken. Gegenstand der Priifung sind in Abstimmung mit den bezirk-
lichen Gremien u. a. die folgenden MalRnahmen:

d. Neubau einer Dreifeld-Halle am Standort Niekampsweg, in der ggf. auch andere Nutzer (wie
z. B. ein Zirkusprojekt oder die Kita LohkampstralRe) Hallenzeiten erhalten konnen.

e. Erweiterung der Sport- und Bewegungsmaoglichkeiten am Sportplatz Steinwiesenweg.

f.  Herstellung von Spiel- und Bewegungsmoglichkeiten im Bereich der Freiflachen am Hor-
gensweg und Duvenacker; Prifung der Forderung von betreuten Angeboten auf den Fla-
chen.

Schlusshemerkung

Alle an diesem Biirgervertrag beteiligten Parteien vereinbaren eine faire, transparente und
nachhaltige Zusammenarbeit fir die gelingende Integration und das Gemeinwohl der Freien und
Hansestadt Hamburg. Sie vereinbaren, sich regelmalig Giber den Fortgang bei der Umsetzung dieses
Vertrages auszutauschen und diesen im Bedarfsfall neuen Gegebenheiten anzupassen.

Zur Begleitung der Kapazitdtsbeurteilung (siehe Ziff. 6) wird vereinbart, dass sich die
Fraktionsvorsitzenden der Regierungsfraktionen mit den Vertrauensleuten der Volksinitiative auf
Basis eines Vorschlags des ZKF nach Anhorung der ortlichen Initiative abstimmen.

Soweit zur Umsetzung des Blirgervertrages im Einzelfall Beschliisse der Bezirksversammlung bzw.
anderer bezirklicher Gremien erforderlich sind, werden die Unterzeichner auf eine entsprechende
Beschlussfassung hinwirken. Die stadtischen Stellen werden einmal jahrlich in den zustdndigen
bezirklichen Gremien lber den Umsetzungsstand dieses Vertrages berichten.

Die offentlichen Stellen verpflichten sich zur erfolgreichen Umsetzung der sie betreffenden
Malnahmen, die Seite der Initiative zur bestmoglichen Begleitung und Mitwirkung vor Ort. Hierzu
gehort insbesondere, vertragsgerechtes Handeln der unterzeichnenden Parteien vorausgesetzt,
Klagen gegen die in diesem Biirgervertrag enthaltene Unterkiinfte durch die Birgerinitiative weder zu
erheben noch zu unterstiitzen.

Teil dieses Birgervertrags ist, dass die FHH die anfallenden Gerichtskosten fiir die in Anspruch
genommenen Rechtsmittel gegen den Unzuldssigkeitsbescheid zum Bilirgerbegehren vollumfanglich
tragt. Dies gilt sowohl fiir das Widerspruchs- als auch fiir das Eilverfahren.

Mit Zustandekommen dieses Biirgervertrages, das unter dem Vorbehalt der Gesamteinigung mit der
Volksinitiative steht, werden die drei Vertrauensleute das bezirkliche Blirgerbegehren , Eimsblittel fir
gute Integration” zuriicknehmen.

Dieser Birgervertrag ist begleitend zu den Verhandlungen fiir eine angestrebte landesweite
Verstandigung mit der Volksinitiative ,,Hamburg fir gute Integration” entstanden; er gilt gegeniiber
einer landesweiten Verstandigung vorrangig. Soweit in einer landesweiten Verstandigung Maligaben
enthalten sind, die zu diesem Biirgervertrag nicht im Widerspruch stehen, sollen diese auch bei der
Weiterentwicklung in Eimsbuttel/Eidelstedt berlicksichtigt werden.
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Anlage 3 h Biirgervertrag Rissen

Burgervertrag

Rissen

Freie und Hansestadt Hamburg
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Praambel

Wir, die Blrgerinitiative ,VIN Rissen, Vorrang fir Integration und Nachhaltigkeit” (VIN) und der
Hamburger Senat sowie das Bezirksamt Altona nehmen eine verantwortungsvolle Rolle in Bezug auf
die nach Hamburg gefliichteten Menschen ein und verstindigen uns — aufbauend auf bisherigen
Beschlissen von Senat, Fachbehorden, Bezirksamt und Bezirksversammlung und unter
grundsatzlicher Wahrung der Rechte und Zustdndigkeiten von Senat, Birgerschaft und
Bezirksversammlung - auf nachfolgenden, auch politisch gemaR Drs. 21/4991 fir alle Seiten
verbindlichen Blrgervertrag.

Anlass ist eine stadtische Planung fiir eine Fllchtlingsunterkunft mit der Perspektive Wohnen auf dem
sogenannten Gelande "Suurheid" im Geltungsbereich des am 31. Marz 2014 in Kraft getretenen
Bebauungsplan Rissen 45/Silldorf 22 (HambGVBI. v. 11. April 2014, S. 129). Der Bebauungsplan war
das Ergebnis eines mehr als 10jahrigen Planungsverfahrens. Er sah und sieht Wohnungsbau fir
Familien, vorrangig in Form von Einfamilienhdusern (etwa 130 Wohneinheiten in Reihen-, Ketten- und
Doppelhdusern) sowie zur Erganzung der Einfamilienhausstruktur geeigneten Geschosswohnungsbau
(etwa 100 Wohneinheiten) im Osten des Plangebietes vor. Erklartes Ziel des Bebauungsplans ist die
Schaffung ,Gartenbezogenen Wohnens mit Griinqualitat”.

Die ErschlieBung des Wohngebietes richtet sich nach Ziffer 5.8 der B-Plan-Begriindung.

Das Gelande "Suurheid" wurde vom Bezirk Altona als Flaiche im Rahmen des Senatsprogramms
,Flichtlingsunterkinfte mit der Perspektive Wohnen” (Senatsdrucksache 1960/2015 vom 5. Oktober
2015 und Mitteilung des Senats an die Birgerschaft vom 3. November 2015 - Biirgerschafts-
Drucksache 21/1838) benannt. Dieses Programm hat die langfristige Ansiedlung von Fllichtlingen mit
guter Bleibeperspektive zum Gegenstand. Die Bezirksversammlung Altona hat daraufhin, auf Antrag
der Fraktionen von SPD und Griinen, einen Beschluss vom 18. November 2015 (Drs. 20-1789E) zur
Umsetzung des Senatsprogramms im Bezirk Altona gefasst — mit der Zielrichtung, auf Basis des
geltenden Bebauungsplanes im Befreiungswege ein ,,Mehr” an Wohneinheiten zu erreichen. Auch
wenn im Hinblick auf den Umfang dieses ,Mehr” zwischen den Beteiligten noch keine Einigkeit
hergestellt werden konnte, besteht Konsens, dass Wohnraum, insbesondere fiir Familien entstehen
soll und zwar sowohl fir Fluchtlinge als auch fir ,Einheimische”. Die Planungshoheit des Bezirks
bleibt unberiihrt.

Die Freie und Hansestadt Hamburg, der Senat und das Bezirksamt erkennen den Integrationswillen
der Menschen in Rissen ausdriicklich an und begriiRen es, dass der Stadtteil mit seinen vielen
engagierten Blrgerinnen und Blirgern insbesondere auch im Rahmen des Moderationsverfahrens
,Burger-Dialog Altona — Wohnraum fiir Gefliichtete” viele Vorschldge und Angebote zur Aufnahme
und Integration von Flichtlingen gemacht hat. Ebenso sind hier die Rissener Runde/
Arbeitskreis Integration, der Rissener Sportverein, der Rissener Birgerverein, Fliichtlingsinitiativen,
die Johannes-Kirchengemeinde in Rissen hervorzuheben, die sich von Beginn an in diesen Prozess
eingebracht haben. Die Rissenerinnen und Rissener haben sich so am Solidarprinzip bei der
Bewadltigung von grofRen Herausforderungen beteiligt. Gemeinsam wollen Stadtteil, Biirgerinitiative,
Rissener Runde, Senat und Bezirksamt-Altona mit dem ,Internationalen Quartier” ein beispielhaftes
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und erfolgsorientiertes Integrationsprojekt in Rissen aufsetzen. Unser vorrangiges Ziel ist es, die
Integration der nach Hamburg gefliichteten Menschen zum Erfolg zu fihren.

Schritt fiir Schritt sollen die Fliichtlinge mit langerfristiger Bleibeperspektive in normalen Wohnraum
integriert werden. Die Wohnbebauung und als Teil dieser, die 6ffentlich-rechtliche Folgeunterkunft an
der Suurheid, sind so geplant, dass von Anfang an Wohneinheiten fir Einheimische vorgesehen sind,
so dass die Integration von Beginn an geplant wurde. Die Wohneinheiten, die anfanglich im Rahmen
von offentlich-rechtlicher Unterbringung (ORU) fiir Fliichtlinge vorgesehen sind, sind gemaR den im
Weiteren festgeschriebenen Fristen zu reduzieren und aufzulésen und sollen Schritt fir Schritt
spatestens bis 2032 in den allgemeinen Wohnungsmarkt tUberfiihrt werden. Alle Beteiligte sind sich
einig, dass eine erfolgreiche Integration ohne Bildung von Parallelgesellschaften nur durch eine
ausreichende Durchmischung in bestehenden Nachbarschaften moglich ist. Des Weiteren sprechen
sich alle an diesem Vertrag Beteiligten ausdriicklich fiur eine faire Verteilung aller Fliichtlinge tber das
gesamte Hamburger Stadtgebiet aus und werden sich dafiir einsetzen. Dies dient dem Ziel, die
derzeitige und zukiinftige Fllichtlingsunterbringung und die damit einhergehende Integration zu
bewaltigen.

Ausgangssituation

In Rissen existiert, wie in anderen Stadtteilen des Bezirks auch, bislang keine Fliichtlingsunterkunft,
weder Erst- noch o6ffentlich-rechtliche Folgeunterbringung. Im Nachbarstadtteil Silldorf besteht
unmittelbar angrenzend seit rund 20 Jahren eine 6ffentlich-rechtliche Folgeunterkunft (Sieverstiicken
[+1l), in der maximal 750 Menschen untergebracht werden kénnen. Die Folgeunterkunft in
Sieverstiicken wird als Teil des Sozialraums in die Gesamtbetrachtung mit einbezogen.

Urspriinglich geplant war nunmehr die Errichtung einer groReren Flichtlingsunterkunft mit der
Perspektive Wohnen (Folgeunterkunft) in Rissen auf der Wohnbauflache im Bereich Suurheid /
Marschweg / Sieverstiicken (,,Suurheid”).

Der Standort Suurheid besteht aus einer circa 7,2 ha groRen Konversionsfliche im Eigentum der
Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben (BIMA) — die ehemals vom Technischen Hilfswerk genutzt
wurde — sowie aus einer stadteigenen Flache von rund 1,5 ha, auf der die ehemaligen
Schwesternwohnhduser des Krankenhauses Rissen standen.

Nach Abstimmung der Bezirksversammlung Altona mit der Behdrde fir Stadtentwicklung und
Wohnen bzw. dem Senat sollten im Quartier Suurheid 600 Wohneinheiten entstehen: 400 sollten fir
Gefliichtete sowie 200 weitere im frei finanzierten Wohnungsbau, gegebenenfalls auch geforderte
Eigentumswohnungen nach dem Programm fir junge Familien erbaut werden. Es wurde bei diesen
Uberlegungen von einer Bebaubarkeit von bis zu ca. 45.000 gm BGF ausgegangen, das entspricht
etwa 34.000 gm Wohnflache. Bei 1.000 Gefliichteten und 15 gm pro Gefliichtetem waren nach
diesem Vorschlag somit ca. 15.000 gm Wohnflache zur Verfligung gestellt worden.

Die Beteiligten sind sich einig, dass eine abschlieRende Anzahl der Wohneinheiten und der maximal
moglichen BGF entwurfsabhdngig im weiteren formellen Verfahren, unter Bericksichtigung der
Malgaben dieses Birgervertrages sowie unter Beachtung der Planungshoheit des Bezirks zu
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ermitteln ist. Der Stadtteilbeirat ist in geeigneter Weise und im Rahmen der rechtlichen
Moglichkeiten dazu anzuhoren. In der Bezirksversammlung und ihren Ausschiissen sind hierzu
verschiedene Antrage anhadngig, die bis zu einer weiteren Konkretisierung des Vorhabens und der
Gesprache vor Ort zurlickgestellt wurden.

Die Planungen fir Wohnungsbau auf der stadteigenen Teilflache sind mit 143 WE (zu bauen durch
SAGA GWG) demgegeniiber bereits weit gediehen und entsprechend der auf Landesebene
diskutierten Kapazitatsszenarien zur Flichtlingsunterbringung auch kapazitatsrelevant. Der Verkauf
der BIMA Flache ist noch nicht vollzogen; die Planungen sind diesbeziiglich noch nicht abgeschlossen.

Die Gesamtdimension der verschiedenen Vorhaben ist mit VIN Rissen als einem Trager des Altonaer
Blrgerbegehrens , Altona fiir gute Integration!” parallel zur landesweiten Volksinitiative streitig. Nicht
alle Vorhaben sind Gegenstand von Biirgerbegehren und Volksinitiative, teilweise sind sie Gegenstand
der bezirklichen Planungshoheit.

Durch Mitzeichnung der Bezirksamtsleiterin und durch den entsprechenden Biirgerschaftsbeschluss
ergibt sich auch fir die Initiative die Sicherheit, dass die im Vertrag enthaltenen MaRgaben sowohl
bezirklich, als auch landespolitisch verbindlich eingehalten werden.

Nach einer Vermittlung durch die Regierungsfraktionen in der Biirgerschaft
vereinbaren wir folgende Punkte:

1. Die Parteien sind sich einig, dass fiir eine ausgewogene Verteilung von 6ffentlicher Unter-
bringung fiir Flichtlinge in Altona und darlber hinaus zu sorgen ist. Die zustandigen Stellen
werden entsprechend der Verstdandigung mit der Volksinitiative aufgefordert, einen integra-
tionsforderlichen und gerechten Verteilungsschliissel fiir die Hamburger Bezirke und im
zweiten Schritt fir die Stadtteile zu erarbeiten, der zu einer im Rahmen der gegebenen Mog-
lichkeiten und unter Berlicksichtigung von Sozialraumen moglichst gleichmaRigen Verteilung
fihrt.

2. Vor diesem Hintergrund sind fiir notwendige bzw. alternative Standorte im Bezirk Altona in
erster Linie potentielle Flachen, Mdglichkeiten der Nachverdichtung (Baullicken, Dachaus-
bauten, Aufstockungen) und geeignete Gebadude in Altona zu priifen, die im bezirklichen Ver-
gleich bislang den geringsten Beitrag zur Unterbringung geleistet haben. In den Prifungspro-
zess werden im Rahmen transparenter Befassungen in den Gremien der Bezirksversammlung
die aktuellen Beteiligungsprozesse vor Ort und hamburgweit mit einflieBen. Auch Nachver-
dichtungs- und Belegungspotentiale bei der SAGA GWG sollen in diesen Priifprozess mit ein-
bezogen werden.

3. Ca. drei Monate vor dem Monat der Bezugsfertigkeit des Drittels der als ORU zu nutzenden
Gebdude im Baufeld F (Bauabschnitt 1) erfolgen im Hinblick auf die Erstbelegung eine aktua-
lisierte Betrachtung der tatsachlichen Bedarfssituation und darauf basierend eine einmalige
Festlegung der maximalen Obergrenze der &ffentlich-rechtlichen Unterbringung (ORU) fiir
Fliichtlinge an dem Standort "Suurheid". Danach gibt es keine Neubewertung, auch wenn

sich die Belegung verzogert oder in Schritten erfolgt.
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Hierzu wird in einem ersten Schritt das zutreffende Zugangsszenario auf Basis der
Zugangszahl an Flichtlingen mit Unterbringungsbedarf ermittelt (ZKF-Szenario oder HGI-
Szenario - siehe weiter unten).

Im Fall des Eintretens des ZKF-Szenarios wird die Obergrenze der offentlich-rechtlichen
Unterbringung (ORU) fiir Fliichtlinge am Standort "Suurheid" auf insgesamt bis zu maximal
500 Platze festgesetzt.

Im Fall des Eintretens des BMF-Szenarios (Bundesministerium fiir Finanzen) der Volksinitiative
wird zusatzlich geprift, ob es eine Abweichung des durch die FHH prognostizierten
Gesamtbestands an ORU-Plitzen fiir die kommenden 12 Monate ab der Fertigstellung der
Baumallname zur gemeinsam verabschiedeten aktualisierten Planung Stand Mai 2016 gibt.
Die Planung Stand Mai 2016 wird bis zur Fertigstellung der BaumalRname vom ZKF
aktualisiert. Der Abgleich findet im Rahmen des vereinbarten Monitoring der Blirgervertrage
statt (s. Schlussbemerkung). Wenn sich daraus zu diesem Zeitpunkt gegenliber dem
geplanten Bestand an ORU-Plitzen eine relevante Abweichung ergibt, wird diese
Bestandsabweichung auf die noch nicht in Betrieb befindlichen "Perspektive Wohnen"
Standorte bis zu der jeweiligen Maximalgrenze des ZKF-Szenarios verteilt (in diesem Fall
maximal 500). Dabei wird die Stadtteilgerechtigkeit hinsichtlich des in der Verstandigung mit
der Volksinitiative enthaltenen Verteilungsschliissels berticksichtigt.

Wenn der zuséatzliche Bedarf nicht gegeben ist, dann wird die Erstbelegung an diesem
Standort auf maximal bis zu 400 Plitze fiir ORU von Fliichtlingen festgesetzt. Mit diesem
Vorgehen wird die Zielsetzung unterstitzt, moglichst schnell moglichst viele Wohneinheiten

dem allgemeinen Wohnungsmarkt zuzufihren.
Der Fliichtlingszugang wird wie folgt ermittelt:

Die Zahl umfasst alle Flichtlinge mit Unterbringungsbedarf in Hamburg und zwar auf der
Basis der Zuweisung nach EASY und die darin nicht enthaltenen Zuginge (z.B.
Familiennachzug oder Volljahrigkeit unbegleiteter Minderjahriger).

Die im Rahmen der Verhandlung zur Volksinitiative ,Hamburg fir gute Integration”
abgestimmten Zugangsprognosen betragen flir das ZKF-Szenario 21,7 Tausend und fir das
BMF-Szenario der Volksinitiative 15,2 Tausend. Aus Verfahrensgriinden wurde vereinbart,
dass das ZKF-Szenario ab 18 Tausend und bis 35 Tausend pro Jahr greift, und das BMF-
Szenario der Volksinitiative unter 18 Tausend.

Die Ermittlung des tatsachlichen Fliichtlingszugangs erfolgt als Jahreswert iber die gleitende
Summe der letzten 12 Monate vor dem Monat der Festlegung.

Aufgrund des Planungsfortschritts sind zunachst die auf der Flache der ehemaligen Schwes-
ternwohnhéduser durch SAGA GWG zu bauenden 143 Wohneinheiten zu betrachten (Bauab-
schnitt 1). Nach dem Modell der Fliichtlingsunterkinfte mit der Perspektive Wohnen sollen —

im Rahmen von gemischter Belegung, anndhernd im Drittelmix (1/3 Sozialwohnungen, 1/3
frei finanzierte Mietwohnungen, 1/3 Eigentum) - hierbei unter anderem auch Wohneinheiten
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fur Flichtlinge zunachst in ORU (in den Sozialwohnungen) mit vorgesehen werden. Die Sozi-
alwohnungen sollen eine 30jahrige Bindung erhalten.

Inwieweit Eigentumswohnungen Teil dieses Bauabschnitts sind oder werden, wird im weite-
ren Verfahren zu klaren sein; dieser Anteil kann alternativ als frei finanzierte Mietwohnungen
errichtet werden. Die Kapazitaten aus Ziffer 3 sind gleichmaRig auf Bauabschnitt 1+2 zu ver-
teilen. Zur Wahrung der Durchmischung diirfen auf der Flache des Bauabschnitts 1 zu keiner
Zeit mehr als 300 Fliichtlinge untergebracht werden. Schrittweise wird eine mit dem Eigen-
tiimer einvernehmliche Reduzierung der Wohneinheiten fir Fliichtlinge vorgenommen. Die
zunichst als ORU genutzten Wohneinheiten werden in den allgemeinen Wohnungsmarkt
Uberfiihrt. Es besteht Einigkeit darin, schnellstméglich eine Gleichverteilung der ORU-Anteile
auf den beiden Bauabschnitten herzustellen.

Die Planungen fiir den Wohnungsbau auf der BIMA Flache (Bauabschnitt 2) sind im engen

Dialog mit den Biirgerinnen und Biirgern vor Ort weiter zu fiihren. Hier sollen im bewdhrten
Drittelmix Wohneinheiten fiir den allgemeinen Wohnungsmarkt (1/3 Sozialwohnungen {da-
von 66,6% im 1. und 33,3% im 2. Férderweg}, 1/3 frei finanzierte Mietwohnungen, 1/3 Eigen-
tum) entstehen. Es besteht Einigkeit, dass — im Rahmen der rechtlichen Moglichkeiten und
unter Beachtung der Grundziige der Planung und der urspriinglichen Intentionen des Plan-
gebers Befreiungsmaoglichkeiten von den Festsetzungen des bestehenden B-Plans — genutzt
werden kdnnen, um mehr Wohneinheiten und Baumasse zu realisieren. Inwieweit die vom
Bezirksamt in Aussicht genommene Befreiungsmaglichkeit den rechtlichen Rahmen wahrt
oder einen unzuldssigen Planersatz darstellt, ist nicht Gegenstand des in der Schlussbemer-
kung enthaltenen Klagverzichts. Hilfsweise bliebe es dem Plangeber unbenommen, ein Ver-
fahren zur Plandanderung durchzufiihren. Hinsichtlich der Bauweise sind verschiedene Haus-
typen angedacht, eine Mischung aus Geschosswohnungen, aber in erheblichem Umfang auch
Reihenhduser, um Familien in Rissen eine Perspektive zu geben. Die Biirgerinitiative wird ins-
besondere Uber den Stadtteilbeirat an dem weiteren Verfahren beteiligt. Im Rahmen einer
guten Belegungsmischung (auch zwischen den Bauabschnitten 1 und 2) wird eine Unterbrin-
gung von Fliichtlingen im Rahmen von ORU auch in diesem Bauabschnitt angestrebt, die
Schritt flr Schritt zu reduzieren ist. Zu den Kapazitaten siehe Ziffer 3.

Soweit Fliichtlinge im Rahmen von ORU nach dem Muster Perspektive Wohnen geméR Ziffer
1 und 2 ein Zuhause in Rissen finden sollen, ist — mit Blick auf den gemeinsamen Sozialraum
mit der ORU Sieversstiicken/Siilldorf — zu gewahrleisten, dass die Gesamtkapazitit im Be-
reich des Neubauquartiers Suurheid zum Belegungsbeginn im Zeitfenster 2017/2018 500
Fliichtlinge (im Rahmen des ZKF-Szenarios) bzw. 400 Fliichtlinge (im Rahmen des
BMF/Volksinitiative-Szenarios unter Beriicksichtigung der Kapazitdtsentwicklung, vgl. hier-

zu Schlussbemerkung) nicht iberschreitet. Die Wohnungen sind im ersten Schritt nach Fer-

tigstellung mit ca. 4 bis 5 Menschen zu belegen. Ein erster, mit der Eigentiimerseite einver-
nehmlicher Reduzierungsschritt muss verbindlich bis 31.12.2019 dazu fiihren, dass nur noch

300 Fliichtlinge in 6ffentlicher Unterbringung im Bereich Suurheid untergebracht sind. Mit

diesem Vorgehen wird die Zielsetzung unterstiitzt, moglichst schnell moglichst viele
Wohneinheiten dem allgemeinen Wohnungsmarkt zuzufiihren. Im  Sozialraum
Suurheid/Sieversstiicken waren damit in der ersten Phase maximal 1.244 Flichtlinge unter-
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gebracht (ZKF-Szenario) bzw. maximal 1.144 (BMF/Volksinitiativen-Szenario). Ab 31.12.2019
wire die Zahl bei maximal 1.044. Am Ende der Nutzungszeit der ORU Sieversstiicken |, spa-
testens fuinf Jahre nach Bezugsfertigkeit einer ORU am Suurheid, ist die Einrichtung Sievers-
stlicken | zuriickzubauen, um ggf. Platz fiir weitere Wohnungsbaupotentiale auch an dieser
Stelle zu schaffen; hiernach waren noch maximal 744 Fliichtlinge in Sieversstiicken 2 bzw. in
der ORU Suurheid untergebracht. Fiir die ORU Suurheid gilt die allgemeine MaRgabe der Re-
duzierung bis hin zum Ende des Pachtvertrages mit dem ORU-Betreiber nach 15 Jahren. Spi-
testens nach 15 Jahren stehen samtliche Wohnungen entweder als 6ffentlich-geforderte o-
der als freifinanzierte Wohnungen gemaR Drs. 21/1838 dauerhaft dem normalen Woh-
nungsmarkt zur Verfiigung. Im Ubrigen gelten die allgemeinen Regelungen der Verstindi-
gung mit der Volksinitiative auf Landesebene.

Die offentlich-rechtliche Unterbringung erfolgt an dem Standort Suurheid/Sieversstiicken
ausschlieBlich fiir Fliichtlinge. Die Belegung der Fliichtlings-Wohneinheiten im Rahmen von
ORU soll, wie dargelegt, gemischt erfolgen. Die Wohnungen sind ausschlieBlich mit Fliichtlin-
gen mit guter Bleiberechtsperspektive grundsatzlich nach MaRgabe der Definitionen von
BAMF/BMI zu belegen, die vorrangig aus Gemeinschaftsunterkiinften des Bezirks Altona, op-
timaler Weise aus Sieverstiicken, kommen sollen. Angestrebt werden soll eine Mischung aus
Familien (mindestens 60%) und Einzelpersonen, die ein gutes Funktionieren des Quartiers
gewabhrleisten. Entsprechend der Verstindigung auf Landesebene wird der Betrieb der ORU
im Rahmen von Perspektive Wohnen bzw. von sozialen Einrichtungen am Standort im Rah-
men von rechtskonformen Vergabeverfahren extern ausgeschrieben, um auch anerkannten
Hilfsorganisationen die Moglichkeit zu geben, sich hierauf zu bewerben. Bei der Vergabe des
Betreibers ist der Stadtteilbeirat einzubeziehen.

Die hier getroffenen Vereinbarungen zu Bebauung, Nutzung und Belegung von denjenigen
Gebauden, die - voriibergehend - als ORU genutzt werden, gehen in einen 6ffentlich-
rechtlichen Vertrag ein, der zwischen dem Bezirksamt und dem Bauherr und dem Betreiber
abgeschlossen wird. Darliber sichern die Vertreter der Landespolitik und Behorden zu, dafiir
Sorge zu tragen, dass die Regelungen vom Betreiber eingehalten werden.

Das Quartier Suurheid soll tGber ausreichend Gemeinschaftsrdumlichkeiten / Mehrzweck-
raume verfligen, damit die Integration geférdert werden kann und Begegnungen von Alt-
und Neubdrgerinnen vor Ort stattfinden kann. Anzudenken sind auch ein Willkommens-Café,
eine offene Fahrradwerkstatt im Quartier und die Einrichtung von Patenschaften zwischen
Einheimischen und Fliichtlingen. In den AuRRenanlagen sind ausreichend Spiel- bzw. Bolzplat-
ze vorzusehen. Von Beginn der Quartiersplanungen an sollen zudem die Wegeverbindungen
innerhalb des Quartiers und dariiber hinaus in den Stadtteil hinein in besonderer Weise mit-
bedacht werden und z.B. auch durch Schilder, Hinweise und sprachunabhéangige Plane darge-
stellt werden. Somit kann die neue Siedlung in den Stadtteil ge6ffnet werden.

Der Bezirk hat in Absprache mit dem Stadtteil bis zum ersatzlosen Riickbau von Sieverstiicken
| ein Stadtteilmanagement fiir den gesamten Stadtteil samt neu geplantem Viertel an der
Suurheid ausgewahlt und zwar ,ProQuartier”. Wo der genaue o6rtliche Standort des Stadt-

teilmanagements sein soll, ist noch im weiteren Prozess zu klaren. Der bzw. die Stadtteilma-
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10.

11.

nager/in wird ab der zweiten Jahreshalfte 2016 insbesondere die Bedurfnisse zur Planung
von Angebotsstrukturen sowie die Beratung und Begleitung von Ehrenamtlichen vornehmen,
den Stadtteil informieren, den kulturellen Austausch ermdéglichen, Gremien begleiten und als
Moderator/in zwischen unterschiedlichen Interessen vermittelt [s. geplante Aufgaben aus
der Ausschreibung]. Im Rahmen des Stadtteilmanagements soll zudem auch die Bewohner-
beteiligung sichergestellt werden.

Hierzu wird u.a. ein Stadtteilbeirat eingerichtet, an dem die Biirgerinitiative mafRgeblich mit
Sitz und Stimme sowie andere Vertreter ortlicher Institutionen, Vereine und Verbande (z.B.
Arbeitskreis Integration der Rissener Runde (Blrgerverein, Rissener Sportverein, Johannes-
Kirchengemeinde)und andere Fllichtlings-Initiativen) beteiligt wird. Ebenso sind Gefliichtete
in geeigneter Weise einzubeziehen. Mit dem Stadtteilbeirat sind MaBnahmen der Stadtteil-
entwicklung im Rahmen des Verfahrens abzustimmen.

Das Bezirksamt wird regelmaRig (halbjahrlich) an die Bezirksversammlung und den Stadtteil-
beirat Uber die Fortschritte bei der Umsetzung von MaRnahmen aus diesem Birgervertrag
schriftlich berichten. Der Bericht hat insbesondere auch zu folgenden Punkten Angaben zu
enthalten:

Stand der Beplanung und Bebauung des Standorts Suurheid
- erteilte Genehmigungen und Befreiungen

- Stand der VerkehrserschlieBung und der diesbeziiglichen (auch vorbereitenden) Planun-
gen und MalRnahmen

- Stand der Belegung von Sieverstilicken und Suurheid

Der Stadtteilbeirat hat das Recht, Empfehlungen an die jeweils zustindigen Stellen im
Hinblick auf die hier behandelten Fragestellungen zu richten. Es besteht Einigkeit, dass er im
Rahmen von B-Plan-Verfahren stellungnahmeberechtigt ist. Er soll im Rahmen der rechtlichen
Moglichkeiten Uber wesentliche Genehmigungsverfahren das Plangebiet und die
VerkehrserschlieRung betreffend informiert werden.

Im Hinblick auf die Schulsituation soll Sorge dafiir getragen werden, dass insbesondere die
neuen Grundschilerlnnen wohnortnah beschult werden, ohne die einzelnen Schulen zu
Uberfordern. Insbesondere die Mdéglichkeit der eingeschrankten Schulwahl von Fliichtlings-
kindern ist zu nutzen, um Uberforderungen einzelner Schulstandorte zu vermeiden. Hierfiir
macht die Schulbehérde dem Stadtteilbeirat unter Wahrung der bezirklichen Beteiligungsver-
fahren konkrete Vorschlage.
Damit die Stadtteilschule (STS) die Internationalen Vorbereitungsklassen (IVK) und zukiinftige
Schiller auf dem Geldnde des Campus Rissen beschulen kann, ist der Neubau der STS Rissen
dem zukinftigen Bedarf bis zur Inbetriebnahme des Quartiers Suurheid anzupassen. Erweite-
rungsbauten sind durch Aufstockungen oder ggfs. auf der Potentialflache Eibenkamp zu reali-
sieren. Es ist immer sicherzustellen, dass ausreichende Flachen fiir den Pausenhof vorhanden
sind, insbesondere unter Berlicksichtigung der steigenden Schiilerzahlen.

108



12.

13.

14,

15.

16.

Die 3-Feld Halle des Schulcampus (GyRi / STS) reicht jetzt nicht aus, um den jetzigen Schul-
sportbedarf sowie den Bedarf an Hallenkapazitdten von den Sportvereinen zu sichern. Bei
weiterem Zuzug neuer Personen wird sich der Engpass zuspitzen. Daher sind die Hallenkapa-
zitdten bedarfsgerecht und zeitnah am Standort anzupassen. Beispielsweise kann eine Bau-
malnahme am Eibenkamp zur Entlastung realisiert werden oder ein Anbau an der derzeiti-
gen Halle.

Der Ausbau der Kinderbetreuung hat die neuen Bedarfe von Fliichtlingsfamilien wie auch der
anderen, neu in den Hamburger Westen ziehenden Familien zu berticksichtigen. Fiir eine er-
folgreiche Integration von Kindern im Vorschulalter und deren Vorbereitung auf die Schule ist
es erforderlich, dass in den unmittelbar neben der 6ffentlich-rechtlichen Unterbringung ver-
orteten Kitas eine bestmogliche Durchmischung von Fliichtlingskindern und einheimischen
Kindern gewahrleistet wird.

Die Polizei wird eine konkrete Ansprechmaoglichkeit und eine sichtbare, verstarkte Prasenz in
und um die Unterkunft gewahrleisten. Die MalBnahmen sind im Stadtteilbeirat vorzustellen.
Ein polizeilicher Vertreter wird dem Stadtteilbeirat verbindlich als dauerhafter Ansprechpart-
ner zur Verfligung stehen, um ggf. kurzfristig Nachjustierungen im Sicherheitskonzept fiir die
offentlich-rechtliche Unterbringung und fiir den Stadtteil im Rahmen von Sicherheitsbespre-
chungen auch im Stadtteilbeirat thematisieren zu kénnen. Bedingt durch den Bevdlkerungs-
zuwachs durch die 6ffentlich-rechtliche Unterbringung und den Wohnungsbau soll dem PK
26 Schritt fur Schritt und lageangepasst eine dauerhafte zusatzliche Personalkapazitat zuge-
wiesen werden, die insbesondere eine starkere polizeiliche Prasenz (gemessen z.B. in Perso-
nalstunden Prdsenz) erméglicht. Die mit Drs. 21/2550 von der Birgerschaft beschlossenen,
gezielten Verstarkungsmafnahmen sind hierfir zu nutzen. Die MaBnahmen und Prifergeb-
nisse im Hinblick auf die polizeiliche Verstarkung sind regelmaRig im Stadtteilbeirat vorzustel-
len.

Die medizinische Versorgungslage ist in Rissen aufgrund der anwachsenden Bevdlkerungs-
zahl zu Gberprifen. Hinsichtlich der Versorgung mit Kinderarzten und Hebammen nimmt das
Bezirksamt derzeit bereits Kontakt zur Kassenarztlichen Vereinigung auf, um die Situation
ggf. zu optimieren. Das Gesundheitsamt wird zudem eine Informationsveranstaltung fir nie-
dergelassene Arzte zum Thema ,,Umgang mit Gefliichteten” machen.

Die offene Kinder- und Jugendarbeit in Rissen bildet eine gute Chance zur Integration junger
Menschen. Aus den Mitteln der Blirgerschafts-Drs. 21/3692 fir den Bezirk Altona werden fir
die Verbesserung von Freizeitangeboten — in Abstimmung mit den bezirklichen Gremien —
von den Altona zuflieBRenden Mitteln 23.000 € nach Rissen gegeben. Auch aus den Mitteln
aus dem fiir die kommenden Jahre aufgestockten Quartiersfonds sollen Mittel u.a. gezielt
nach Rissen gesteuert werden. Das Rissener Jugendzentrum kann einer der Anlaufpunkte fir
die jungen Neu-Rissenerlnnen sein.

Qualifizierung, Ausbildung, Fortbildung und Arbeit sind ein wesentlicher Baustein fiir erfolg-
reiche Integration und Teilhabe, dies gilt gleichermalRen fiir Geflliichtete, wie auch fiir Ein-
heimische. Die zustandigen Behérden werden zusammen mit den Gremien des Bezirkes alle
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Anstrengungen unternehmen, auch im Hamburger Westen die Moglichkeiten von Aus- und
Fortbildung sowie Qualifizierung zu starken.

17. Verkehrsbehorde und Verkehrsbetriebe werden die Planungen dem Bevolkerungswachstum
in Rissen anpassen, durch die folgenden MaRnahmen:

a. Die FHH wird von ihrer Seite als Konsequenz der Erarbeitung dieses Birgervertrags
alle notwendigen Schritte unverziglich (parallel zur Entwicklung des BIMA-Geladndes)
einleiten, die erforderlich sind, um die Priifung, Planung und in einem nachsten
Schritt die Realisierung der im B-Plan vorgesehene Briicke liber die S-Bahn im Be-
reich Suurheid vorzunehmen. Die Beteiligten sind sich einig, dass wegen der Ansied-
lung der groRen Zahl von neuen Einwohnern an den Standorten Sieversstiicken und
Suurheid der Bau einer Uberfiihrung durch Errichtung der Briicke der Verminderung
bzw. der Entlastung des Verkehrs an dem provisorischen Bahnilibergang Sieverssti-
cken dient. Die Regierungsfraktionen in der Blrgerschaft sagen mit Blick auf die be-
grenzten Wirkungen der nachfolgenden ErschlieRungs- bzw. Verkehrsverbesserun-
gen und auf die erheblichen Wohnungsbaupotentiale in diesem Bereich zu, gegen-
Uber den anderen Beteiligten alle erforderlichen Anstrengungen zu unternehmen,
damit die Voraussetzungen fiir den Bau einer Briicke schnellstmdglich geschaffen
werden kénnen. Die Stadt wird die rechtlichen Moglichkeiten der Kostenteilung aus-
schopfen.

b. ggf. (mit eingeschrinkter Wirksamkeit) Uberpriifung des sicheren S-Bahniiberganges
Sieverstiicken und mogliche Anpassungsmaéglichkeiten (BUSTRA),

¢. Anpassung der Kapazitdten der S-Bahn an die neuen Gegebenheiten (10-Minuten-
Taktung auf der Strecke Blankenese — Wedel),

d. Prifung der Anpassung der Busleistung an die neuen Gegebenheiten

e. Fahrradwege in und um d as Quartier Suurheid mitplanen bzw. ausbauen (z.B. im
letzten Teil des Marschwegs)

f.  StralRensanierung

g. Ggf. Kreisel (stdlich der Rissener Landstrasse/Alte Sulldorfer Landstrasse): Ein neuer
Kreisel stidlich der Rissener LandstraRe/Alte Silldorfer LandstraRe dient der Flissig-
keit des Verkehrs. Kreisverkehre an kleineren Knoten sind ahnlich leistungsfahig wie
signalisierte Kreuzungen. Vorteile entstehen im gleichmaRigeren Verkehrsfluss und in
der damit verbundenen héheren Verkehrssicherheit. Ein Kreisel an dieser Stelle kann
einen Beitrag leisten.

h. Entlang dieser veranderten Paramater muss es ein neues Verkehrsgutachten geben,
welches in Abstimmung mit dem Stadtteilbeirat in Auftrag gegeben wird und die
Briickenvariante als Prioritat mitbetrachtet. Die Ergebnisse werden im Stadtteilberat
vorgestellt und erortert.
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18.

19.

VerkehrserschlieBung von ,,Suurheid” — Begrenzung der Westerschliefung

Fir die VerkehrserschlieBung von "Suurheid" gelten die Festsetzungen aus dem
Bebauungsplan und der Begriindung, soweit sich nicht fiir die auf Basis dieser Vereinbarung
fortzuschreibende Planung ausdriicklich etwas anderes ergibt / abweichende Regelungen
getroffen werden. Diese Festsetzungen sind im weiteren Verfahren fir die Bebauung
rechtskonform zu beriicksichtigen.

Das Westklinikum Rissen soll fiir den Krankenhausverkehr (Krankenhausfahrzeuge,
Krankenhausangestellte, Patienten und Besucher) weiterhin (iber Westen und Osten
zuganglich sein. Durch entsprechende MaRnahmen (Schranke, Beschilderungen, sonstige
verkehrslenkende Malnahmen) ist sicherzustellen, dass nur der Krankenhausverkehr (ggfs.
plus OPNV), nicht aber der sonstige Individualverkehr iiber das Krankenhausgeldnde fahrt.

Nach Realisierung der Briicke ist die WesterschlieBung des neuen Wohngebietes liber den
Rissener Ortskern (StraBen Suurheid/Achtern Sand, Marschweg) zu unterbinden. Eine
relevante Verkehrsmehrbelastung fir das bereits vorhandene, westlich angrenzende
Wohngebiet und auch den Rissener Ortskern ist nach dem Bebauungsplan weder vorgesehen
noch aus Sicht des Stadtteils zumutbar.

Der Baustellenverkehr ist ausschlieRlich tiber die StraBe Sieverstiicken zu leiten. Es sind daher
entsprechende Vorkehrungen und wirkungsvolle VerkehrslenkungsmaBnahmen zu planen, im
Stadtteilbeirat vorzustellen und zeitnah einzurichten. Dieses gilt explizit auch fir den
Baustellenverkehr. Die Sorgen und Bedenken der Birgerinitiative im Hinblick auf die
VerkehrserschlieBung werden ernst genommen.

Nach Realisierung der Briicke ist das neue Wohngebiet auf dem Gelande "Suurheid" fir den
motorisierten Verkehr (FuR- und Radfahrerverkehr ist ausdricklich erwiinscht) mit einer
Kehre abzubinden. Um die Westzufahrt zum Westklinikum zu erhalten, ist die Kehre oberhalb
des Parkplatzes in der Verlingerung der StraRe Suurheid zu errichten. Sofern der OPNV {ber
das Wohngebiet und nicht (wie bisher) tGber das Krankenhausgeldande fahren soll, kann an der
Kehre eine Busschleuse fiir den OPNV vorgesehen werden.

Stellplatze fur PKWs

In jedem Bauabschnitt und in der Nahe der Sportanlagen am Marschweg missen, unter
Aufrechterhaltung der Griinflaichen gemall Bebauungsplan, ausreichend Stellplatze fiir PKWs
in Tiefgaragen oder oberirdisch gemaR Ziffer 5.4. der Begriindung des B-Plans geschaffen
werden. Fir je zwei Wohneinheiten im Geschosswohnungsbau ist 1 Stellplatz vorzusehen. Bei
den Doppel- bzw. Reihenhadusern ist ein Stellplatz je Wohneinheit vorzusehen.
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20. Der Senat der FHH erkennt die besondere Notwendigkeit von Sportvereinen fiir die Integra-
tionsarbeit an und verpflichtet sich, auch fiir Rissen im Rahmen der hamburgweiten Sanie-
rungs- und Investitionsoffensive fir Sportanlagen den Aus- und Neubau von Sportflichen/-
hallen im Rahmen des Moglichen voran zu treiben und die ortlichen Sportvereine in ihrer
wertvollen Integrationsarbeit zu starken. Hervorzuheben ist im Hamburger Westen der Risse-
ner Sportverein, der bereits derzeit viele Integrationsprojekte durchfiihrt und weiterhin plant,
gerade auch im Hinblick auf die im Quartier Suurheid zuziehenden Menschen. Die Biirger-
schaft hat diese Initiativen immer wieder unterstiitzt und wird das weiter tun —auch mit Aus-
strahlungswirkung fiir den Hamburger Westen. Es ist daflir Sorge zu tragen, dass die zur Ver-
fligung gestellten Mittel bedarfsgerecht auch konkret in Rissen ankommen.

Schlussbemerkung

Alle an diesem Biirgervertrag beteiligten Parteien vereinbaren eine faire, transparente und
nachhaltige Zusammenarbeit fur die gelingende Integration und das Gemeinwohl der Freien und
Hansestadt Hamburg. Sie vereinbaren, sich regelmaRig tiber den Fortgang bei der Umsetzung dieses
Vertrages auszutauschen und diesen im Bedarfsfall neuen Gegebenheiten anzupassen. Zur Begleitung
der Kapazitatsbeurteilung (siehe Ziff. 3) wird vereinbart, dass sich die Fraktionsvorsitzenden der
Regierungsfraktionen mit den Vertrauensleuten der Volksinitiative auf Basis eines Vorschlags des ZKF
nach Anhérung der ortlichen Initiative abstimmen.

Soweit zur Umsetzung des Biirgervertrages im Einzelfall Beschliisse der Bezirksversammlung bzw.
anderer bezirklicher Gremien erforderlich sind, wird das Bezirksamt auf eine entsprechende
Beschlussfassung hinwirken. Die 6ffentlichen Stellen verpflichten sich zur erfolgreichen Umsetzung
der sie betreffenden MaRnahmen, die Seite der Initiative zur bestmoglichen Begleitung und
Mitwirkung vor Ort. Hierzu gehort insbesondere, vertragsgerechtes Handeln der unterzeichnenden
Parteien vorausgesetzt, Klagen gegen die in diesem Birgervertrag enthaltene Unterkiinfte durch die
Biirgerinitiative weder zu erheben noch zu unterstiitzen. Der Klageverzicht bezieht sich ausdriicklich
nicht auf die Gesamtdimension des Wohnungsbaus und insbesondere auf die Frage, inwieweit der
geltende Bebauungsplan eine Aufstockung baurechtskonform erlaubt, sowie der verkehrlichen
ErschlieBung und aller damit zusammenhangenden Genehmigungen und/oder MaRnahmen. Mit
Zustandekommen dieses Blirgervertrages werden die Vertrauensleute aus Rissen fiir das bezirkliche
Blrgerbegehren ,Altona fiir gute Integration” sich fiir eine Zurlicknahme einsetzen. Fiir den Fall der
Ricknahme des Biirgerbegehrens , Altona flir Gute Integration” tragt die FHH ihre eigenen Kosten
und alle etwaigen Gerichtskosten (auch Eilverfahren) im Zusammenhang mit den wegen der
Nichtzulassung des Birgerbegehrens durch das Bezirksamt gefiihrten Verfahren, nicht jedoch die
eigenen Kosten der Initiatoren. Dieser Birgervertrag ist begleitend zu den Verhandlungen fiir eine
angestrebte landesweite Verstandigung mit der Volksinitiative ,Hamburg fiir gute Integration”
entstanden; er gilt gegeniiber einer landesweiten Verstandigung vorrangig. Soweit in einer
landesweiten Verstandigung MaRgaben enthalten sind, die zu diesem Birgervertrag nicht im
Widerspruch stehen, sind diese auch bei der Weiterentwicklung in Rissen zu beachten.
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Anlage 4 a Teilverstiandigung Billwerder / Mittlerer Landweg

Teilverstandigung
im Hinblick auf die weitere Entwicklung
von Belegung und Infrastruktur beim Projekt
Mittlerer Landweg

Ausgangssituation

Die Freie und Hansestadt Hamburg, der Senat und das Bezirksamt Bergedorf erkennen den
Integrationswillen der Menschen in Bergedorf ausdriicklich an und begriRen es, dass in dem Bezirk
eine groRe Bereitschaft und ein hohes Engagement fiir die Aufnahme von gefliichteten Menschen
besteht und sich Bergedorf am Solidarprinzip bei der Bewaltigung von groRen Herausforderungen
beteiligt. Gemeinsam mit vielen engagierten Biirgerinnen und Biirgern wollen Bezirk, die
Blrgerinitiative , Integration Ja! — Ghetto Nein!“ (im Folgenden Blrgerinitiative genannt), Senat und
Bezirksamt im Bezirk beispielhafte und erfolgsorientierte Integrationsprojekte beginnen. Unser
vorrangiges Ziel ist es, einen Beitrag dazu zu leisten, dass die Integration der nach Hamburg
gefliichteten Menschen auch im Bezirk Bergedorf und konkret auch in Billwerder zum Erfolg gefiihrt
wird.

Gemal Burgerschafts-Drucksache 21/1838 vom 03.11.2015 wurde am Standort Mittlerer Landweg in
Billwerder eine Flache benannt, auf der Wohnungen gebaut werden sollen, die zunachst als
Flichtlingsunterklinfte genutzt, d.h. mit deutlich mehr Personen belegt werden als in reguldren
Wohnungen (blich, und anschlieRend in Teilen, spatestens nach 15 Jahren samtlich, als reguldre
Wohnungen breiten Kreisen der Bevolkerung zur Verfligung stehen werden. Es wurde geplant, am
Mittleren Landweg 780 Wohnungen im Geschosswohnungsbau fiir zunachst bis zu 3.400 Fliichtlinge
zu bauen.

Die Bezirksversammlung Bergedorf hat mit ihren Beschliissen vom 25. Februar und 26. Mai 2016 (Drs.
20/0687, 20/0687.5) auf Antrag von SPD sowie SPD und Griinen bereits wichtige Beschlisse fur die
geplante , Flichtlingsunterkunft mit der Perspektive Wohnen“ in Billwerder gefasst, an die mit dieser
Teilverstandigung angeknipft wird. Insbesondere sahen diese Beschliisse eine deutlich geringere
Belegung vor. Bis zu 2.500 Fliichtlinge sollten in der Folgeunterkunft untergebracht werden.

Die Baugenehmigung des Bezirksamtes vom 18. April 2016 umfasst die Errichtung einer Wohnanlage
mit 19 in massiver Bauweise errichteten Baukorpern, die aus 51 Einzelelementen fiir Wohnhauser mit
Gemeinschaftseinrichtungen, Biroflachen fur die Verwaltung der Anlage etc. fir Flichtlinge und
Asylbegehrende besteht. Den von einigen Anwohnern hiergegen beantragten einstweiligen
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Rechtsschutz hat das Verwaltungsgericht Hamburg mit Beschluss vom 16. Juni 2016 abgelehnt (9 E
1791/16). Gegen die Entscheidung des Verwaltungsgerichts ist die Beschwerde zum Hamburgischen
Oberverwaltungsgericht zulassig. Die klagenden Anwohner haben Beschwerde eingelegt. Die Stadt
hat angekindigt, an dem Projekt und an ihrer Rechtsauffassung festzuhalten. Gleichwohl hat die
Stadt auch zugesagt, fur Verstandigungen vor Ort offen zu sein und sie politisch gem&R Drs. 21/4991
als verbindlich zu betrachten.

Angesichts dieser Differenzen, die letztlich nur gerichtlich zu kldren sind, haben — vor dem
Hintergrund der Verhandlungen zwischen Volksinitiative und Regierungsfraktionen — beide Seiten
ausgelotet, ob es — unter Wahrung der jeweiligen Rechts- und Verfahrensposition und ohne Prajudiz
flr die Sach- und Rechtslage Teilverstandigungen immerhin fiir die weitere Entwicklung insbesondere
von Belegung und Infrastruktur moglich sind. Das gerichtliche Verfahren bleibt davon unberiihrt.

Ohne Préjudiz fiir die Sach- und Rechtslage fiir das laufende gerichtliche Verfahren
verstandigen sich beide Seiten vor diesem Hintergrund fiir die weitere Entwicklung
insbesondere von Belegung und Infrastruktur auf Folgendes:

1. Alle Parteien sind sich einig, dass - jenseits der Belegungsfrage am Mittleren Landweg - fiir stadt-
teilgerechte Anteile von offentlicher Unterbringung in Bergedorf und dariber hinaus zu sorgen
ist. Die zustandigen Stellen werden entsprechend der Verstandigung mit der Volksinitiative auf-
gefordert, einen Verteilungsschliissel fiir die Hamburger Bezirke und im zweiten Schritt fir die
Stadtteile zu erarbeiten, der zu einer im Rahmen der gegebenen Moglichkeiten mdoglichst
gleichmaligen Verteilung fiihrt. In den Prifprozess notwendiger neuer bzw. alternativer

Standorte im Bezirk Bergedorf werden im Rahmen transparenter Befassungen in den Gremien
der Bezirksversammlung die aktuellen Beteiligungsprozesse vor Ort und Hamburg weit mit ein-
flieRen, insbesondere das FindingPlaces-Projekt der HafenCity Universitat.

2. Uber die Fluchtlingsunterbringung am Mittleren Landweg hinaus soll es keine weiteren neuen

Planungen und Standorte der Fliichtlingsunterbringung im Stadtteil Billwerder bzw. in der so-
zialrdumlichen Nihe (2500 m Radius) geben. Dariber hinaus wird der bestehende Container-

standort auf dem P&R Parkplatz am Bahnhof Mittlerer Landweg zeitgleich mit dem Erstbezug der
dffentlich-rechtlichen Unterbringung (ORU) am Gleisdreieck geschlossen und anschlieBend ab-
gebaut. Ein Umzug der dort ansassigen Fliichtlinge mit Bleibeperspektive in die ORU am Gleis-
dreieck ist ausdricklich wiinschenswert, genauso wie ein gezielter Einzug von Flichtlingen mit
Bleibeperspektive aus Bergedorfer Standorten der ORU in die ORU am Gleisdreieck. So kann an
eine erfolgreiche sozialrdumliche Erstintegration angekniipft werden. Insbesondere im Hinblick
auf die nérdlich vom Mittleren Landweg gelegene, geplante ORU in Boberg ist fiir die soziale Inf-
rastruktur in und um beide Einrichtungen, die von Bewohnerinnen und Bewohner beider Einrich-
tungen genutzt werden, sicherzustellen, dass Uberlastungen vermieden werden. Im Ubrigen gel-
ten im Hinblick auf Standorte fiir ORU die Verstindigungen mit der Volksinitiative auf Landes-
ebene.
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Die Belegung der Wohnungen fiir die Unterbringung von Fliichtlingen am Mittleren Landweg hat
mit Haushalten mit Bleibeperspektive und moglichst bereits eingeleiteter Integration in den ers-
ten Arbeitsmarkt zu erfolgen. Der Anteil von Menschen, die in Familien, also in Haushalten mit
mindestens einem Kind, leben, soll bei den Unterkiinften wesentlich Gber dem Anteil von Fami-
lien in der Gesamtzahl der Fliichtlinge in Hamburg liegen. Mindestens 60 % der Wohnungen fir
Flichtlingsunterbringung sollen mit Familien belegt sein. Die Unterbringung in rdumlich abge-
schlossenen Wohnungen bringt flir Familien im Vergleich zu Alleinstehenden wesentlich gréRere
Vorteile fir ihre Lebenssituation mit sich. Die deutliche Anndherung an regulares Wohnen ver-
bessert die Integrationsvoraussetzungen fiir die einzelnen Familienmitglieder und familidre
Strukturen wiederum unterstiitzen die Stabilitdt des Sozialraums. In Wohnungen, die als WG-
Wohnungen konzipiert sind, soll pro Zimmer nur eine Person untergerbacht werden.

Die Sicherstellung aller notwendigen Larmschutzstandards hinsichtlich der Lage des Quartiers
an der Bahnstrecke ist zu gewahrleisten. Ein Nachweis zur Einhaltung des Immissionsschutzes ist
im Bebauungsplanverfahren zu erarbeiten. Die dafiir notwendigen Gutachten sind zu veréffent-
lichen. Sofern notwendig ist ein Konzept zur Einhaltung der Larmschutzstandards zu erarbeiten,
das MaBnahmen (insbesondere eine Larmschutzwand auf dem in Bahnnutzung befindlichen
Bahndamm nordlich des Gleisdreiecks) aufzeigt und umsetzt, wie die Einhaltung der Immissions-
schutzstandards sichergestellt werden kann. Erklartes Ziel der Vertragspartner ist es, fir den
entstehenden Wohnraum in jeder Hinsicht gesunde Wohnverhaltnisse im Sinne der Gelingens-
voraussetzungen fiir eine stabile soziale Mischung zu erreichen. Es ist sicherzustellen, dass die
geplante Larmschutzwand auf dem aktiven Bahndamm ndérdlich des Gleisdreiecks keine negati-
ven Auswirkungen auf die Anwohner auRerhalb des Quartiers hat.

Im Plangebiet des neuen Quartiers am Mittleren Landweg werden - entsprechend der vollzieh-
baren Baugenehmigung - anfangs 780 Wohnungen fiir die Unterbringung von Fliichtlingen ge-
nehmigt, gebaut, fertiggestellt und dabei eine maximale durchschnittliche Belegungsdichte von
rd. drei Personen pro Wohneinheit realisiert. Bei der angepeilten 3er Belegung sollten gemal
Bezirksversammlungs-Beschlusslage zunachst 2.500 Fliichtlinge dort untergebracht werden, zu-
vor waren gemald Baugenehmigung 3.400 geplant. Wohnungen fir andere Nutzungen (Kitas, Be-
gegnungsraume usw.) werden von der Zahl der Wohnungen abgezogen. Konkret: Die Einrichtun-
gen der sozialen Infrastruktur (z.B. Verwaltungsgebaude, Seniorentreff, Kitas, Gemeinschafts-
raume, Eltern-Kind-Zentrum usw.) sind im Gleisdreieck zu realisieren und gehen zu Lasten der
Wohneinheiten. Ob und wo sich ein Nahversorger ansiedelt, wird weiter zu klaren sein. Diese
MalRgaben gelten auch fiir die Zeit nach der Nutzung als ORU.

Durch die schnelle Durchfiihrung des Bebauungsplanverfahrens wird verbindlich eine ziigige
Vorwerggenehmigungsreife erreicht werden, so dass schon bis Ende 2017 im Einvernehmen mit
dem Eigentiimer auf dieser neuen rechtlichen Grundlage eine deutliche Reduzierung des ORU-
Anteils vorgenommen wird. Gemeinsames Ziel ist, im Rahmen der rechtlichen Méglichkeiten im
Einvernehmen mit dem Eigentliimer schon 20172018 (und damit im Rahmen der Erstbelegung)

etwa 1/3 der Wohnungen (rd. 260 WE) unmittelbar in eine regulire Wohnnutzung zu uberfiih-

ren. Damit wird der ORU-Anteil auf 2/3 der Wohnungen (rd. 520 WE) reduziert, was bei einer

durchschnittlichen 3er Belegung eine verbindliche GroRenordnung von rd. 1.500 Fliichtlingen
bedeutet.
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Weiteres Ziel ist, dass moglichst bis Ende 2019 im Einvernehmen mit der Eigentiimerseite und

im Rahmen der rechtlichen Méglichkeiten ein weiterer, groBer Reduzierungsschritt umgesetzt

wird. Dieses setzt voraus, dass auf allen Ebenen alle Anstrengungen unternommen werden, die
gemal Ziff. 4 zu errichtende Larmschutzwand schnellstmoglich zu planen, zu genehmigen und zu
errichten, um den Anteil der als ORU genutzten Wohnungen ebenso schnellstméglich auf ca. 100
zu reduzieren und den Rest in normale Vermietung zu (berfiihren. Mit dem Bau der
Larmschutzwand wiirde eine Belegung von 300 Plitzen in _der ORU, ein Ubergang zu

Wohnnutzung_im_Ubrigen und damit eine Umsetzung der Zielsetzung der Volksinitiative

verbindlich erreicht werden. Raume fiir Verwaltung und Begegnung werden von den
Wohneinheiten abgezogen. Der Uberfiihrungsprozess in regulire Wohnnutzung ist ab Baustart
der Larmschutzwand sorgfaltig zwischen den Beteiligten vorzubereiten, um Leerstand zu
vermeiden und eine verbindliche Umsteuerung von ORU auf Wohnungsnutzung in
sachgerechten Schritten in jeweils 3-6 Monaten einzuleiten. Zu prifen ist im Rahmen der
Belegungsmischung, inwieweit im Sinne einer stabilen sozialen Mischung moglichst schnell
Wohnungen fiir Auszubildende oder ggf. Studenten vorgesehen werden kénnen und — durch
Freistellung - Wohnraum mit erweiterten Belegungsspielraumen vorhanden sein wird, der auch
nicht sozialwohnungsberechtigten Haushalten eine Anmietung ermdglicht. Durch den Anteil an
barrierearmen/barrierefreien Wohnungen ist die Schaffung von
Seniorenwohnungen/betreutem Wohnen moglich und sollte auf jeden Fall verfolgt werden.

In den laufenden Bebauungsplanverfahren ist eine ausfiihrliche Biirgerbeteiligung durchzufih-
ren, die die Beschlusslage der Bezirksversammlung zu einem Beteiligungsprozess umsetzt (Drs.
20-0687.3). Der Zeitplan und die Einzelheiten sind dem Stadtplanungsausschuss regelmaRig vor-
zustellen. Die Blrgerinitiative ist im Rahmen der rechtlichen Moglichkeiten in das Verfahren re-
gelmaRig und anlassbezogen durch eine direkte, verfahrensbegleitende Ansprache durch die zu-
standigen Stellen in geeigneter Weise einzubeziehen.

Besondere Belange der Birgerinitiative im aktuellen Verfahren sind: Die Parkplatzsituation im
Quartier _am__Gleisdreieck sowie eine Absicherung/Bestandsschutz der benachbarten
Kleingédrten/Vereinsheime/Kleingewerbe in der unmittelbaren Umgebung (westlich und dstlich

des  Mittleren Landwegs) sollen in das Bebauungsplanverfahren unter Wahrung des

Abwadagungsgebots als Gesichtspunkte mit einflieRen. Das klare Ziel aller Beteiligten ist ein
verlasslicher und verbindlicher Erhalt der Kleingdrten — die entsprechenden Sorgen nimmt die
Politik ernst. Der Erhalt der Kleingarten sichert nicht nur deren Bestand, sondern auch die
Tatsache, dass dort nichts anderes gebaut werden kann. Beriicksichtigt werden sollte zudem die
Zuwegung zu den bestehenden Hiusern am Mittleren Landweg (65 a/b/c) in der Breite von 6
Metern, mit Wendemaglichkeit, jederzeit zugadnglich fiir Rettungsfahrzeuge sein. Gesorgt werden
muss auch fir eine fachgerechte Sicherstellung der Abfiihrung des Oberflaichenwassers des
Quartiers und der Hauser in der unmittelbaren Nahe des Quartiers.

Verbunden mit dem Ziel einer erfolgreichen Integration (Sprache, Arbeit, Selbstdndigkeit und
Teilhabe) wird das Quartier am Mittleren Landweg von dem Bestandshalter FeWa, der Bezirks-
verwaltung und den zustandigen Behorden in besonderem Mal3e als Sozialraum begleitet, indem
von Beginn an die bestehende soziale Infrastruktur auch im angrenzenden Stadtteil Neualler-

mohe am _erhéhten Bedarf ausgerichtet ausgebaut bzw. entsprechende neue Angebote ge-
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schaffen werden (z.B. Nahversorgung, Schulen, Kitas, Beratungsstellen, Sportangebote, Biirger-
hauser, Jugendeinrichtungen und Moglichkeiten der Begegnung — u.a. durch entsprechende Frei-
raumgestaltung und Bereitstellung von Rdumlichkeiten). Da das Areal ein RISE Vorhaben/Gebiet
werden soll, soll ein Stadtteilbeirat und eine Beteiligungsstruktur fiir die ortsansdssige Bevolke-

rung und die neuen Bewohnerinnen und Bewohner (siehe 10. und 11.) eingerichtet werden. Das
Ubergreifende Ziel des Ausbaus der sozialen Infrastruktur ist es, dass neben der nachhaltigen
Entwicklung neuer stabiler Quartiere die bestehenden Sozialrdume insgesamt gewinnen und ei-
ne splrbare strukturelle Starkung erfahren.

Die zusatzlichen bezirklichen Mittel aus dem Quartiersfonds, der durch den
Burgerschaftsbeschluss Drucksache 212550 um 1.000.000 Euro erhdht worden ist, sollen zur
sozialen Flankierung der Flichtlingsunterbringung besonders nach Billwerder und sein direktes
Umfeld gelenkt werden.

Es wird von allen Beteiligten auch auf stadtischer Seite nicht verkannt, dass die Realisierung des
Bauprojekts einen Eingriff in den Naturraum bedeutet. Auf einen angemessenen Ausgleich ist
deshalb besonders zu achten:

a. Fir die geplante Neubebauung auf der Flache am Mittleren Landweg sind die folgenden
fir die Energieerzeugung, die Energieeffizienz, die Klimaanpassung, den Naturerhalt
und die Baugestaltung relevanten MaBgaben zu beriicksichtigen:

i Die Gebaude werden mit Effizienzhaus-Standard KfW 40 gebaut.

ii. Die Déacher sollen als Flachdacher mit einer extensiven Dachbegriinung als
freiwillige, forderfahige Leistung des Investors umgesetzt werden.

iii. Alle Zuwegungen (auBer der ErschlieBungsstralRen) sollen wasserdurchlassig
gestaltet werden. Dies darf nicht fiir die Wegeverbindungen zu und zwischen
den Wohngebauden gelten. Hier bedarf es fester Wegeverbindungen.

iv. Es darf es keine zusatzliche Wegeanbindung oder sonstige ErschlieBung der
Bauflache nach Osten geben. Eine Briickenverbindung (iber den dkologisch sen-
siblen Graben hin zum 6kologisch sensiblen Bahndamm waére naturschutzfach-
lich nicht vertretbar. Hierzu sind andere Wege zu priifen bzw. Wegeverbindun-
gen zu optimieren. Die Bezirksversammlung hat in einem Beschluss eine Unter-
suchung mit verschiedenen Varianten der Wegeanbindung unter Berlcksichti-
gung der naturschutzrechtlichen und —fachlichen Belange gefordert. Eine ent-
sprechende Untersuchung wird vom Bezirk Bergedorf durchgefiihrt. Die Ergeb-
nisse sind im Beirat vorzustellen und zu erortern.

V. Es wird ein Katalog von freiwilligen AusgleichsmalRnahmen in unmittelbaren
raumlichen Zusammenhang zur Eingriffsfliche erstellt und umgesetzt, um ins-
besondere die dort vorkommenden Amphibien und Reptilienbestdnde zu stabili-
sieren. Kleinrdumige MaBnahmen sind im direkten Umfeld siidlich des Alten
Bahndamms gut moglich (Flurstiicke 5001, 4630). Aber auch durch Wiederher-
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10.

11.

stellung von Graben im nordlich gelegenen Griinland zwischen dem Bahndamm
und dem Billwerder Billdeich. Fiir Reptilien kénnen im Rahmen des Pflegeplans
fir den Alten Bahndamm konkrete MaBnahmen ermdoglicht werden. Die Freie
und Hansestadt Hamburg stellt zur Planung und Umsetzung der MaBnahmen aus
dem Haushalt einen 6-stelligen Eurobetrag dem Sondervermogen Naturschutz
und Landschaftspflege der Behorde fiir Umwelt und Energie bereit, welches mit
der zeitnahen Umsetzung beauftragt wird.

Vi. Alle das Baufeld umgebenden Graben werden vor Zutritt nachhaltig ge-
schiitzt, um Stérungen und Zerstorungen dieser wichtigen Biotopverbundstruk-
turen zu verhindern, moglichst durch nicht zu hohe Zaune (bis zu ca. 1,80 m,
Hauptgrabenldnge ca. 600 m). Dabei ist auf die Unterhaltungsfahigkeit der Ge-
wasser zu achten, die schon jetzt in Teilen schwierig ist.

vii. Die Moglichkeiten fiir ein Biotopverbundkonzept sind auszuloten und zu er-
greifen. Grundlage hierfiir kdnnten langjahrige Uberlegungen/Beschlusslagen im
Hinblick auf ein Konzept flir den Kulturlandschaftsraum Billwerder sein, die im
angesichts der aktuellen Situation/Bedarfe erneut zu betrachten waren.

b. Sollte fir die Inanspruchnahme der Flache ein geeigneter Ausgleich erforderlich sein, so
soll dieser nicht nur innerhalb der Stadt, sondern erganzend auch ortsnah hergestellt
werden. Entsprechende MalRnahmen sind oben bereits angesprochen. Die Naturschutz-
verbande, insbesondere der NABU, sind dabei einzubeziehen. Weitere MaRRnahmen sind
im Rahmen des Bebauungsplan- bzw. des Baugenehmigungsverfahrens zu prifen und zu
gewahrleisten. Inwieweit hierbei gemadR des Programms ,Natur-Cent” auch weitere
Malnahmen des Natur- und Landschaftsschutzes moglich sind, ist zu klaren.

Wesentlicher Bestandteil dieses Verfahrens der Stadtteilentwicklung ist die Bewohnerbeteili-

gung. Hierzu wird u.a. aufgrund der Einrichtung des RISE-Gebietes auch ein Stadtteilbeirat ein-
gerichtet, an dem — neben anderen Vertretern ortlicher Institutionen, Vereinen und Verbdanden —
auch die Birgerinitiative mit Sitz und Stimme beteiligt wird. Ebenso werden mogliche andere
Flichtlings-Unterstiitzerinitiativen ebenso wie Gefllichtete in geeigneter Weise einbezogen. Im
Zusammenhang mit der Beteiligung sollen auch angemessene neue Formen der Partizipation mit
den Bewohnern der Unterkiinfte sowie den Bewohnern der anderen Neubauten ausprobiert und
bei Erfolg etabliert werden. Hierbei sind auch Beteiligungsangebote speziell fiir Kinder und Ju-
gendliche zu bertlicksichtigen. Mit dem Stadtteilbeirat sind MaRnahmen der Stadtteilentwicklung
abzustimmen, auch ist dort regelmaRig lGber die Fortschritte bei der Umsetzung von MaRnah-
men aus diesem Vertrag zu berichten.

Der Bezirk wird auf der Grundlage des RISE-Gebietes ein Quartiersmanagement einsetzen, das

die Grindung des Stadtteilbeirates (in dem die Birgerinitiative mit Sitz und Stimme vertreten ist)
begleitet, sich fortan eng mit ihm abstimmt und Erfahrungen in der Stadtteilentwicklung und der
Integrationsarbeit sowie moglichst gute Ortskenntnisse hat. Die Mittel zur Finanzierung des
Quartiersmanagements werden aus den entsprechenden RISE-Mitteln der Fachbehdérde zur Ver-
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12.

13.

14,

15.

fligung gestellt. Eine Zusammenarbeit mit dem Stadtteilbeirat Neuallerméhe ist dringend erfor-
derlich, um eine wirkliche Integration auch tber Billwerder hinaus zu ermdoglichen.

Bei der Planung, Realisierung und Belegung der Wohnungen am Mittleren Landweg wird ber{ick-
sichtigt, dass im Rahmen von gemischter Belegung Chancen und Moglichkeiten zur Integration in
normalen Wohnraum bestehen. Um den Ubergang von der Unterkunft in reguldren Wohnraum
flexibel gewahrleisten zu kénnen, ist hierfiir vom Betreiber der Fliichtlingsunterbringungen for-
dern und wohnen (f&w) in Zusammenarbeit mit dem Bezirksamt und den Eigentimern ein ge-
eignetes Konzept zu entwickeln. Durch ein gezieltes Belegungsmanagement verpflichten sich
f&w, PGH und das Bezirksamt Bergedorf wahrend der ORU-Nutzung im Rahmen der rechtlichen
Moglichkeiten zu einer stadtteilvertraglichen, kleinteiligen Durchmischung. Hiertber wird im
Stadtteilbeirat regelmaRig berichtet.

Im Hinblick auf die Schulsituation soll Sorge dafiir getragen werden, dass insbesondere die neu-
en Kinder im Grundschulalter wohnortnah beschult werden, ohne die einzelnen Schulen zu
Uberfordern. Die Moglichkeit der eingeschrankten Schulwahl von Flichtlingskindern gemald
Schulgesetz ist dabei ggf. zu nutzen, um Uberforderungen einzelner Schulstandorte zu vermei-
den. Im Rahmen der Schulentwicklungsplanung ist dabei neben der ausreichenden Versorgung
mit Rdumen, Lehrkraften und Sozialpadagogen im normalen Schulbetrieb auch die Betreuung im
Bereich der Vorschule und im Ganztagsbereich von Bedeutung. Hierfiir macht die Schulbehérde
unter Wahrung der bezirklichen Beteiligungsverfahren konkrete Vorschlage. Dariber hinaus wird
gepruft, auf welche Weise bestehende oder geplante nachbarschaftliche Angebote an den Schu-
len unterstiitzt werden kdnnen.

Der Ausbau der Kinderbetreuung hat die neuen Bedarfe von Flichtlingsfamilien wie auch der
anderen, neu nach Bergedorf ziehenden Familien zu beriicksichtigen. Fir eine erfolgreiche In-
tegration von Kindern im Vorschulalter und deren Vorbereitung auf die Schule ist es erforderlich,
dass in den Kitas eine stabilisierende Mischung der Kinder gewahrleistet wird. Die Schaffung ei-
nes Eltern-Kind-Zentrums (EKIZ) ist zugesagt. Auch diese Einrichtung muss im Gleisdreieck reali-
siert werden, nicht aufRerhalb auf zusatzlichen Flachen.

Die Polizei wird dauerhaft eine sichtbare, verstarkte Prasenz in und um die Wohnunterkunft am
Mittleren Landweg zeigen und eine 6rtliche Ansprechbarkeit organisieren. Die MaBnahmen sind
im Stadtteilbeirat vorzustellen. Ein polizeilicher Vertreter wird weiterhin dem Stadtteilbeirat als
dauerhafter Ansprechpartner zur Verfligung stehen, um ggf. kurzfristig Nachjustierungen im Si-
cherheitskonzept fir die Unterkiinfte thematisieren zu kénnen. Bedingt durch den Bevolkerungs-
zuwachs durch Wohnunterkiinfte und Wohnungsbau soll dem PK 43 Schritt fur Schritt und lage-
angepasst eine dauerhafte zusatzliche Personalkapazitdt zugewiesen werden, die insbesondere
eine starkere polizeiliche Présenz (gemessen z.B. in Personalstunden Prasenz) erméglicht. Die
erhéhte Prisenz hat sich insbesondere wihrend der erhhten ORU-Belegung abzubilden. Beide
Seiten haben das Verstandnis, dass nicht erst etwas passieren muss, bis polizeilich nachgesteuert
wird. In dieser Phase ist insbesondere sicherzustellen, dass freiwerdende Stellen am PK 43 un-
verzlglich nachbesetzt werden. Weitere lageangepasste personelle Verstarkungen des PK 43 pri-
fen Polizei und Innenbehdrde regelmalig entlang der Bevolkerungs- und Lageentwicklung. Ins-
besondere die fir das Landgebiet relevanten Polizeiposten sollen als wichtige Funktion fir die Si-
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16.

17.

18.

19.

cherheit im Bezirk bestehen bleiben. Fiir die Situation bei den ortlichen Freiwilligen Feuerweh-

ren klaren die Beteiligten zeitnah die raumliche Situation, damit die Feuerwehr vor Ort jederzeit
ihrem wichtigen Auftrag angemessen nachkommen kann.

Die medizinische Versorgungslage in Bergedorf ist laut Kassenarztlicher Vereinigung Hamburgs

(KVH) zufriedenstellend. Die Wahrnehmung vieler Biirgerinnen und Birger ist jedoch gerade bei
Kinderarzten und einigen Facharztbereichen eine andere. Mit der Realisierung des geplanten
Neubauvorhabens in Billwerder kénnte sich die Lage verandern. Insofern ist die Versorgung des
Stadtteils noch einmal im Detail zu iberprifen. Bei festgestellten lokalen Versorgungsengpassen
kann und muss aus Sicht der Vertragsparteien die KVH gemeinsam mit den Krankenkassen lokale
Sonderbedarfszulassungen aussprechen, Arztsitze aus anderen Stadtteilen verlegen, die Eroff-
nung einer Zweigpraxis unterstiitzen und die Erweiterung der Versorgungskapazitat oder die per-
sonelle Aufstockung in vorhandenen Praxen finanziell férdern. Uber den Sachstand ist im Beirat
zu berichten. Zur Gewahrleistung einer ausreichenden Versorgung des bestehenden und des neu
entstehenden Bedarfs an Allgemeinmedizinern und Kinderarzten sollen die neu geschaffenen
Moglichkeiten im Rahmen der ,,Landeskonferenz Versorgung” genutzt werden. In diesem Kontext
ist zu prifen, ob eine Hausarztpraxis im Quartier moglich ist.

In den Bereichen der offenen Kinder- und Jugendarbeit sowie der_Familienférderung werden
sich durch das neue Wohngebiet (Gleisdreieck) verdnderte Bedarfe entwickeln. In Abstimmung

mit den bezirklichen Gremien sind die vorhandenen Einrichtungen zu starken und ggf. bedarfsge-
recht auszubauen. Hierfir stellt die FHH notwendige Mittel zur Verfiigung und werden vom Be-
zirk Mittel des dafiir gemaR Drs. 21/2550 aufgestockten Quartiersfonds verwendet, die Landes-
ebene hat fiir eine entsprechende notwendige Verstetigung Sorge zu tragen. Die standortnahe
Jugendarbeit wird altersgerecht weiterentwickelt. Speziell zur Einbeziehung der weiblichen Kin-
der und Jugendlichen miissen besondere MaRnahmen ausgearbeitet werden. Die Einrichtung ei-
nes Jugendtreffs in dem neu entstehenden Quartier ist gemeinsam mit dem Jugendhilfeaus-
schuss durchzufiihren. Die Neukonzeptionierung der Kinder- und Jugendarbeit wird im Stadtteil-
beirat vorgestellt. Die Zustandigkeit des Jugendhilfeausschusses bleibt unberihrt.

Im Bereich Kultur und Begegnung sollen bestehende Einrichtungen wie Kulturheim, Grundschule
und Sportverein miteingebunden werden. In den fiir die Wohnunterkunft (2. Bauabschnitt) vor-
gesehenen Gemeinschaftsraumen sollen soziale Angebote durchgefiihrt werden, die sich an alle
Bewohnerinnen und Bewohner des Quartiers und des Umfelds richten. AuBerdem sollen f&w
und andere auch spezielle Kultur- und Bildungsangebote fiir Gefliichtete in der neuen Quar-
tiersmitte durchfiihren, u.a. zum Spracherwerb.

Qualifizierung, Ausbildung, Fortbildung und Arbeit sind ein wesentlicher Baustein fiir erfolgrei-

che Integration und Teilhabe, dies gilt gleichermalien fiir Gefliichtete, wie auch fiir Einheimische.
Die zustdndigen Behorden werden in Abstimmung mit den bezirklichen Gremien alle Anstren-
gungen unternehmen, auch in Bergedorf die Moglichkeiten von Aus- und Fortbildung sowie Qua-
lifizierung zu stirken. Dabei sind die vorhandenen Netzwerke zum Ubergang Schule in Ausbil-
dung oder das Berufsleben im Stadtteil zu beriicksichtigen.

120



20. Der Bevolkerungszuwachs soll in die Planungen fiir den offentlichen Nahverkehr einbezogen

werden. Hier sind Verbesserungen, etwa in Gestalt einer besseren Taktfrequenz der oOrtlichen
Buslinien sowie zusatzlicher Haltestellen fiir den Nachtbus, zumindest in der Woche, bedarfsge-
recht vorzunehmen.

21. Der Senat der FHH erkennt die besondere Notwendigkeit von Sport und Bewegung fiir die In-
tegrationsarbeit an und verpflichtet sich, auch fir Bergedorf im Rahmen der hamburgweiten Sa-

nierungs- und Investitionsoffensive flir Sportanlagen den Aus- und Neubau von Sportflachen und
-hallen voranzutreiben und die ortlichen Sportvereine in ihrer wertvollen Integrationsarbeit zu
starken. Konkret werden Ausbau und Forderung der bestehenden Einrichtungen im naheren Um-
feld (ETSV / Schule / Kita) geprift bzw. zeitnah im Hinblick auf das neue Quartier in Angriff ge-
nommen: neue Mehrfeld-Sporthalle am alten Standort, Kunstrasenplatz, neue Kabinen und Sani-
tareinrichtungen, neue Wegefiihrung auf der Anlage des ETSV.

Schlusshemerkung

Alle an dieser Teilverstandigung beteiligten Parteien vereinbaren eine faire, transparente und
nachhaltige Zusammenarbeit zur Umsetzung der genannten Punkte — trotz des weiterhin streitigen
Gerichtsverfahrens, das ausdriicklich unberihrt bleibt und zur Wahrung der jeweiligen Rechtsposition
fortgesetzt wird. Sie vereinbaren, sich regelmaRig liber den Fortgang bei der Umsetzung dieses
Vertrages auszutauschen und diesen im Bedarfsfall neuen Gegebenheiten anzupassen. Soweit zur
Umsetzung der Teilverstandigung im Einzelfall Beschlliisse der Bezirksversammlung bzw. anderer
bezirklicher Gremien erforderlich sind, werden die Unterzeichner auf eine entsprechende
Beschlussfassung hinwirken. Diese Teilverstandigung ist begleitend zu den Verhandlungen fiir eine
angestrebte landesweite Verstiandigung mit der Volksinitiative ,Hamburg fiir gute Integration”
entstanden; sie gilt gegenliber einer landesweiten Verstindigung vorrangig. Soweit in einer
landesweiten Verstandigung MaRgaben enthalten sind, die zu diesem Vertrag nicht im Widerspruch
stehen, sollen diese auch bei der Weiterentwicklung in Bergedorf berlicksichtigt werden. Im Zuge der
Gesamteinigung mit der Volksinitiative ,Hamburg fir gute Integration” wird auch das bezirkliche
Bilirgerbegehren hierzu zuriickgenommen.
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Anlage 4 b Verstandigung Eppendorf

Verstandigung

Eppendorf

Freie und Hansestadt Hamburg
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Praambel

Wir, die Burgerinitiative ,Eppendorf/Lokstedt: Integration statt GroRsiedlung” als Teil des
Bilrgerbegehrens zur Unterstiitzung der landesweiten Volksinitiative, sowie der Hamburger Senat, das
Bezirks-amt Hamburg-Nord und die Koalitionsfraktionen in der Bezirksversammlung Hamburg-Nord
und in der Hamburgischen Birgerschaft nehmen eine verantwortungsvolle Rolle in Bezug auf die
nach Hamburg geflichteten Menschen ein und verstandigen uns — auf Grundlage von bisherigen
Beschliissen von Senat, Fachbehorden, Bezirksamt und Bezirksversammlung und unter
grundsatzlicher Wahrung der Rechte und Zustdndigkeiten von Senat, Birgerschaft und
Bezirksversammlung — auf nachfolgende Verstandigungen:

Die Freie und Hansestadt Hamburg, der Senat und das Bezirksamt erkennen den Integrationswillen
der Menschen in Eppendorf und Lokstedt ausdriicklich an und begriiRen es, dass in den Stadtteilen
fir eine Unterbringung von Fliichtlingen eine grolle Bereitschaft und ein hohes Engagement fiir die
Aufnahme von geflichteten Menschen besteht (insbesondere bei den vielen engagierten
Ehrenamtlichen) und sich Eppendorf und Lokstedt am Solidarprinzip bei der Bewaltigung von grofRen
Herausforderungen beteiligen wollen. Unser vorrangiges Ziel ist es, einen Beitrag dazu zu leisten, dass
Unterbringung und Integration der nach Hamburg geflliichteten Menschen auch in Eppendorf
gelingen kdnnen.

In der OsterfeldstraBe 8-16 in Eppendorf war die Errichtung von ca. 480 Wohnungen fiir die
offentlich-rechtliche Unterbringung von 2.500 Fliichtlingen geplant. Von dieser Planung wird Abstand
genommen. Gleichwohl soll das Gebiet weiterhin entwickelt werden. Dabei soll die Schaffung von
bezahlbarem Wohnraum, u. a. auch sozialem Wohnungsbau, in Verbindung mit einer zeitgemaRen
Gewerbenutzung eine groRe Rolle spielen. Auch im Ubrigen wird nach Flichen und Gebiuden fiir die
Unterbringung von Fliichtlingen in Eppendorf gesucht.

Vor diesem Hintergrund verstandigen sich die Vertragspartner auf folgendes:

1. Alle Unterzeichner sind sich einig, dass flir eine ausgewogene Verteilung von 6ffentlicher Un-
terbringung in Hamburg-Nord und darliber hinaus zu sorgen ist. Die zustandigen Stellen wer-
den entsprechend der Verstandigung mit der Volksinitiative aufgefordert, einen Verteilungs-
schliissel, der nach Méglichkeit auch einen sinnvollen Quartiersbezug hat, fiir die Hambur-
ger Bezirke und im zweiten Schritt flr die Stadtteile zu erarbeiten, der zu einer im Rahmen
der gegebenen Moglichkeiten moglichst gleichmaligen Verteilung fiihrt. Dies gilt auch fir
Eppendorf und insbesondere vor dem Hintergrund des entfallenen Standorts an der Oster-
feldstraRe.

2. Die Unterzeichner sprechen sich dafir aus, dass die Moglichkeiten zur Schaffung von Woh-

nungen im Rahmen von Bebauungsplanverfahren unter Beteiligung der Birgerinnen und
Blirger genutzt werden sollen, um Flachenpotentiale verstarkt insbesondere in Hinblick auf
Bebauungsdichte und Geschossigkeit in Bezugnahme auf die umgebenden MalRstablichkeiten
zu mobilisieren. Dabei missen stabile soziale Mischungen in regularem Wohnraum, insbe-
sondere auch durch bezahlbaren, freifinanzierten und sozialen Wohnungsbau das Ziel sein,
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die eine wichtige Voraussetzung fiir langfristige Integrationsperspektiven sind. Neben der
Anwendung auf entsprechende Bebauungsplanverfahren im Rahmen des bezirklichen Woh-
nungsbauprogramms wird dabei konkret an die Potentialflaichen an der OsterfeldstraRe ge-
dacht, die vom Bezirk und den bezirklichen Gremien in ihrer Eigenschaft als Plangeber entwi-
ckelt werden. Die Biirgerbeteiligung geht Gber das tbliche MaR hinaus, z. B. durch die Pla-
nungen begleitende Workshops.

Sollte ein regulares Bebauungsplanverfahren neben dem vorhandenen Gewerbebestand
Wohnungsbau zulassen, so sollen auf einem Teil der Gesamtfliche des neuen Quartiers
Wohnungen mit giinstigen Mieten geschaffen werden. Angestrebt werden soll ein Anteil

von 50 % gefordertem Wohnungsbau, der ebenso wie allen anderen Anspruchsberechtigten
auch anerkannten Flichtlingen und Asylberechtigten zur Verfliigung steht. Ebenso waren die
Integrierung einer dezentralen Unterbringung fir Geflichtete in festem Wohnraum
und/oder eine Wohneinrichtung fir unbegleitete minderjahrige Fliichtlinge zu wiinschen.

Die Unterzeichner erkennen darliber hinaus die Bedeutung der o.g. Grundstiicke und des ge-
samten Gewerbegebietes an der Osterfeldstrale, dem Offakamp und dem Nedderfeld als
wichtigen stadtnahen Standort fir die regionalwirtschaftliche Entwicklung Eppendorfs und
Lokstedts und als wichtigen Standort regionaler Arbeitgeber an und verpflichten sich neben
der vereinbarten Entwicklung der unter Ziffer 2 genannten Potentialflachen an der Osterfeld-
stralle das bereits ansdssige Gewerbe zu schiitzen und mit einer zeitgemaRen Gewerbenut-
zung zu entwickeln.

Der Ausbau der Kinderbetreuung soll die neuen Bedarfe der neu nach Eppendorf ziehenden
Familien berlicksichtigen. Fir eine erfolgreiche Integration von Kindern im Vorschulalter und
fir deren Vorbereitung auf die Schule ist es erforderlich, dass in wohnungsnah gelegenen
Kitas eine stabilisierende Mischung der Kinder gewahrleistet wird. Vor dem Hintergrund des
neu hinzukommenden Quartiers und damit der zusatzlichen Bedarfe nach Kita-Platzen muss
parallel zum Bebauungsplanverfahren und mit den Anwohnern diskutiert und geprift wer-
den, ob und wenn ja wie, die Kapazitidten ausgebaut werden missen. Im Hinblick auf die
Schulsituation soll Sorge dafiir getragen werden, dass insbesondere die neuen Grundschiile-
rinnen und Grundschiler wohnortnah beschult werden, ohne die einzelnen Schulen zu Gber-
fordern. In den Bereichen der offenen Kinder- und Jugendarbeit sowie der Familienférde-

rung werden sich durch das neue Wohngebiet veranderte Bedarfe entwickeln. Sollte es in Ep-
pendorf eine 6ffentlich-rechtliche Unterbringung geben, wird der Bezirk in Abstimmung mit
seinen Gremien einen angemessenen Anteil der zusatzlich bereitgestellten Mittel fur die
Starkung der sozialen Infrastruktur, insbesondere der OKIJA, der Familienférderung und ggf.
eines Begegnungsortes in Eppendorf verwenden.

Neben den gesetzlich vorgeschriebenen Spielflachen fiir Kinder werden weitere Moglichkei-
ten gepruft, Sportflichen und Freizeitflichen zu erweitern. Die Sportvereine werden gebe-
ten, sich auf den steigenden Bedarf einzustellen, und werden insbesondere in ihrer wertvol-
len Integrationsarbeit vom Bezirksamt unterstiitzt. Hierbei — wie auch beim vorangegange-
nen Punkt — sollten die stadtteil- und bezirksgrenzeniberschreitenden Sozialrdume der Kin-
der und Jugendlichen betrachtet werden.
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7. Die Offentlichkeit, die Anwohnerinnen und Anwohner an der OsterfeldstraBe und die im bis-
herigen Verfahren Engagierten werden im Rahmen der Bebauungsplanverfahren in den ge-
setzlich vorgeschriebenen und lber das bliche MaR hinausgehenden Beteiligungsformaten
sowie Uber den Internetauftritt des Bezirks Uber die Planungsschritte informiert und haben
die Moglichkeit, am Diskurs teilzuhaben. Gleiches gilt fiir Planungen von Einrichtungen zur
Unterbringung von Fllchtlingen.

8. Im Rahmen von weiteren Bebauungsplanverfahren soll ebenfalls eine gute Verteilung der
Flichtlinge in Eppendorf angestrebt und Gberprift werden.

Schlussbemerkung

Diese Verstandigung ist begleitend zu den Verhandlungen fir eine angestrebte landesweite
Verstandigung mit der Volksinitiative ,,Hamburg fiir gute Integration” entstanden; sie gilt gegeniiber
einer landesweiten Verstandigung vorrangig. Soweit in einer landesweiten Verstandigung Malgaben
enthalten sind, die zu dieser Verstandigung nicht im Widerspruch stehen, sollen diese auch bei der
Weiterentwicklung in Eppendorf und Hamburg-Nord berticksichtigt werden.

Die Initiative wird ihren Beitrag leisten, sich fir eine Zurlicknahme des Birgerentscheids im Bezirk
einzusetzen.

Fir den Fall der Riicknahme des Biirgerbegehrens ,,Hamburg-Nord fiir Gute Integration” tragt die FHH
ihre eigenen Kosten und alle etwaigen Gerichtskosten im Zusammenhang mit den wegen der
Nichtzulassung des Birgerbegehrens durch das Bezirksamt gefiihrten Verfahren, nicht jedoch die
eigenen Kosten der Initiatoren.
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Anlage 5 Politische Selbstverpflichtung Hummelsbiittel

Politische Selbstverpflichtung
im Hinblick auf die weitere Entwicklung von
Belegung und Infrastruktur beim Projekt
Rehagen in Hummelsbiittel

Praambel

Trotz intensiver Gesprache mit den Birgerinitiativen vor Ort war weder der Abschluss eines
Blrgervertrags noch einer Teilverstandigung moglich. Um die politischen Zusagen gleichwohl wirksam
werden zu lassen, ist in den Gesprachen zwischen Regierungsfraktionen und Volksinitiative
vereinbart, diese als Teil des Petitums zu beschlieRen und damit verbindlich zum Teil der
Verstandigung mit der Volksinitiative auf Landesebene zu machen.

Ausgangssituation

Die Diskussion um die geplanten Unterkinfte mit der Perspektive Wohnen (Drucksache 21/1838) in
der Hummelsbitteler Feldmark ist sehr kontrovers gefiihrt worden. Zunachst waren zwei Standorte
geplant und wurden in mehreren 6ffentlichen Veranstaltungen vorgestellt: einer an der Stralle Wildes
Moor mit 300 Wohnungen und einer am Rehagen mit 300 bis 400 Wohnungen fiir die Unterbringung
von Fliichtlingen. Die Wohnungen sollten Uber einen Zeitraum von 15 Jahren dem reguldren
Wohnungsmarkt zugefiihrt werden. Fiir den Standort Wildes Moor gab es Uberlegungen, das
Quartier zum Zwecke der Integration um 100 bis 300 Wohnungen fiir reguldares Wohnen zu erweitern.

Im Zusammenhang mit diesem Vorhaben wurden im Bezirk Wandsbek und im Stadtteil
Hummelsbiittel in den vergangenen Monaten zahlreiche 6ffentliche Informations- und
Beteiligungsveranstaltungen  durchgefihrt und  Gesprache mit  Birgerinitiativen, den
Naturschutzverbanden und den befassten Behorden gefiihrt. Bei den Verhandlungen fir diese
Eckpunkte konnte zur Frage des ,0b“ und der Gesamtdimension der neuen Wohnquartiere keine
Einigkeit hergestellt werden. Gleichwohl besteht der gemeinsame Wille der Beteiligten in
Hummelsbittel ein stabiles Quartier zu erhalten bzw. zu schaffen.

Vor diesem Hintergrund werden folgende Zusagen gemacht:

1. Es wird zugesagt, dass fir ausgewogene und integrationsférdernde Verteilung von offentlich-
rechtlicher Unterbringung in Wandsbek und dariliber hinaus zu sorgen ist. Die zustandigen Stel-
len werden entsprechend der Verstandigung mit der Volksinitiative aufgefordert, einen Vertei-
lungsschliissel fiir die Hamburger Bezirke und im zweiten Schritt fiir die Stadtteile zu erarbeiten,

der auBerdem zu einer im Rahmen der gegebenen Moglichkeiten moglichst gleichmaRigen Ver-
teilung flhrt.
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Vor diesem Hintergrund sind fiir notwendige neue bzw. alternative Standorte im Bezirk Wands-

bek in erster Linie potentielle Flaichen, Moglichkeiten der Nachverdichtung (Baullicken, Dachaus-
bauten, Aufstockungen, Abriss und Neubau) und geeignete Gebaude in den Stadtteilen des Be-
zirks Wandsbek zu prifen, die im bezirklichen Vergleich bislang den geringsten Beitrag zur Un-
terbringung von Fliichtlingen geleistet haben (z.B. Sasel und Wellingsbittel). In den Prifprozess
werden im Rahmen transparenter Befassungen in den Gremien der Bezirksversammlung die ak-
tuellen Beteiligungsprozesse vor Ort und hamburgweit mit einflieRen, insbesondere das Fin-
dingPlaces-Projekt der HafenCity Universitdt. Auch Nachverdichtungs- und Belegungspotentiale
bei SAGA GWG sollen in diesen Priifprozess einbezogen werden. Die Verstandigung auf Landes-
ebene mit der Volksinitiative enthalt zahlreiche Maligaben fiir Hebung von Wohnungsbaupoten-
tialen.

Das Bebauungsplanverfahren Hummelsbiittel 29 (Wildes Moor / Glashiitter LandstraRRe) wird
eingestellt. Das Verfahren zur Entlassung des Flurstiicks 21 oder von Teilen davon aus dem Land-
schaftsschutzgebiet wird ebenfalls eingestellt. Dieses war und ist bereits ein erhebliches Entge-
genkommen gegeniiber dem Anliegen von Biirgerinitiative und Volksinitiative.

Um eine Versachlichung auch fir zukiinftige, fundierte Diskussionen um mogliche Wohnungs-
baupotentiale in der Feldmark zu erreichen, wird den zustandigen Fachbehorden empfohlen, ein
Fachgutachten in Auftrag geben, das — mit der ausdriicklichen Pramisse des Erhalts der Hum-
melsbiitteler Feldmark — kldren soll, ob, inwieweit, wo und mit welchen Maligaben in kleinen
Teilbereichen der Feldmark reguldarer Wohnungsbau im Rahmen regularer Bebauungsplanverfah-
ren und aufgrund umfassender Umweltvertraglichkeitsprifungen machbar und sinnvoll ist, ohne
unvertretbare Eingriffe in die Feldmark zu verursachen. Hierbei sind die 6kologischen, stadtkli-
matischen, stadtentwicklungspolitischen, sozialstrukturellen, verkehrlichen, landwirtschaftlichen
und sonstigen Folgen flachenbezogen préazise zu analysieren und umfassend abzuwagen. Sollten
Wohnungsbaupotentiale gesehen werden, ist auch zu prifen, ob und inwieweit ein Ausgleich
auch innerhalb der Feldmark ggf. unter anderem durch eine VergréRerung oder Verbindung der
beiden Naturschutzgebiete erreicht werden kann. Auch andere 6kologisch wertvolle Flachen in-
nerhalb der Feldmark waren fiir eine Aufwertung zu identifizieren. An dem Gutachtenverfahren
sind neben der Kommunalpolitik auch die ortlichen Initiativen, konkret insbesondere der ,Verein
zum Erhalt der Hummelsbutteler Feldmark”, und mindestens zwei Naturschutzverbande zu be-
teiligen. Aus dem Gutachtenauftrag werden die unmittelbar an den Tegelsbarg angrenzenden
Flachen ausgenommen, da der Beitrag aus diesem Sozialraum bereits am Rehagen geleistet wur-
de. GemaR dem Grundsatz ,Innenentwicklung vor AuBenentwicklung” sind ausdriicklich auch
die Siedlungsbereiche rund um die Feldmark auf 6kologisch vertragliche Verdichtungsmdglich-
keiten hin sorgfaltig mit zu untersuchen, um auszuloten, ob Mdglichkeiten im Rahmen der Woh-
nungsbauprogramme der nachsten Jahre bestehen, auf den besonders umstrittenen Wohnungs-
bau in der Feldmark weitestgehend zu verzichten. Dabei ist einzubeziehen, inwieweit durch Ver-
lagerung von natur- und landschaftsvertraglichen Nutzungen in die Feldmark zusatzliche Woh-
nungsbaupotentiale innerhalb des bestehenden Siedlungsraums geschaffen werden kdénnen.

Uber die bestehenden Fliichtlingsunterbringungen am Lademannbogen, an der FlughafenstralRe
und am Poppenbitteler Weg sowie den geplanten Standort am Rehagen hinaus soll es keine
weiteren neuen Planungen und Standorte der Fliichtlingsunterbringung in Hummelsbiittel ge-
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ben. Sollten sich gesamtstadtisch Spielraume fiir Platz- und Standortreduzierungen ergeben, ist
Hummelsbiittel entsprechend beschleunigt und besonders zu beriicksichtigen. Im Ubrigen gelten
die Verstandigungen auf Landesebene mit der Volksinitiative.

Die Belegung der Wohnungen fiir die Unterbringung von Flichtlingen im Rahmen des Express-
baus mit Perspektive Wohnen am Rehagen hat mit Haushalten mit guter Bleibeperspektive und
moglichst bereits erfolgter bzw. eingeleiteter Integration in den ersten Arbeitsmarkt zu erfolgen.
Der Anteil von Menschen, die in Familien, also in Haushalten mit mindestens einem Kind, leben,
soll bei den Unterkiinften Gber dem Anteil von Familien in der Gesamtzahl der Fliichtlinge in
Hamburg liegen. Die Unterbringung in rdumlich abgeschlossenen Wohnungen bringt fir Fami-
lien im Vergleich zu Alleinstehenden wesentlich gréBere Vorteile fiir ihre Lebenssituation mit
sich. Die deutliche Annaherung an reguldares Wohnen verbessert die Integrationsvoraussetzun-
gen fiur die einzelnen Familienmitglieder und familidre Strukturen wiederum unterstiitzen die
Stabilitat des Sozialraums.

Die Wohnungen, die am Rehagen von Beginn an als regularer Wohnraum entstehen (insbeson-
dere Bauabschnitt 2) und diejenigen, die im weiteren Verlauf in regularen Wohnraum umge-
wandelt werden (insbesondere Bauabschnitt 1), werden auf Grundlage ihres origindren Finan-
zierungsmodells im Rahmen des 1. Forderweges an berechtigte Haushalte vergeben (Bauab-
schnitt 1) bzw. freifinanziert realisiert (Bauabschnitt 2), was einen besonders guten Beitrag fir
gemischte, sozialvertragliche Bewohnerstrukturen leistet. AuRerdem sollen im Sinne einer stabi-
len sozialen Mischung moglichst von Beginn an Wohnungen fir Auszubildende, ggf. auch Stu-
denten sowie seniorengerechte Wohnungen vorgesehen werden. Bei der Mischung soll Schritt
fr Schritt eine perspektivische Orientierung am bewdhrten Hamburger Drittelmix und an dem
vorgeschlagenen Viertelmix der Volksinitiative stattfinden (aber ohne Eigentumswohnungen).

Im Plangebiet des neuen Quartiers am Rehagen werden im Bauabschnitt 1 anfangs hochstens
182 Wohnungen westlich zum Rehagen in durchgehend viergeschossiger Bauweise fir die drin-
gend notwendige Unterbringung von Fliichtlingen geplant und dabei im Rahmen der Genehmi-
gung eine maximale durchschnittliche Belegungsdichte von rd. 4 Personen pro Wohneinheit zu

Grunde gelegt (rd. 728 Pldtze auf Basis einer vorsorgeorientierten Betrachtung bezogen auf den
Genehmigungszeitpunkt). Hinzu kommen im Bauabschnitt 2 6stlich zur Bestandsbebauung hin in
durchgehend viergeschossiger Bauweise weitere 182 Wohnungen, die nach der Vorweggeneh-

migungsreife des Bebauungsplans von Beginn an als freifinanzierte Wohnungen vollstandig fir
den regularen Wohnungsmarkt bestimmt sind. Damit wird die Zahl von 364 Wohnungen fir die-
sen Standort insgesamt nicht Gberschritten.

Im zeitlichen Zusammenhang mit der Bezugsfertigkeit des gesamten ersten Bauabschnitts erfol-
gen im Hinblick auf die Erstbelegung eine aktualisierte Betrachtung der tatsachlichen Bedarfssi-

tuation und darauf basierend eine einmalige Festlegung der maximalen Obergrenze der 6ffent-
lich-rechtlichen Unterbringung (6rU) fiir Fliichtlinge an diesem Standort.

Hierzu wird in einem ersten Schritt das zutreffende Zugangsszenario auf Basis der Zugangszahl an
Flichtlingen mit Unterbringungsbedarf ermittelt (ZKF-Szenario oder BMF-Szenario der
Volksinitiative — Festlegung siehe weiter unten).
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Sofern das sogenannte ZKF-Szenario (Zentraler Koordinierungsstab Fliichtlinge) eintritt, wird bei
Erreichen der Vorweggenehmigungsreife des parallelen Bebauungsplans einvernehmlich mit
dem Eigentlimer die Obergrenze der o6ffentlich-rechtlichen Unterbringung (6rU) an diesem
Standort auf bis zu 600 Fliichtlinge festgesetzt.

Im Fall des Eintretens des BMF-Szenarios (Bundesministerium fir Finanzen) der Volksinitiative
wird zusatzlich geprift, ob es eine Abweichung des durch die FHH prognostizierten
Gesamtbestands an o6rU-Platzen fir die kommenden 12 Monate ab dem Monat dieser
Festlegung zur gemeinsam verabschiedeten aktualisierten Planung Stand Mai 2016 gibt. Die
Planung Stand Mai wird bis zum Herbst 2016 vom ZKF aktualisiert. Wenn sich daraus zu diesem
Zeitpunkt gegeniliber dem geplanten Bestand an 6rU-Platzen eine relevante Abweichung ergibt,
wird diese Bestandsabweichung auf die noch nicht in Betrieb befindlichen ,Perspektive
Wohnen“-Standorte bis zu der jeweiligen Maximalgrenze des ZKF-Szenarios verteilt (in diesem
Fall maximal 600 Platze).

Wenn der zuséatzliche Bedarf nicht gegeben ist, dann wird die Obergrenze fiir die 6ffentlich-
rechtliche Unterbringung (6rU) an diesem Standort auf bis zu 450 Fliichtlinge festgesetzt.

Mit diesem Vorgehen wird die Zielsetzung unterstiitzt, moglichst schnell moglichst viele
Wohneinheiten dem allgemeinen Wohnungsmarkt zuzufihren.

Der Fliichtlingszugang wird wie folgt ermittelt:

Die Zahl umfasst alle Fliichtlinge mit Unterbringungsbedarf in Hamburg und zwar auf Basis der
Zuweisung nach EASY und die darin nicht enthaltenen Zugdnge (z.B. Familiennachzug oder
Volljahrigkeit unbegleiteter Minderjahrige).

Die im Rahmen der Verhandlung zur Volksinitiative ,Hamburg fiir gute Integration”
abgestimmten Zugangsprognosen betragen fir das ZKF-Szenario 21,6 Tausend und fiir das BMF-
Szenario der Volksinitiative 15,2 Tausend. Aus Verfahrensgriinden wurde vereinbart, dass das
ZKF-Szenario ab 18 Tausend pro Jahr und bis 35 Tausend pro Jahr (Vorsorge-Szenario) greift, und
das BMF-Szenario der Volksinitiative unter 18 Tausend.

Die Ermittlung des tatsdchlichen Flichtlingszugangs erfolgt als Jahreswert lber die gleitende
Summe der letzten 12 Monate vor dem Monat der Festlegung.

Bis zum 31.12.2019 wird im Einvernehmen mit der Eigentiimerseite ein zweiter Reduzierungs-

schritt umgesetzt, sodass fiir die 6ffentliche Unterbringung von Fliichtlingen nur noch 300 Plat-

ze zur Verfligung stehen und somit weitere Wohnungen an Haushalte mit einem reguldren
Mietvertrag vergeben sein werden.

Dieses bedeutet im Ergebnis gegenliber den urspriinglichen Planungen fiir eine 6ffentlich-
rechtliche Unterbringung mit zundchst rund 3.500 Platzen ein mehr als deutliches Entgegen-
kommen um 3.200 Platze und eine schrittweise Umsetzung der Zielsetzung der Volksinitiative.

Gleichwohl bringt Hummelsbittel einen erheblichen Beitrag zur Flichtlingsunterbringung. Zu-
sammen mit den bestehenden Einrichtungen finden mit der 6rU am Rehagen auf Basis der Sze-
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10.

11.

12.

13.

narien 1.278 (ZKF) bzw. 1.128 Fliichtlinge (BMF/Volksinitiative) ein Zuhause — eine groRe Solida-
ritatsleistung.

Ab 2020 stehen die 300 Platze fiir die 6ffentlich-rechtliche Unterbringung (6rU) fur Flichtlinge
bis zum Ablauf von 15 Jahren nach Erstbezug der 6rU zur Verfiigung. Nach den 15 Jahren stehen
samtliche Wohnungen entweder als offentlich geférderte oder als freifinanzierte Wohnungen

gem. Drs. 21/1838 dauerhaft dem reguldaren Wohnungsmarkt zur Verfugung.

Verbunden mit dem Ziel einer erfolgreichen Integration (Sprache, Arbeit, Selbstandigkeit und
Teilhabe) wird das Gesamtquartier Tegelsbarg-Rehagen von dem wesentlichen Bestandshalter
SAGA GWG, der Bezirksverwaltung und den zustdndigen Behorden in besonderem Malie als So-
zialraum begleitet, indem im zeitlich-planungssichernden Vorwege die bestehende soziale Inf-
rastruktur am Bedarf ausgerichtet ausgebaut und entsprechende neue Angebote geschaffen
werden. Dabei sind gemaR der Buirgerschafts-Drucksache 21/2550 insbesondere weitere Kita-
Angebote, ein Quartiersmanagement und eine Beteiligungsstruktur fiir die ortsansdssige Be-
volkerung und die neuen Bewohnerinnen und Bewohner vorzusehen und die Angebote und Ka-
pazitdten u. a. des bestehenden Eltern-Kind-Zentrums am Tegelsbarg, des Bauspielplatzes, des
Berufsorientierungsprojekts BEO und des Hauses der Jugend anzupassen. Das Ubergreifende
Ziel des Ausbaus der sozialen Infrastruktur ist es, dass neben der nachhaltigen Entwicklung neu-
er stabiler Quartiere die bestehenden Sozialrdume insgesamt gewinnen und eine splirbare struk-
turelle Starkung erfahren. Die zusatzlichen bezirklichen Mittel zur sozialen Flankierung der
Flichtlingsunterbringung (z.B. aus dem Quartiersfonds) sind besonders in die Stadtteile mit
Flichtlingsunterkliinften mit der Perspektive Wohnen — derzeit Hummelsbittel, Poppenbittel
und Jenfeld — zu lenken. Die Konzepte hierfiir sind schnell auf den Weg zu bringen und mit den
Ortlichen Akteuren abzustimmen.

Der stadtebauliche und architektonische Standard der neuen Quartiere soll sich an zeitgemaRen,
hochwertigen Referenzobjekten orientieren.

Fir die geplante Neubebauung auf der Fliche am Rehagen sind die folgenden fiir den Okoraum,
das Mikroklima und die Energieeffizienz relevanten MaRgaben zu beriicksichtigen:

a. Die Dacher sollen als Flachdacher mit einer extensiven Dachbegriinung als freiwillige, férder-
fahige Leistung des Investors umgesetzt werden.

b. Fir jeden zu fillenden Baum sind 1,5 neue Baume zu pflanzen (es wird aufgerundet und
Baumpflanzungen im Rahmen der vorgesehenen Ausbildung neuer Knicks werden angerech-
net).

c. Vorhandene Knicks werden moglichst erhalten.
d. Es werden nur einheimische Geholze gepflanzt.
e. Sofern technisch machbar, sind alle Zuwegungen wasserdurchlassig zu gestalten.

f. Fir den Kaltluftstrom wurde trotz der Eilbedrftigkeit das Ergebnis des im Bezirk Wandsbek in
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Auftrag gegebenen Gutachtens berlicksichtigt. Grundsatzliche Einwande haben sich nicht er-
geben. Durch die Reduzierung eines Geschosses in Bauabschnitt 1 werden die gemalR Gut-
achten ohnehin minimalen Auswirkungen fiir den Kaltluftstrom weiter gemindert.

g. Die Energieeffizienz der Gebaude erfiillt die Anforderungen an das Niveau KfW-Effizienzhaus-
55 nach der EnEV 2016.

h. Die Beheizung des Quartiers erfolgt Gber ein eigenes BHKW.

14. Fir die Inanspruchnahme der Flaiche am Rande der Hummelsbutteler Feldmark ist ein geeigne-

15.

16.

17.

18.

ter Ausgleich nicht nur innerhalb der Stadt, sondern ergdnzend auch innerhalb der Feldmark
herzustellen. Konkrete MaRnahmen sind im Rahmen des Bebauungsplan- bzw. des Baugenehmi-
gungsverfahrens zu prifen und zu gewahrleisten. Dabei ist zu prifen, inwieweit diese Aus-
gleichsmaBnahmen Uber dem gesetzlich vorgeschriebenen MaR liegen kdnnen (monetar be-
trachtet nach Moglichkeit mindestens 30 Prozent). Ziel des Ausgleichs muss dabei die 6kologi-
sche Aufwertung der Feldmark entsprechend der Maligaben aus Ziffer 2 sein.

Der Zuwachs an Grundsteuereinnahmen durch die Bebauung von Teilen des Landschaftsschutz-
gebietes am Rehagen soll gemal des Programms ,Natur-Cent” fiir MaBnahmen des Natur- und
Landschaftsschutzes eingesetzt werden. Dabei sollen zusatzlich zu den Ausgleichsleistungen
nach Punkt 6 zunachst prioritar MaBnahmen in der Hummelsbutteler Feldmark - unter geeigne-
ter Beteiligung der Naturschutzverbinde und der Birgerinitiative - neben dem Aufbau der not-
wendigen Personalkapazitat im Bereich der Landschaftsplanung und Griinpflege des Bezirks um-
gesetzt werden. Der Bezirk beantragt zum nachstmaoglichen Zeitpunkt die entsprechenden Mittel
als laut Senat mogliche Vorauszahlungen auf zukilinftige Grundsteuereinnahmen aus dem Son-
dervermogen ,Naturschutz und Landschaftspflege”.

Es soll im Rahmen eines Stellplatzkonzepts auch eine angemessene Zahl an Tiefgaragen-
Stellplatzen fiir PKW und Fahrrader bereitgestellt werden.

Wesentlicher Bestandteil der Stadtteilentwicklung ist die Bewohnerbeteiligung. Hierzu wird ein
Quartiersbeirat eingerichtet, an dem — neben anderen Vertretern ortlicher Institutionen, Verei-
nen und Verbdanden — auch die Birgerinitiativen mit Sitz und Stimme beteiligt werden. Ebenso
werden mogliche andere Fliichtlings-Unterstitzerinitiativen ebenso wie Gefllichtete in geeigne-
ter Weise einbezogen. Im Zusammenhang mit der Beteiligung sollen auch angemessene neue
Formen der Partizipation mit den Bewohnern der Unterkiinfte sowie den Bewohnern der ande-
ren Neubauten ausprobiert und bei Erfolg etabliert werden. Hierbei sind auch Beteiligungsange-
bote speziell fiir Kinder und Jugendliche zu beriicksichtigen. Mit dem Quartiersbeirat sind MaR-
nahmen der Stadtteilentwicklung abzustimmen, auch ist dort regelmaRig tiber die Fortschritte
bei der Umsetzung von MaRnahmen aus dieser Selbstverpflichtung zu berichten.

Der Bezirk und SAGA GWG werden ein Quartiersmanagement einsetzen, das die Griindung des

Quartiersbeirats begleitet, sich fortan eng mit ihm abstimmt und Erfahrungen in der Stadtteil-
entwicklung und der Integrationsarbeit sowie moglichst gute Ortskenntnisse hat. Die Mittel zur
Finanzierung des Quartiersmanagements und des Quartiersbeirats werden von SAGA GWG und
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19.

20.

21.

aus dem bezirklichen Quartiersfonds zur Verfligung gestellt.

Bei der Planung, Realisierung und Belegung der Wohnungen am Rehagen wird beriicksichtigt,
dass im Rahmen von gemischter Belegung Chancen und Mdoglichkeiten zur Integration in norma-
len Wohnraum bestehen. Um den Ubergang von der Unterkunft in reguldren Wohnraum flexibel
gewahrleisten zu kdnnen, ist hierfiir vom Betreiber der Fllichtlingsunterbringungen férdern und
wohnen (f&w) in Zusammenarbeit mit dem Bezirksamt und SAGA GWG ein geeignetes Konzept
zu entwickeln. Durch ein gezieltes Belegungsmanagement bemiihen sich f&w, SAGA GWG und
das Bezirksamt Wandsbek dabei um eine stadtteilvertragliche, kleinteilige Durchmischung. Hier-
Uber wird im Quartiersbeirat regelmaRig berichtet.

Im Hinblick auf die Schulsituation soll Sorge dafiir getragen werden, dass insbesondere die neu-
en Kinder im Grundschulalter wohnortnah beschult werden, ohne die einzelnen Schulen zu
Uberfordern. Die Moglichkeit der eingeschrankten Schulwahl von Fliichtlingskindern ist dabei ggf.
zu nutzen, um Uberforderungen einzelner Schulstandorte zu vermeiden. Im Rahmen der Schul-
entwicklungsplanung ist dabei neben der ausreichenden Versorgung mit Rdumen, Lehrkraften
und Sozialpadagogen im normalen Schulbetrieb auch die Betreuung im Bereich der Vorschule
und im Ganztagsbereich von Bedeutung. Der Ausbau von GBS und GTS kann einen wichtigen In-
tegrationsbeitrag leisten. Zu diesen Fragen macht die Schulbehdrde unter Wahrung der bezirkli-
chen Beteiligungsverfahren konkrete Vorschlage, bzgl. der Kita wird auch die BASFI angehalten
geeignete Vorschlage zu machen (s.u.). Der Betreuungsschliissel im Bereich Krippe, Kita und
Ganztag wird im Rahmen der vereinbarten Schritte verbessert — auch in Hummelsbiittel. Dariiber
hinaus wird gepruft, auf welche Weise bestehende oder geplante nachbarschaftliche Angebote
an den Schulen unterstiitzt werden kdnnen. Der Ausbau der Kinderbetreuung hat die neuen Be-
darfe von Fllchtlingsfamilien wie auch der anderen, neu nach Hummelsbiittel ziehenden Fami-
lien zu bericksichtigen. Fiir eine erfolgreiche Integration von Kindern im Vorschulalter und deren
Vorbereitung auf die Schule ist es erforderlich, dass in den unmittelbar neben den Wohnunter-
kiinften gelegenen Kitas eine stabilisierende Mischung der Kinder gewahrleistet wird. Die FHH
unterstiitzt auch und insbesondere die bestehenden Kitas in notwendigem, begriindetem Aus-
bau (ggf. strukturell und personell) im Rahmen des Kita-Gutscheinsystems.

Die Polizei wird insbesondere in der Anfangszeit eine sichtbare, verstarkte Prasenz in und um die
Wohnunterkunft am Rehagen gewahrleisten und bei Bedarf eine ortliche Ansprechbarkeit orga-
nisieren. Die MaRnahmen sind im Quartiersbeirat vorzustellen. Ein polizeilicher Vertreter wird
dem Quartiersbeirat verbindlich als dauerhafter Ansprechpartner zur Verfiigung stehen, um ggf.
kurzfristig Nachjustierungen im Sicherheitskonzept fir die 6rU und fiir den Stadtteil thematisie-
ren zu konnen. Bedingt durch den Bevolkerungszuwachs durch die Wohnunterkiinfte und den
Wohnungsbau soll dem PK 34 Schritt fir Schritt und lageangepasst eine entsprechende zusatzli-
che Personalkapazitat zugewiesen werden, die insbesondere eine starkere polizeiliche Prasenz
(gemessen z.B. in Personalstunden Prasenz) erméglicht. In dieser Phase ist insbesondere sicher-
zustellen, dass freiwerdende Stellen am PK 34 unverziiglich nachbesetzt werden. Weitere lage-
angepasste personelle Verstiarkungen des PK 34 prifen Polizei und Innenbehérde regelmaRig
entlang der Bevolkerungs- und Lageentwicklung.
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22.

23.

24,

25.

26.

In den Bereichen der offenen Kinder- und Jugendarbeit sowie der Familienforderung werden

sich durch das neue Wohngebiet in Hummelsbiittel verdnderte Bedarfe entwickeln. In Abstim-
mung mit den bezirklichen Gremien sind die vorhandenen Einrichtungen zu starken und ggf. aus-
zubauen. Hierfiir stellt die FHH notwendige Mittel zur Verfiigung und werden vom Bezirk Mittel
des dafiir gemaR Drs. 21/2550 aufgestockten Quartiersfonds verwendet. Die standortnahe Ju-
gendarbeit wird weiterentwickelt. Ein Belegungsplan sollte bereits im Voraus den Institutionen
vorgelegt werden, um rechtzeitig bedarfsgerecht Planungen aufstellen zu kénnen. Speziell zur
Einbeziehung der weiblichen Kinder und Jugendlichen miissen besondere MaRnahmen ausgear-
beitet werden. Die Konzepte hierfir sind schnell auf den Weg zu bringen und mit den 6rtlichen
Akteuren abzustimmen. Der Jugendhilfeausschuss Wandsbek wird gebeten, den notwendigen
Bedarf einer Verstarkung der Jugendarbeit im Sozialraum festzustellen und dabei auch die im So-
zialraum als unzureichend empfundene Stellenbesetzung im Haus der Jugend Tegelsbarg in den
Fokus nehmen, insbesondere wenn die Einrichtungen vor Ort weitere Aufgaben bei der Fllicht-
lingsintegration Gbernehmen sollen. Die daraus resultierende notwendige Neukonzeptionierung
der Kinder- und Jugendarbeit wird im Quartiersbeirat vorgestellt. Die Zustandigkeit des Jugend-
hilfeausschusses bei der konkreten Umsetzung dieser Bedarfsanmeldung bleibt unberihrt.

Im Bereich Kultur und Begegnung sollen in den fir die Wohnunterkunft (Bauabschnitt 1) vorge-
sehenen Gemeinschaftsraumen soziale Angebote durchgefiihrt werden, die sich an alle Bewoh-
nerinnen und Bewohner des Quartiers und des Umfelds richten. GroRen-/aufteilungsabhangig
sollten bedarfsgerecht mind. 4 Gemeinschaftsrdume, moglichst eine simple Kiichenzeile beinhal-
tend, eingeplant werden. AulRerdem sollen f&w und andere auch spezielle Kultur- und Bildungs-
angebote fir Gefliichtete durchfiihren, u.a. zum Spracherwerb.

Qualifizierung, Ausbildung, Fortbildung und Arbeit sind ein wesentlicher Baustein fiir erfolgrei-

che Integration und Teilhabe, dies gilt gleichermalien fiir Gefliichtete, wie auch fiir Einheimische.
Die zustdndigen Behorden werden in Abstimmung mit den bezirklichen Gremien alle Anstren-
gungen unternehmen, auch im Alstertal die Moglichkeiten von Aus- und Fortbildung sowie Qua-
lifizierung zu starken. Als konkretes Projekt ist im Alstertal eine AuRenstelle des W.I.R.-Projektes
oder eines vergleichbaren Angebotes zu prifen. Dabei sind die vorhandenen Netzwerke zum
Ubergang Schule in Ausbildung oder das Berufsleben im Stadtteil zu beriicksichtigen.

Der Bevolkerungszuwachs soll in die Planungen fiir den offentlichen Nahverkehr einbezogen

werden. Gegenstand der Prifungen bzw. Planungen ist insbesondere die fortlaufende Anpassung
der Busleistung an die neuen Gegebenheiten.

Der Senat der FHH erkennt die insbesondere in Hummelsbittel bereits bestehende besondere
Notwendigkeit von Sportvereinen fiir die Integrationsarbeit an und verpflichtet sich, auch fir
das Alstertal im Rahmen der hamburgweiten Sanierungs- und Investitionsoffensive fir Sportan-
lagen den Aus- und Neubau von Sportflaichen und -hallen im Rahmen des Méglichen voran zu
treiben und die ortlichen Sportvereine in ihrer wertvollen Integrationsarbeit zu starken. Die Bur-
gerschaft hat diese Initiativen immer wieder unterstiitzt und wird das weiter tun. Insbesondere
der des Ofteren erwogene Bau einer Mehrzweckhalle auf dem derzeitigen Hummelsbiitteler
Festplatz (Schulerweiterungsgelande) soll hierbei betont sein.
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27. In Hummelsbdttel ist insbesondere im Einzugsgebiet Tegelsbarg die medizinische Versorgungssi-
tuation (insbes. hinsichtlich Haus- und Kinderarzten) zu betrachten und dem Quartiersbeirat zu
berichten, ggf. sollen korrigierende Schritte gemeinsam erértert werden. Bei festgestellten loka-
len Versorgungsengpadssen muss aus Sicht der Vertragsparteien die Kassenarztliche Vereinigung
Hamburg gemeinsam mit den Krankenkassen lokale Sonderbedarfszulassungen aussprechen,
Arztsitze aus anderen Stadtteilen verlegen, die Er6ffnung einer Zweigpraxis unterstiitzen und die
Erweiterung der Versorgungskapazitat oder die personelle Aufstockung in vorhandenen Praxen
finanziell férdern. Uber den Sachstand ist im zentralen Beirat zu berichten. Zur Gewahrleistung

einer ausreichenden Versorgung des bestehenden und des neu entstehenden Bedarfs an Allge-
meinmedizinern und Kinderdrzten sollen die neu geschaffenen Moglichkeiten im Rahmen der
,Landeskonferenz Versorgung” genutzt werden.

Schlussbemerkung

Soweit zur Umsetzung dieser Punkte im Einzelfall Beschllisse der Bezirksversammlung bzw. anderer
bezirklicher Gremien erforderlich sind, werden die Beteiligten auf eine entsprechende
Beschlussfassung hinwirken.

134



	160711_Zusatzantrag_zuDrs5082_Master
	2016-07-12 Anlagen Konsens VI IfI_final
	Anlage 1 Übersicht Standorte ÖRU
	Anlage 2 Integrationsziele / Integrationsindikatoren
	Anlage 3 Bürgerverträge
	Anlage 3 a Bürgervertrag Neugraben-Fischbek
	Anlage 3 b Bürgervertrag Poppenbüttel
	Den Gedanken des bewährten Drittelmixes aufgreifend, werden neben geförderten Wohnungen – darunter auch geförderte Seniorenwohnungen nach dem Hamburgischen Wohn- und Betreuungsqualitätsgesetz – frei finanzierte Wohnungen vorgesehen. Der Bedarf an Wohn...
	7. Im Interesse einer gerechten Vergabe der regulären Wohnungen und eines transparenten Zugangs zu diesen Neubauwohnungen für alle Berechtigten in Hamburg werden diese durch den Investor/Vermieter öffentlich auf dem normalen Hamburger Wohnungsmarkt an...
	8. Bis spätestens zum 31.12.2019 wird verbindlich ein weiterer Reduzierungsschritt umgesetzt, sodass dann die Obergrenze für die öffentlich-rechtliche Unterbringung auf 300 Flüchtlinge festgesetzt ist. Dies bedeutet im Ergebnis gegenüber den ursprüngl...
	9. Ab 2020 stehen die 300 Plätze für die öffentlich-rechtliche Unterbringung (örU) für Flüchtlinge zunächst bis zum Ablauf von 15 Jahren nach Erstbezug der örU zur Verfügung, wobei bei entsprechend niedrigem Bedarf auch bereits vorher für einzelne Woh...
	10. Von den regulären Wohnungen können bis zu 15 an vordringlich Wohnungsuchende vergeben werden. Dies erfolgt in einer Weise, dass stabile Nachbarschaften geschaffen und erhalten werden.
	19. Zur Wahrung der Wohnruhe im Quartier selbst und zu den angrenzenden Wohngebieten sind im Rahmen der Festlegungen für das Wohngebiet nur Kleingewerbe (im Sinne von Läden und Handwerksbetrieben zur Nahversorgung) zuzulassen. Eine Nutzung für gewerbl...
	21. Der Bauantrag für den zweiten Bauabschnitt und der Bebauungsplan berücksichtigen die mit den Vertretern der Bürgerinitiativen im Workshop vom 19. Februar besprochenen und am 1. März im Planungsausschuss beschlossenen Erschließungsprinzipien. Die E...
	Die in dem Workshop vom 19.02.2016 vereinbarten Randbedingungen der Erschließung werden in den Erschließungsvertrag übernommen und geschaffen:
	a. Die Anbindung zur Straße Ohlendieck erfolgt über die bereits vorhandene Knickunterbrechung.
	b. Auf der Teilstrecke des Ohlendiecks zwischen Poppenbütteler Berg und Kramer-Kray-Weg wird auf der westlichen Seite durch ‚Verrohrung‘ des Wassergrabens auf der Seite und in der Länge der bislang vom ruhenden Verkehr genutzten Fläche ein unbeschränk...
	c. Es erfolgt im Zuge dieses Vorhabens kein weiterer Ausbau der restlichen Straßenführung des Ohlendiecks in südliche Richtung.
	d. Im Kreuzungsbereich am Straßenübergang zum Naherholungsgebiet Kupferteich vom Ohlendieck über die Hauptstraße Poppenbütteler Berg soll eine Fußgängerlichtsignalanlage installiert werden.
	Anlage 3 c Bürgervertrag Lemsahl
	Anlage 3 d Klein Borstel
	Präambel
	Ausgangssituation
	Nach der Vermittlung durch die Regierungsfraktionen in der Bürgerschaft und der Bezirksversammlung vereinbaren wir folgende Punkte:

	Schlussbemerkung
	Anlage 3 e Bürgervertrag Langenhorn
	Anlage 3 f Bürgervertrag Lurup, Osdorf, Bahrenfeld
	Anlage 3 g Bürgervertrag Eimsbüttel
	Die Wohnungen, die am Hörgensweg von Beginn an als regulärer Wohnraum entstehen und diejenigen, die im weiteren Verlauf in regulären Wohnraum umgewandelt werden, sollen als geförderte Wohnungen entweder an berechtigte Haushalte vergeben werden oder al...
	Anlage 3 h Bürgervertrag Rissen
	Anlage 4 a Teilverständigung Billwerder / Mittlerer Landweg
	Anlage 4 b Verständigung Eppendorf
	Anlage 5 Politische Selbstverpflichtung Hummelsbüttel
	Politische Selbstverpflichtung  im Hinblick auf die weitere Entwicklung von Belegung und Infrastruktur beim Projekt  Rehagen in Hummelsbüttel
	Präambel
	Ausgangssituation
	Vor diesem Hintergrund werden folgende Zusagen gemacht:
	10. Ab 2020 stehen die 300 Plätze für die öffentlich-rechtliche Unterbringung (örU) für Flüchtlinge bis zum Ablauf von 15 Jahren nach Erstbezug der örU zur Verfügung. Nach den 15 Jahren stehen sämtliche Wohnungen entweder als öffentlich geförderte ode...
	Schlussbemerkung


